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Vorwort

Innerhalb weniger Jahre hat sich der 
Konzern RWE Thames Water zur Num-
mer Drei der „global player“ auf dem 
internationalen Wassermarkt ent-
wickelt. Vier große multinationale 
Konzerne und etwa ein Dutzend klei-
nerer Wasserunternehmen haben in 
den letzten Jahren weltweit öffent-
liche Wasserbetriebe übernommen. 
Der globale Wassermarkt ist für pri-
vate Investoren zum interessanten 
Betätigungsfeld geworden.

Trotz diesem Trend liegt der Anteil 
des Wassers, das von privaten Unter-
nehmen geliefert wird, weltweit bei 
nur 5%. Noch wird 95% der Wasser-
konsumenten von öffentlichen Be-
trieben versorgt. 

Andererseits haben weltweit 1,2 
Mrd. Menschen keinen Zugang zu 
sauberem Trinkwasser. Da Wasser 
ein Schlüssel für Entwicklung ist, 
ist der Zugang zu Wasser zum Mille-
niums-Entwicklungsziel erklärt wor-
den: Bis zum Jahr 2015 soll die Zahl 
der Menschen ohne Zugang zu sau-
berem Trinkwasser halbiert werden. 
Die hohen notwendigen Investitio-
nen in teure Infrastruktur bei lee-
ren öffentlichen Kassen haben dazu 
geführt, dass seit Ende der 90er 
Jahre auch die Hoffnungen vieler 
Entwicklungspolitiker auf den inter-
nationalen Konzernen liegen. In so 
genannten öffentlich-privaten Part-
nerschaften (public-private-partner-
ships) soll die Privatwirtschaft einen 
Beitrag leisten, um die Armen dieser 

Welt mit Wasser zu versorgen. Inzwi-
schen gibt es viele Beispiele solcher 
privater Beteiligungen. Die meisten 
davon sind in die Kritik geraten, vor 
allem weil die Versprechungen der 
Konzerne, in die Versorgung der Ar-
men zu investieren, nicht eingehal-
ten wurden, die Wasserpreise aber 
ungeahnte Steigerungsraten auf-
wiesen.

RWE Thames Water bemüht sich um 
ein besseres Image als seine franzö-
sischen Konkurrenten. Doch ob RWE 
seine Gewinninteressen im Wasser-
sektor tatsächlich mit den Interes-
sen der armen Bevölkerungsgrup-
pen im Süden der Welt in Einklang 
bringen kann, soll die hier vorlie-
gende Arbeit erhellen. Es handelt 
sich hierbei um die Zusammenfas-
sung zweier Studien zum interna-
tionalen Wassergeschäft des RWE-
Konzerns mit unterschiedlichen 
Schwerpunkten. Die Studie „Imagi-
ne … sauberes Trinkwasser für alle?“ 
von Frank-Kürschner-Pelkmann wur-
de von der Koordination Südliches 
Afrika in Bielefeld herausgegeben. 
Sie nimmt die Geschichte des RWE-
Konzerns mit seiner starken kommu-
nalen Verankerung in Deutschland 
zum Ausgangspunkt, die Firmen-
philosophie und Corporate Identity 

des Konzerns mit dessen konkreten 
Geschäftsgebaren in verschiedenen 
Regionen der Welt zu konfrontie-
ren. Die Studie „Vom Ruhrpott nach 
Shanghai“ von Peter Schnabel wur-
de vom Asienhaus in Essen heraus-
gegeben. Sie analysiert vor allem, 
wie RWE den Weg in Asiens Millio-
nenstädte fand, und beschreibt an-
hand vieler Beispiele die Erfahrun-
gen des asiatischen Engagements 
von RWE Thames Water. Diese Stu-
die ist auch im Internet verfügbar 
unter: www.asienhaus.de/publikat/
focus14/bestell14.htm.

Um die Ergebnisse dieser Studien 
mehr Menschen zugänglich zu ma-
chen, wurden beide Studien hier zu-
sammengefasst und auch ins Engli-
sche übersetzt, in der Hoffnung, all 
denen, die – wo auch immer auf die-
ser Welt – mit der Privatisierung ih-
rer Wasserversorgung konfrontiert 
sind, von Nutzen zu sein. Doch auch 
die Zusammenfassung in deutscher 
Sprache stellen wir hiermit dem 
deutschsprachigen Publikum zur 
Verfügung.

Monika Scheffl er



Einführung

„Wasser wird das Erdöl des 21. Jahr-
hunderts“. So schrieb die deutsche 
Wirtschaftszeitung „Handelsblatt“ 
am 19. Juni 2002. Das kostbare Gut 
Trinkwasser wird in vielen Regionen 
der Welt knapper, und das führt ver-
mehrt zu Konfl ikten, aber auch zu 
Bestrebungen, Trinkwasser zur Ware 
zu machen und zu einem möglichst 
hohen Preis zu verkaufen. In den 
meisten Kulturen und Religionen der 
Welt wird Wasser demgegenüber als 
heilig und als Geschenk Gottes oder 
der Götter an die Menschheit be-
trachtet, das allen zusteht. Auch in 
Europa und Nordamerika gibt es eine 
lange Tradition, Wasser als gemein-
sames Gut anzusehen und die Was-
serversorgung als Gemeinschafts-
aufgabe wahrzunehmen. 

Dies beginnt sich seit einigen Jah-
ren – von vielen kaum bemerkt – zu 
ändern. Auch wenn weltweit ledig-
lich fünf Prozent der Trinkwasserver-
sorgung durch private Unternehmen 
bereitgestellt wird, ist dieser Anteil 

rasch im Steigen, und damit wächst 
auch der Einfl uss der großen inter-
nationalen Wasserkonzerne. In den 
90er Jahren waren dies vor allem 
drei französische Konzerne sowie ei-
nige britische Unternehmen. Binnen 
weniger Jahre hat sich der deutsche 
Konzern RWE in die Spitzengruppe 
der privaten Wasserversorger hoch-
gearbeitet und was Umsatz und Zahl 
der versorgten Haushalte angeht 
den dritten Platz erobert. Den Auf-
stieg zum „global player“ im Wasser-
geschäft hat RWE vor allem dadurch 
geschafft, dass für Milliardenbeträge 
große Wasserversorger in England 
und den USA erworben wurden. 

RWE bemüht sich erkennbar um ein 
besseres Image als manche Konkur-
renten, die nach der Privatisierung 
der Wasserversorgung in Städten 
zwischen Buenos Aires und Manila 
in die Kritik geraten sind. Der Kon-
zern in der westdeutschen Stahlme-
tropole Essen hat aus den negativen 
Erfahrungen von Konkurrenten ge-
lernt, die früher in das private Was-
sergeschäft eingestiegen sind und 
auf rasche Gewinne hofften. 

In dieser Studie wird ein Überblick 
über den Konzern und sein vielfäl-
tiges Wasser-Engagement gegeben, 
wobei ein Schwerpunkt auf Asien 
liegt. Es wird deutlich, dass und wie 
die Debatte mit RWE über seine Rolle 
im internationalen Wassergeschäft 
geführt werden sollte. Bei diesem 
Prozess kommt den Kommunen in 
Deutschland eine große Bedeutung 
zu, denn sie besitzen mehr als 30 
Prozent der RWE-Anteile, und der 
Konzern ist in seinen Inlandsaktivi-
täten stark auf die Zusammenarbeit 
mit Städten und Gemeinden ange-
wiesen. Bisher werden diese Mög-
lichkeiten viel zu wenig genutzt, um 
Einfl uss auf die internationalen Was-
seraktivitäten von RWE zu nehmen. 
Gerade in der gegenwärtigen Phase 
der Neuorientierung der Konzernpo-
litik liegt hier eine Chance. 

Einführung
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„Wasser wird für Anleger immer 
wertvoller“, hieß es am 1. Okto-
ber 2001 in der „Financial Times 
Deutschland“. Der Verkauf von Trink-
wasser wurde in den letzten Jahren 
als ein lukratives Geschäft für inter-
nationale Konzerne und Kapitalan-
leger propagiert. Die dramatischen 
Vorhersagen der Vereinten Nationen 
über die wachsende Wasserknapp-
heit in vielen Regionen der Welt ha-
ben das Interesse von Unternehmen 
und Anlegern geweckt: Wo eine so 
große Knappheit herrscht, da müs-
sen profi table Geschäfte zu machen 
sein. Auf eine fast zynische Weise 
werden die Berichte über mehr als 
eine Milliarde Menschen ohne sau-
beres Trinkwasser in Beziehung ge-
bracht mit den zu erwartenden 
Milliardengeschäften. In dem an-
fangs erwähnten „Handelsblatt“-
Artikel heißt es: „Experten gehen 
davon aus, dass im Jahre 2025 ein 
Drittel der Menschheit keinen Zu-
gang zu sauberem Trinkwasser mehr 
haben wird. Für Anleger lohnt sich 
daher der Blick auf Unternehmen, 
die ihr Geld mit Versorgung, Aufbe-
reitung, Reinigung und Entsorgung 
von Wasser verdienen.“

Im Internationalen Jahr des Süß-
wassers 2003 wurde intensiv da-
rüber debattiert, auf welchem Wege 
die globalen Wasserprobleme gelöst 
werden können. Es sollten neue Im-
pulse für die Lösung der drängen-

den Probleme gefunden werden, de-
nen sich die Kommunen überall auf 
der Welt bei der Versorgung ihrer 
Einwohner mir sauberem Trinkwas-
ser gegenübersehen. Ein wichtiges 
Forum dafür war das Weltwasser-
forum in Kyoto im März 2003. Der 
Veranstalter „World Water Coun-
cil“, ein Zusammenschluss von öf-
fentlichen Einrichtungen und priva-
ten Unternehmen, wollte über die 
Lösungsverschläge beraten, welche 
die Privatwirtschaft gerade für die 
Metropolen des Südens vorzuweisen 
hatte. Im Gegensatz zum vorange-
gangenen Treffen in Den Haag 2000, 
auf dem die Möglichkeiten privater 
Initiativen zur Lösung der globalen 
Trinkwasserkrise noch euphorisch 
gefeiert worden waren, herrschte in 
Kyoto eine weitaus weniger optimis-
tische Stimmung, und dies auch bei 
den großen Unternehmen.

Vier große internationale Unterneh-
mensgruppen und etwa ein Dutzend 
kleinerer Wasserunternehmen haben 
in den letzten Jahren versucht, rund 
um den Globus kommunale Wasser-
betriebe aufzukaufen. Die Großen 
der Branche sind Veolia (früher Vi-
vendi Environnement), Suez (mit 
dem Wasser-Tochterunternehmen 
Ondeo), RWE und Saur. 2002 kon-
trollierten die französischen Kon-
zerne Vivendi und Suez zusammen 
70 Prozent des weltweiten privati-
sierten Wassergeschäftes. Sie bie-
ten eine breite Palette von Leistun-

gen an, vom Bau von Wasserwerken 
über den Betrieb von Abwasseranla-
gen bis zum effi zienten Gebühren-
einzug. Das gibt ihnen einen großen 
Wettbewerbsvorteil gegenüber klei-
nen Konkurrenten und ermöglicht 
es zugleich, nach dem Abschluss ei-
nes Kontraktes andere Tochterunter-
nehmen des eigenen Konzerns mit 
Aufträgen zu versorgen. Wenn zum 
Beispiel ein Managementkontrakt 
für den Betrieb der Wasserversor-
gung einer Großstadt abgeschlossen 
wurde, kann eine auf den Bau von 
Wasseraufbereitungsanlagen spezia-
lisierte Firma des eigenen Konzerns 
mit dem Bau des neuen Wasserwer-
kes betraut werden. Umgekehrt kann 
der Kontrakt für den Bau eines Was-
serwerkes verbunden werden mit 
dem Angebot, das Management der 
Anlage für die nächsten 25 Jahre zu 
übernehmen. Um international zum 
Zuge zu kommen, sind außerdem 
Referenzprojekte von großer Be-
deutung, also bereits fertig gestellte 
und funktionierende Projekte ähnli-
cher Art im gleichen oder in einem 
anderen Land. Bereits diese kurzen 
Angaben können deutlich machen, 
warum lokale Unternehmen im Sü-
den der Welt kaum Chancen haben, 
gegen die internationalen Wasser-
konzerne bei lukrativen Ausschrei-
bungen erfolgreich um Kontrakte zu 
konkurrieren und dass ihnen allen-
falls die Rolle eines Juniorpartners 
in Joint Ventures bleibt. 

Der internationale Wassermarkt
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Unterstützung erhalten die Wasser-
konzerne bei ihrer globalen Expan-
sion von Weltbank, Internationa-
lem Währungsfonds, Europäischer 
Union und westliche Regierungen, 
die auch bei der Wasserversorgung 
auf den Markt setzen. Es sind jähr-
lich Milliardeninvestitionen erfor-
derlich, um die Zahl der Menschen 
ohne Anschluss an eine Wasserver-
sorgung und Abwasserentsorgung 
deutlich zu vermindern. Die tatsäch-
lichen Investitionen bleiben bisher 
weit dahinter zurück, und diese Lü-
cke soll von privaten Investoren ge-
schlossen werden. Außerdem vertre-
ten die Weltbank und viele westliche 
Regierungsvertreter die Auffassung, 
private Unternehmen würden effi zi-
enter arbeiten als kommunale Ver-
sorgungsbetriebe. 

Die Konzepte und ideologischen 
Überzeugungen der Privatisierungs-
befürworter sind umstritten, aber 
sie bestimmen trotzdem die Was-
serpolitik vieler Länder. Oft wurden 
arme Länder gezwungen, den Was-
serbereich und andere bisher öf-
fentliche Bereiche zu privatisieren, 
wenn sie neue Kredite erhalten wol-
len. Auch in den westlichen Indus-
trieländern, angefangen mit Eng-
land unter Margret Thatcher und 
gefolgt von Mittel- und Osteuropa, 
hat es im Wasserbereich eine Priva-
tisierungswelle gegeben. Die hoch-
fl iegenden Erwartungen auf riesige 
Gewinne aus der Privatisierung der 
Wasserversorgung gehen aber an der 
Realität vorbei. Die international tä-
tigen Wasserunternehmen sind in-
zwischen sehr viel vorsichtiger ge-
worden, sich in großem Umfang und 
über lange Zeiträume in ärmeren 
Ländern zu engagieren. Denn inzwi-
schen liegen über viele der größeren 
Privatisierungsprojekte, die in den 
vergangenen Jahren für Aufsehen 
gesorgt hatten, ernüchternde Ergeb-

nisse vor: Cochabamba, Manila, Ja-
karta sind zu Stichworten geworden, 
die die Unzulänglichkeit privatwirt-
schaftlicher Lösungsansätze über-
deutlich vor Augen führten. 

Das Ende der Illusionen 
vom raschen Geld
Gleichzeitig wurde deutlich, dass die 
großen, weltweit operierenden Ver-
sorgungsunternehmen, allen vor-
an die hoch verschuldeten Konzer-
ne Vivendi und Suez kaum in der 
Lage sein würden, den weltweit rie-
sigen Investitionsbedarf aus Eigen-
mitteln zu decken. Damit waren zwei 
der Hauptargumente der Befürwor-
ter weiträumiger Privatisierungs-
maßnahmen – zusätzliches Kapital 
und besseres Know-How – zumin-
dest relativiert worden. Die Vertre-
ter Thames Waters und anderer grö-
ßerer Trinkwasserkonzerne äußerten 
sich beim Weltwasserforum in Kyoto 
zurückhaltend über die Möglichkei-
ten, große Investitionen im Süden 
der Welt zu tätigen. Zumindest im 
Augenblick ist Wasser nicht mehr 
das „Blaue Gold“ oder das „Erdöl des 
21. Jahrhunderts“ schlechthin, das 
permanent „sprudelnde Gewinne“ 
verspricht. Die global agierenden 
Wasserkonzerne mussten feststel-
len, dass mit den Armen keine gro-
ßen Geschäfte zu machen sind, es 
fehlt schlicht die Kaufkraft. Obwohl 
die privaten Akteure sich ohnehin 
nur auf die lukrativer erscheinenden 
städtischen Regionen beschränkt 
haben, erweist es sich auch dort als 
schwierig, dauerhaft eine Kostende-
ckung und Gewinne zu erzielen. Wo 
kein Geld ist, da hat der Markt jede 
Grundlage verloren.

Unterschätzt wurden oft auch die 
notwendigen Instandhaltungs- und 
Investitionskosten im Wasserbe-
reich. Das gilt selbst für England 
und Wales. Seit den 80er Jahren 

betrachteten die neuen Eigner die 
zehn privatisierten Wasserbetrie-
be als Geldquelle, die unentwegt zu 
sprudeln schien, ohne dass viel in-
vestiert wurde. Das rächt sich jetzt. 
Die Leitungssysteme in Regionen 
wie Yorkshire sind so marode, dass 
die Kunden unter Versorgungsunter-
brechungen leiden und die Betreiber 
immer häufi ger wegen Umweltverge-
hen vor Gericht erscheinen müssen. 
In Yorkshire hatte der private Betrei-
ber in den zurückliegenden Jahren 
so große Finanzprobleme, dass das 
Unternehmen vorschlug, der Staat 
möge das Leitungsnetz zurückkau-
fen. Man wolle sich auf den (pro-
fi tablen) Betrieb der Wasserversor-
gung beschränken. 

In vielen Ländern des Südens ist das 
Leitungsnetz zum Zeitpunkt der Pri-
vatisierung der Versorgung ohnehin 
schon marode, so dass die privaten 
Wasserkonzerne gar nicht am Er-
werb interessiert sind, sondern sich 
auf Management-Verträge beschrän-
ken. Das Leitungsnetz und die Was-
serwerke blieben im Eigentum des 
Staates oder staatlicher Unterneh-
men, die oft auch weiterhin die Ver-
antwortung für Investitionen tra-
gen. Das verminderte das Risiko des 
ausländischen Unternehmens und 
erforderte auch keinen großen Ka-
pitaleinsatz. Dabei war das auslän-
dische Kapital neben dem Know-how 
ein Hauptargument für die Privati-
sierungen. 

Als große Schwierigkeit hat sich 
zudem erwiesen, dass die privaten 
Betreiber die zugesagte Auswei-
tung der Versorgungsgebiete nur 
zögerlich umsetzen. Die Wohnge-
biete der Reichen und Wohlhaben-
den sind schon seit Jahrzehnten 
an das Leitungsnetz angeschlossen. 
Die Einbeziehung der Armenviertel 
in die Versorgung lohnt sich unter 
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betriebswirtschaftlichen Gesichts-
punkten gerade für gewinnorientier-
te Unternehmen nicht. Das Verlegen 
der Leitungen in dicht besiedelten, 
wild gewachsenen Vorstädten ist 
teuer, es ist mit dem Anzapfen der 
Leitungen zu rechnen und das Ein-
treiben des Wassergeldes bei Leuten, 
die kaum über Geld verfügen, ist 
schwierig bis unmöglich. Die von der 
Weltbank geforderte Kostendeckung 
bei der Wasserversorgung lässt sich 
unter den Bedingungen von tie-
fer Armut und Verelendung schlicht 
nicht realisieren. Wo private Anbie-
ter überhaupt größere Anstrengun-
gen unternommen haben, die Ar-
menviertel mit Wasser zu versorgen, 
geschah dies meist unter Einsatz 
substanzieller Entwicklungshilfegel-
der. Die Weltbank und manche west-
liche Regierungen sind bereit, grö-
ßere Summen zur Subventionierung 
privater Betreiber bereitzustellen 
und damit zu beweisen, wie erfolg-
reich eine Privatisierung der Wasser-
versorgung sein kann. 

Unterschätzt worden ist von der 
Weltbank und von den privaten Was-
serunternehmen die Bereitschaft 
der lokalen Bevölkerung, Wider-
stand gegen die Privatisierung der 
Versorgung zu leisten. Die Über-
zeugung ist vielerorts fest veran-
kert, dass Wasser ein gemeinsames 
Gut der Menschen ist, und entspre-
chend ablehnend stehen die Men-
schen den Versuchen entgegen, 
Wasser zu einer Ware wie jede an-
dere zu machen. Auch wird befürch-
tet, dass nach einer Privatisierung 
die Preise drastisch steigen und dass 
es in den Wasserbetrieben zu Ent-
lassungen kommt. Berühmt gewor-
den sind die Massenproteste gegen 
die Privatisierung mit anschließen-
den drastischen Preiserhöhungen 
in der bolivianischen Provinzstadt 
Cochabamba. Aber auch in Südafri-
ka, Ghana, Indonesien und anderen 

Ländern wächst der Widerstand. Es 
ist dank Internet und internationa-
len Treffen wie dem Weltsozialgip-
fel in Porto Alegre zu einer globalen 
Vernetzung der Privatisierungsgeg-
ner im Wasserbereich gekommen, 
die mit der „Public Services Interna-
tional Research Unit“ in London über 
eine Forschungseinrichtung verfü-
gen, die Privatisierungserfahrungen 
systematisch auswertet und zugäng-
lich macht (www.psiiru.org). 

Ein weiteres Problem der großen 
Wasserkonzerne besteht darin, dass 
sie sehr viel Geld in die Übernah-
me von Strom-, Gas- und Wasserun-
ternehmen in England, den USA und 
einigen anderen Ländern investiert 
und diese „Einkaufstouren“ vorwie-
gend mit Krediten fi nanziert haben. 
Unter Leitung des dynamischen und 
zunächst gefeierten Konzernchefs 
Jean-Marie Messier betrieb Vivendi 
in den 90er Jahren eine aggressive 
Expansionspolitik, vor allem im Me-
dienbereich. Dieses Konglomerat fi el 
wie ein Kartenhaus in sich zusam-
men, als die Medientöchter nicht die 
erhofften Gewinne machten und die 
Zinsen für die weit mehr als 30 Mil-
liarden Euro Schulden nicht mehr 
bezahlt werden konnten. Messier 
musste gehen, und nur mit Mühe ge-
lang es, den Wasser- und Umweltbe-
reich in ein selbstständiges Unter-
nehmen, Vivendi Environnement, zu 
retten, das jetzt unter der Kontrol-
le französischer Banken steht und 
sich einen neuen Namen gegeben 
hat, Veolia.

Auch der Suez-Konzern, der zwei-
te große französische Akteur auf 
dem Wassermarkt, hat für Firmen-
übernahmen außerhalb des Kern-
bereichs Wasser hohe Kredite über-
nommen und muss nun versuchen, 
33 Milliarden Euro Schulden (Stand 
April 2002) abzutragen. Im Mai 2003 
wurden zum Beispiel 75 Prozent der 

Anteile an einem privaten briti-
schen Wasserversorgungsunterneh-
men verkauft. 

Der dritte „global player“, der deut-
sche Energie- und Wasserkonzern 
RWE, hat in den letzten Jahren 
durch den Kauf von Unternehmen 
im In- und Ausland kräftig expan-
diert. Das hat zu einer relativ hohen 
RWE-Verschuldung von mehr als 25 
Milliarden Euro Anfang 2003 beige-
tragen und legte es nahe, erst ein-
mal in eine Konsolidierungsphase 
einzutreten. 

Die großen Wasserunternehmen se-
hen sich trotz all dieser Probleme 
mit großen Erwartungen der Befür-
worter einer Lösung der globalen 
Wasserprobleme durch private Ak-
teure konfrontiert. Der Hintergrund 
ist, dass beim Milleniumsgipfel der 
Staats- und Regierungschefs im Jah-
re 2000 in New York und beim Welt-
gipfel für eine nachhaltige Entwick-
lung 2002 in Johannesburg im Blick 
auf das Wasser zwei Ziele formuliert 
wurden: Die Zahl der Menschen ohne 
gesicherte saubere Wasserversor-
gung soll von heute etwa 1,2 Milli-
arden Menschen bis zum Jahre 2015 
halbiert werden. Ebenso soll die Zahl 
der Menschen, die noch ohne sani-
täre Entsorgung sind, auf die Hälf-
te vermindert werden. Dass Institu-
tionen wie die Weltbank und viele 
westliche Regierungen große Erwar-
tungen in privates Engagement und 
privates Kapital setzen, um diese Fi-
nanzmittel aufzubringen, beunru-
higt offenbar verantwortliche Mana-
ger der Wasserkonzerne. Sie wissen 
nur zu gut, dass es sich schlicht 
nicht rechnet, viele Millionen Arme 
in aller Welt mit riesigen Investitio-
nen an die Wasserversorgung anzu-
schließen. Deshalb sind die Manager 
großer Wasserunternehmen seit Mo-
naten bemüht, die Erwartungen an 
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ein privatwirtschaftliches Engage-
ment in diesem Bereich zu dämpfen. 

Die Erwartungen von Weltbank 
und westlicher Entwicklungspolitik
Wenn das private Engagement für 
die Versorgung der Wasser-Armen 
auf der Welt ausgedehnt werden soll, 
so die Botschaft der Unternehmen, 
dann nur mit einem massiven ergän-
zenden Einsatz von Entwicklungshil-
fegeldern. Wenn mit staatlichen Gel-
dern die Investitionen fi nanziert und 
die Risiken vermindert werden, dann 
sind die großen Wasserunternehmen 
weiter bereit, für die Trinkwasserver-
sorgung der Armen tätig zu werden. 
Aber damit schwinden alle Erwar-
tungen, der Privatsektor werde die 
vielen Milliarden Euro aufbringen, 
die zur Erreichung der politischen 
Ziele nötig wären. 

In der bundesdeutschen Politik 
spielt das Bemühen, die deutschen 
Wasserkonzerne in ihrer internatio-
nalen Expansion zu fördern, weiter-
hin eine große Rolle. Im Juni 2001 
haben Gutachter des Bundeswirt-
schaftsministeriums diese Position 
in einem Papier zur Marktöffnung in 
der Wasserversorgung so formuliert: 
„Es zeigt sich, dass der Marktanteil 
deutscher Wasserversorgungs- und 
Abwasserentsorgungsunternehmen 
– gemessen am Umsatz – im Ver-
gleich zu französischen und briti-
schen Unternehmen gering ist. Ent-
sprechend wird von verschiedenen 
Seiten die Notwendigkeit herausge-
strichen, die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit deutscher Wasserver-
sorgungsunternehmen zu verbessern 
und ihre Handlungsmöglichkeiten zu 
erweitern.“

Das Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung propagiert Projekte der 
„Public-Private-Partnership“ (PPP), 

also Projekte, wo sich unternehme-
risches Engagement und staatliche 
Unterstützung ergänzen, um Vorha-
ben im Süden der Welt zu verwirk-
lichen. Dieses PPP-Konzept könnte 
sich aber im Wasserbereich als ein 
vergeblicher Versuch erweisen, dort 
mit viel Steuergeldern dem „Markt“ 
zum Durchbruch zu verhelfen, wo 
mangels Kaufkraft kein realer Markt 
existiert. Was ist der Sinn von pri-
vater Beteiligung, wenn ein großer 
Teil des Kapitals und des Risikos vom 
öffentlichen Partner übernommen 
wird? Die PPP-Projekte sind auch in 
der Hinsicht bedenklich, als zuneh-
mend Gelder in Wasserprojekte in 
halbwegs lukrativen Regionen im Sü-
den der Welt fl ießen, die dann aber 
in armen ländlichen Gebieten nicht 
mehr zur Verfügung stehen. Soll-
te in Zukunft noch mehr „Entwick-
lungshilfe“ für private Unternehmen 
bei ihrem Engagement im Süden der 
Welt geleistet werden, kann dies zu 
einer fatalen Schiefl age führen. Die 
wachsende Zurückhaltung der Kon-
zerne bei einem Engagement in ar-
men Regionen der Welt ließe sich 
nur durch besonders üppig fl ießen-
de öffentliche Gelder überwinden. 
Aber kann das ein zukunftsfähiges 
Konzept staatlicher Entwicklungs-
hilfe sein? 

Auf den Führungsetagen der Wasser-
konzerne wird das wirklich große Ge-
schäft zunehmend nicht in Manage-
ment-Kontrakten über zwanzig oder 
dreißig Jahren mit vielen unwägba-
ren Risiken gesehen, sondern in Auf-
trägen zum Bau von Wasserwerken, 
Klärwerken, Staudämmen, Turbinen 
etc. Dank staatlicher Exportbürg-
schaften sind hier die Risiken gering 
und Gewinne lassen sich rasch reali-
sieren. Zudem muss man sich nicht 
mit Privatisierungsgegnern ausein-
andersetzen und Imageverluste in 
Kauf nehmen, wenn es zu Demons-

trationen und Protestveranstaltun-
gen kommt. Angesichts der zu er-
wartenden großen Investitionen im 
Wasser- und Abwasserbereich, um 
wenigstens einen Teil der Ziele bis 
2015 zu erreichen, sind lukrative Be-
ratungs-, Ingenieurs- und Bauauf-
träge zu erwarten, die die Konzer-
ne nicht dadurch gefährden wollen, 
dass sie wegen Privatisierungskonf-
likten ins Zentrum der internationa-
len Kritik geraten. 

Auch bei den Verhandlungen über 
das „General Agreement on Trade in 
Services“ (GATS) wirkt sich die ver-
änderte Strategie der internationa-
len Wasserkonzerne inzwischen aus. 
Gehörten sie bis vor ein, zwei Jahren 
noch zu den aktivsten Akteuren für 
eine Öffnung der Dienstleistungs-
märkte im Rahmen der Welthandels-
organisation WTO, so sind Unterneh-
men wie Thames Water inzwischen 
sehr viel zurückhaltender. Durch die 
massive öffentliche Kritik an den 
GATS-Bestrebungen zur Liberalisie-
rung und als Folge der Privatisierung 
von lebenswichtigen Bereichen wie 
der Wasserversorgung möchten sie 
nicht auf die Anklagebank der Welt-
öffentlichkeit geraten. 

Die großen Wasserkonzerne werden 
sich daran messen lassen müssen, 
wie sie zur Durchsetzung des Rechts 
auf Wasser beitragen. RWE ist einer 
der großen Akteure in den Ausein-
andersetzungen darum, ob Wasser 
zu einer Ware wie jede andere wird, 
die nur die erhalten, die über aus-
reichend Kaufkraft verfügen. Damit 
ist eine große Verantwortung für die 
Verantwortlichen im Unternehmen, 
für die Anteilseigner, aber auch für 
die sozialen Akteure in unserer Ge-
sellschaft verbunden. Aber welches 
Unternehmen steht hinter den drei 
Buchstaben?



Die RWE-Geschichte

1998 konnte RWE sein 100jähriges 
Bestehen feiern, denn das Rhei-
nisch-Westfälische Elektrizitätswerk 
AG wurde am 25. April 1898 ge-
gründet. Der Siegeszug der Elek-
trizität für Industrie und Haushalte 
hatte damals gerade begonnen und 
erst sechs Jahre vorher war in New 
York das erste öffentliche Elektrizi-
tätswerk gebaut worden. Der Sitz der 
neuen Firma in Essen erwies sich als 
sehr günstig, um ein großes Versor-
gungsnetz aufzubauen und für die 
Stromerzeugung die Steinkohle des 
Ruhrgebiets zu nutzen. 

Die RWE-Gründung ging auf den 
Elektroingenieur Wilhelm Lahmeyer 
zurück, der von 1890 an in Frank-
furt am Main ein Unternehmen zum 
Bau von elektrischen Maschinen auf-
gebaut hatte und mit leistungsfähi-
gen Generatoren die Grundlage für 
die kommerzielle Nutzung schuf. Die 
Elektrizitätsgesellschaft W. Lahmey-
er & Co. übernahm auch den Aufbau 
der Elektrizitätsversorgung in grö-
ßeren Städten in Deutschland. Der 
Vertrag über den Aufbau der Versor-
gung in Essen war der Anlass für die 
RWE-Gründung, zunächst als Tochte-
runternehmen der Gesellschaft Lah-
meyers und von Finanzinstituten. Im 
ersten Aufsichtsrat des Unterneh-
mens saß der bekannte Industriel-
le Hugo Stinnes. Außerdem gehörte 

Erich Schweigert, der Oberbürger-
meister von Essen, dem Aufsichtsrat 
an. Die Mitarbeit von führenden Per-
sönlichkeiten der Wirtschaft und der 
Kommunalpolitik war von Anfang an 
charakteristisch für RWE und ist es 
bis heute geblieben. Die intensive 
Zusammenarbeit mit der Industrie 
und mit Kommunen wurde zum „Er-
folgsrezept“ von RWE. 

Bereits 1902 änderten sich die Ei-
gentumsverhältnisse, weil der ur-
sprüngliche Hauptaktionär Lah-
meyer wegen Finanzschwierigkeiten 
verkaufen musste. Daraufhin er-
warb das Konsortium der Indus-
triellen Hugo Stinnes und August 
Thyssen die Mehrheit des Essener 
Unternehmens. Sie schlugen einen 
konsequenten Expansionskurs ein. 
Das Unternehmen schloss Verträ-
ge mit Zechenbetrieben ab, streb-
te systematisch Kooperationsver-
einbarungen mit Kommunen an 
und übernahm oft auch gleich de-
ren Gasversorgung. Außerdem wur-
den kooperationsbereite Kommunen 
am RWE-Aktienkapital beteiligt und 
die Bürgermeister in den Aufsichts-
rat aufgenommen. Die Kommunen 
erlangten bald die Mehrheit der An-
teile des Unternehmens. Das Versor-
gungsgebiet konnte auf viele Groß-
städte rund um Essen ausgedehnt 
werden. Dass damit ein Monopol-
unternehmen für eine ganze Regi-
on entstand, rief Widerstand hervor, 

konnte die Ausweitung der RWE-Ak-
tivitäten aber nicht verhindern. Bis 
zum Ausbruch des Ersten Weltkriegs 
stieg RWE zum größten Stromerzeu-
ger im Westen des Deutschen Rei-
ches auf. Die Trinkwasserversorgung 
spielte innerhalb des Konzerns eine 
untergeordnete Rolle, und dies soll-
te bis in die 90er Jahre des 20. Jahr-
hunderts so bleiben. 

Noch in den Krisenzeiten nach dem 
Ersten Weltkrieg bildete die enge 
Verbindung zu Kohlelieferanten und 
Kommunen eine solide Grundlage 
für die Tätigkeit des Konzerns. Um 
die Kommunen an RWE zu binden, 
wurden sie jeweils mit einem Sitz im 
Aufsichtsrat bedacht, so dass dieses 
Gremium zeitweise auf 112 Mitglie-
der anwuchs. Der spätere deutsche 
Bundeskanzler Konrad Adenauer war 
als Kölner Oberbürgermeister von 
1920 bis 1932 Mitglied des RWE-Auf-
sichtsrates. 

Die Expansionsphase fand 1929 
mit der Weltwirtschaftskrise ein jä-
hes Ende. Der bald darauf erfolgte 
Machtantritt der Nationalsozialis-
ten brachte RWE in eine zunächst 
schwierige Position, weil die Unter-
nehmensgruppe von den Wirtschaft-
sideologen der NSDAP als Beispiel 
für die anonyme Macht des Aktien-
kapitals kritisiert wurde. Aber RWE 
und andere große Energieunterneh-
men arrangierten sich mit den neu-
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en Herrschern, der Großteil des Vor-
standes trat der NSDAP bei und die 
von den Nationalsozialisten ein-
gesetzten Oberbürgermeister von 
Städten wie Essen und Köln waren 
im Aufsichtsrat vertreten. Für die 
verstärkten Kriegsvorbereitungen ab 
1936 benötigten die Nationalsozia-
listen die Mitarbeit von Konzernen 
wie RWE. Im Krieg wurden die En-
ergieversorgungssysteme von Belgi-
en, Frankreich und den Niederlanden 
an das RWE-Netz angeschlossen, um 
mehr Kapazitäten für die deutsche 
Kriegswirtschaft zu nutzen. Aber die 
Bombenangriffe der Alliierten nah-
men zu und führten zu einer Zerstö-
rung zahlreicher RWE-Anlagen.

Die Expansion des Konzerns 
nach dem Zweiten Weltkrieg
Dennoch gelang es RWE, die Ver-
sorgung in der Nachkriegszeit rasch 
wieder auf- und auszubauen. Um die 
Städte weiter an sich zu binden, wur-
den erneut führende Kommunalpoli-
tiker in die Gremien des Unterneh-
mens aufgenommen. RWE setzte auf 
ein Verbundsystem der Erzeugung 
von Elektrizität aus Kohle und Was-
serkraft. Gegenüber Atomkraftwer-
ken gab es im Konzern in den fünfzi-
ger und sechziger Jahren erhebliche 
Vorbehalte, da man nicht von der 
Wirtschaftlichkeit der Atomenergie-
erzeugung überzeugt war und zu-
dem viel Kapital in Kohlekraftwerke 
investiert hatte, das sich amortisie-
ren sollte. Nach einigem Zögern wur-
de 1958 mit dem Bau eines kleinen 
Atomreaktors in Kahl begonnen, der 
viele Konfl ikte und Probleme ver-
ursachte und nie wirtschaftlich ar-
beitete. Auch die nächsten Atom-
reaktoren unter RWE-Beteiligung 
bestätigten die Auffassung der 
Skeptiker im Konzern, dass sich mit 
Atomkraft kein Geld verdienen ließ. 
Zudem schuf RWE mit seinen Atom-
kraftwerken teure Überkapazitäten, 

während Haushalte und Industrie 
begonnen hatten, verstärkt Energie 
zu sparen. RWE erhielt das Negativi-
mage des „Atomgiganten“. 

Die negativen Erfahrungen mit dem 
Atomkraft-Engagement und wach-
sendes Umweltbewusstsein in der 
Gesellschaft und im Konzern selbst 
führten in den 80er und 90er Jah-
ren zu einem gewissen Umdenken 
bei RWE. Selbst Solarenergie wurde 
nun zu einem Thema, und gleichzei-
tig versuchte RWE, seine Geschäfts-
aktivitäten außerhalb des Ener-
giebereichs zu verstärken. Dabei 
bildete der Bereich der Trinkwasser-
versorgung zunächst noch keine Pri-
orität. Schwerpunkte waren u.a. die 
Müllverbrennung, der Mineralölsek-
tor, der Bausektor und der Bau von 
Druckmaschinen. 

Schrittweise begann die internatio-
nale Expansion des Konzerns. 1986 
betrug der Auslandsumsatz nur 3,5 
Prozent, ein Jahrzehnt später näher-
te sich dieser Wert der 20-Prozent-
Marke. Die deutsche Wiedervereini-
gung 1989/90 eröffnete dann neue 
Expansionsmöglichkeiten im eige-
nen Land, vor allem auch in der En-
ergiewirtschaft. Aber die Politik der 
EU und der Bundesregierung zur Li-
beralisierung des Strommarktes ließ 
erwarten, dass die Gewinnmargen in 
diesem Bereich sinken würden. Des-
halb setzte RWE seine Politik der Di-
versifi zierung systematisch fort. Seit 
der zweiten Hälfte der 90er Jahre 
wurden auch Trinkwasserversorgung 
und Abwasserentsorgung zu zentra-
len Expansionsfeldern. 

2000 wurde der Energiebereich im 
Konzern durch die Fusion mit dem 
bisherigen Konkurrenten Vereinig-
te Elektrizitätswerke Westfalen AG 
(VEW) gestärkt. RWE steht gegen-
wärtig auf Platz 43 unter den um-

satzstärksten Konzernen der Welt, 
einige Plätze vor dem französischen 
Suez-Konzern, einem der beiden 
größten Wasserversorgungsunter-
nehmen der Welt. In Deutschland 
steht RWE auf Platz 6 der umsatz-
stärksten Konzerne. Ende 2002 
waren 7,55 Prozent der RWE-An-
teile im Besitz der Allianz-Versi-
cherungsgruppe und 5,8 Prozent 
im Besitz eines zweiten Versiche-
rungsunternehmens, der Münchner 
Rück. Kommunale Eigner kamen auf 
gut ein Drittel der Anteile, der Rest 
der Aktien befand sich im Streube-
sitz. Der Aktienkurs von RWE wurde 
in den letzten Jahren von den allge-
meinen Kursverlusten an den Bör-
sen stark betroffen. Nach Angaben 
des Spreches der deutschen Invest-
mentgesellschaft DWS, Ralf Ober-
bannscheidt, verlor der Kurs der Ak-
tie vom Juli 2001 bis zum Mai 2003 
rund 50 Prozent, während der Kurs 
des Konkurrenzkonzerns EON im 
gleichen Zeitraum nur um 20 Pro-
zent zurückgegangen war. Die „Bör-
sen-Zeitung“ schrieb am 16.5.2003 
über die Kritik des DWS-Sprechers 
bei der Hauptversammlung 2003: 
„Er kritisierte, dass die dreijährige 
weltweite Einkaufstour im Wert von 
30 Mrd. Euro noch keine Erträge ab-
werfe, die die Kapitalkosten über-
stiegen.“ Um die Zukäufe zu recht-
fertigen, ist die RWE-Führung also 
dringend auf höhere Erträge in al-
len Geschäftsbereichen angewiesen. 
Aktuelle Informationen gibt es unter 
www.rwe.com

Expansion im den Kernberei-
chen: Strom – Gas – Umwelt-
dienstleistungen

RWE beschreibt den eigenen Konzern 
im Geschäftsbericht 2002 so: „Mit 
132.000 Mitarbeitern und einem 
Jahresumsatz von über 46 Mrd. Euro 
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zählt RWE zu den größten Industri-
eunternehmen Europas. Im Rahmen 
unserer Multi-Utility-Strategie kon-
zentrieren wir uns auf vier Kernak-
tivitäten: Strom, Gas, Wasser und 
Umweltdienstleistungen. Mit diesen 
Produkten verfügen wir über füh-
rende Marktpositionen in Deutsch-
land, Großbritannien, Zentralost-
europa und den USA. Und über ein 
Portfolio, das Stabilität und Wachs-
tum gleichermaßen ermöglicht. 
Mehr als 20 Millionen Kunden setz-
ten auf Strom und Gas von RWE, über 
16 Millionen Haushalte erhalten Ent-
sorgungsdienstleistungen von uns. 
Hinzu kommen 70 Millionen Men-
schen, die wir weltweit mit Trinkwas-
ser- und Abwasserdienstleistungen 
versorgen.“ 2003 sank die Zahl der 
Beschäftigten durch Rationalisie-
rungen und Verkäufe von Konzern-
teilen auf 127.000 und der Umsatz 
verminderte sich auf 44 Mrd. Euro 
Dafür erhöhte sich das betriebliche 
Ergebnis um 23 Prozent, im Kernbe-
reich sogar um 27 Prozent.

In den letzten Jahren hat RWE sys-
tematisch seine nationale und in-
ternationale Position in den Kern-
geschäftsbereichen ausgeweitet. Ein 
zentraler Bereich ist weiterhin die 
Energiewirtschaft, also die Strom- 
und Gaserzeugung und -vermark-
tung. 2002 wurden in Schottland 
der Gasproduzent Highland Energy 
und in England der Energieversor-
ger Innogy übernommen. Rund 8,5 
Milliarden Euro zahlte RWE für den 
drittgrößten englischen Energiever-
sorger. Den Aktionären wurde eine 
Prämie von 31 Prozent oberhalb des 
Börsenkurses vor der Bekanntgabe 
des Übernahmeangebots gezahlt. Im 
Wirtschaftsteil der „Süddeutschen 
Zeitung“ wurde am 15.7.2003 die-
ses großzügige Angebot an die Akti-
onäre so kommentiert: „ Beide (RWE 
und EON) haben 2002 für enorme 
Summen – 10,6 und 8,5 Milliarden 

Euro – britische Energieversorger 
übernommen. Nur wenig später kam 
im Zuge der Pleite von British Ener-
gy ans Licht, dass die Großhandels-
preise für Strom für einen wirklich 
rentablen Betrieb von Kraftwerken 
zu niedrig liegen – wegen Überka-
pazitäten … Bei Lohnerhöhungen 
wird um Zehntel Prozent-Punkte ge-
feilscht. Bei Übernahmen kalkuliert 
man umso großzügiger …“

Mit dem Kauf von Innogy eröffne-
te sich für RWE erstmals außerhalb 
Deutschlands die Möglichkeit zu Sy-
nergieeffekten, nachdem der Kon-
zern ein Jahr vorher den Wasserver-
sorger Thames Water übernommen 
hatte. Ziel ist es, das „multi utility“-
Konzept umzusetzen: ein Konzern, 
viele Dienstleistungen in Bereichen 
wie Elektrizität, Gas und Wasser. Al-
lerdings decken sich die regionalen 
Versorgungsgebiete beider Tochter-
gesellschaften nicht, so dass die 
Einsparungen sich in Grenzen hal-
ten dürften. 

Unter den internationalen Übernah-
men durch RWE ist auch der Kauf 
des tschechischen Gasunternehmens 
Transgas für 4,1 Milliarden Euro Ende 
2001 zu erwähnen. Als Teil der Po-
litik, sich auf die Kernbereiche zu 
konzentrieren, verkaufte RWE sein 
Mineralölgeschäft größtenteils an 
Shell. Im September 2003 wur-
de der Verkauf der RWE-Anteile an 
dem US-Steinkohleunternehmen 
CONSOL Energy Inc. Bekannt gege-
ben. Im Energiegeschäft will RWE 
sich auf Europa konzentrieren. 2004 
sah RWE die Zeit für gekommen, sich 
von den Anteilen am international 
tätigen Baukonzern HOCHTIEF zu 
trennen, ebenso von Anteilen der 
traditionsreichen Druckmaschinen-
Fabrik Heidelberger Druck. Durch 
diese Verkäufe wird auch die Schul-
denlast auf deutlich unter 20 Mrd. 
Euro gedrückt.

Neben dem Wasserbereich, auf den 
weiter unten eingegangen wird, galt 
auch der Umweltbereich in den letz-
ten Jahren als ein Expansionsfeld 
für RWE. Aber dass mehrere Hundert 
Umweltunternehmen in den Konzern 
integriert wurden, schaffte auch 
Risiken. Dies zeigte sich drastisch 
beim Müllskandal in der Großstadt 
Köln, bei dem es um Bestechungs-
zahlungen beim Bau einer Müllver-
brennungsanlage ging. RWE war mit 
50 Prozent an dem in die Kritik ge-
ratenen Unternehmen Trienekens 
AG beteiligt. RWE reagierte auf den 
Skandal, indem das in die öffentli-
che Kritik geratene Unternehmen zu 
100 Prozent erworben und so ganz 
unter die Kontrolle der Konzernfüh-
rung gebracht wurde. Der Umwelt-
bereich innerhalb des Konzerns mit 
seinen mehr als 400 Tochtergesell-
schaften wurde gestrafft, um Wie-
derholungen des Skandals zu ver-
hindern. 2004 wurde eine ganze 
Reihe ausländischer Beteiligungen 
im Umweltbereich verkauft, auch 
in Deutschland steht dieser Bereich 
zur Disposition. Er gilt als nicht er-
tragreich genug, denn er trägt zwar 
fünf Prozent zum Umsatz, aber nur 
ein Prozent zum betrieblichen Er-
gebnis bei. Dabei geht es um im-
merhin 12.000 Beschäftigte, und 
entsprechend groß ist der gewerk-
schaftliche Widerstand gegen einen 
Verkauf. 

Das „multi-utility“-Konzept 
des Konzerns
RWE ist heute ein multinationaler 
Konzern, der im Großen Spiel um 
die Aufteilung der globalen Versor-
gungsmärkte mitspielt. Zu verdanken 
ist das vor allem dem ehemaligen, 
im Februar 2003 aus Altersgründen 
zurückgetretenen Vorstandsvorsit-
zenden Dietmar Kuhnt. Kuhnt hat 
die Rolle RWEs im Bündnis mit ver-
schiedenen Großbanken auf den Ver-
sorgungsmärkten gezielt ausgebaut. 
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Mit Krediten in Höhe vieler Milli-
arden kaufte er sich ein Imperium 
zusammen, das weltweit operieren 
konnte und selber zu groß war, um 
von anderen geschluckt zu werden. 
32 Milliarden sollen für diese Expan-
sionsstrategie ausgegeben worden 
sein, was möglich wurde dank der 
guten Verbindungen der RWE zu di-
versen Geldinstituten, die zum Teil 
auch Anteilseigner sind. RWE hat be-
sonders gute Kontakte zur Dresdner 
Bank, wo Dietmar Kuhnt auch einen 
Sitz im Aufsichtsrat hat. Die Dresd-
ner Bank hat sich in den vergange-
nen Jahren an zahlreichen Trinkwas-
serprojekten in aller Welt beteiligt, 
so an der Thames-Investition in 
Shanghai. Weiter verfügen die RWE 
über Beziehungen zur Commerzbank 
und über Verbindungen zu drei gro-
ßen Versicherungen. Allianz war bei-
spielsweise Partner der RWE bei Ber-
linwasser.

Für die RWE ermöglichten diese Kre-
dite eine neue Unternehmenspolitik. 
Dietmar Kuhnts Strategie, um sein 
Unternehmen zukunftsfähig zu ma-
chen, beinhaltete einen „Drei-Stu-
fen-Plan“. Er bestand darin, RWEs 
starke Position auf dem deutschen 
und europäischen Strommarkt aus-
zubauen, die Geschäfte mit Wasser 
und Gas auf eine breite internationa-
le Basis zu stellen und die Geschäfte 
auf einen Kernbereich zu fokussie-
ren, der mit Versorgung zu tun hat: 
Strom, Gas, Wasser und Abfallent-
sorgung. Dieses sogenannte „Multi-
Utility“-Konzept sollte es ermögli-
chen, Kunden ein komplettes Paket 
an Versorgungsdienstleitungen an-
zubieten und durch Synergieeffekte 
Einsparungen zu ermöglichen.
Das ehrgeizige Ziel dieses Konzep-
tes, einer der führenden Versorger 
in der Welt zu werden, wurde inzwi-
schen erreicht. Seit 1999 ist RWE der 
größte deutsche Wasserversorger, 
weltweit der drittgrößte. Auch in 

den USA und Großbritannien ist RWE 
mit seinen Tochterunternehmen die 
Nummer eins am Wassermarkt. Bei 
Strom ist RWE in Europa immerhin 
Nummer drei, bei Umweltdienstleis-
tungen in Deutschland Marktführer.
Nach einer Expansionsphase stehen 
für RWE jetzt erst einmal andere Zie-
le an. Dazu die „Frankfurter Allge-
meine Zeitung“ am 27. März 2002 in 
einer Überschrift: „Dem Kaufrausch 
folgt bei RWE die Konsolidierung“. 
Die nach dem Ende der Kaufpha-
se auf 22 Milliarden Euro hochge-
schnellte Schuldenlast soll bis 2005 
auf unter 20 Milliarden Euro gesenkt 
werden. Aber RWE hält an seinem in-
ternationalen Konzept fest, wobei 
auffällig ist, dass inzwischen nicht 
mehr die „globalen“ Ambitionen 
herausgestellt werden, sondern die 
Konzentration auf lukrative Märk-
te in Deutschland, Großbritannien, 
Zentraleuropa und den Vereinigten 
Staaten. Die „Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung“ gab einem Beitrag über 
die Strategie des neuen Konzern-
chefs Roels am 18. März 2003 die 
Überschrift „RWE verzichtet auf glo-
bale Ambitionen“.

Die neue Konzernstruktur

Die Finanzmisere des Vivendi-Kon-
zerns ist für RWE ein warnendes 
Beispiel dafür, dass eine Expansi-
onspolitik, die zu großen Teilen mit 
Krediten fi nanziert wird, zu einem 
Desaster werden kann, wenn die Ge-
winne niedriger als erhofft ausfallen 
oder sogar hohe Verluste in wesent-
lichen Konzernbereichen entstehen. 
RWE ist seit Jahren bemüht, verlust-
bringende Tochterunternehmen zu 
verkaufen und die Kosten in allen 
Bereichen des Gesamtkonzerns zu 
senken. Solche Kostensenkungen 
sind sehr häufi g mit dem Abbau von 
Arbeitsplätzen verbunden. 

RWE beschränkte sich aber nicht 
darauf ältere Beschäftigte in einen 
Frühruhestand zu schicken, son-
dern es wurde auch eine neue Kon-
zernstruktur entwickelt und durch-
gesetzt, die eine Straffung auf der 
Leitungsebene zum Ziel hat. Damit 
gehen auch etwa 1.000 Arbeitsplätze 
verloren, vor allem im Management. 
Die Richtung des Projektes fasste das 
Manager-Magazin im Februar 2003 
so zusammen: „Der klamme Energie-
versorger wird radikal umgebaut. Ein 
geheimer Sanierungsplan sieht vor, 
ganze Sparten zu verkaufen und Tau-
sende Stellen zu streichen.“ Die Plä-
ne blieben nicht lange geheim, son-
dern vom Frühjahr 2003 an wurden 
energische Schritte zur Umsetzung 
des Konzepts unternommen, beglei-
tet von einem Machtkampf inner-
halb der Führungsmannschaft des 
Konzerns und mit den kommunalen 
Anteilseignern. So ging es u.a. um 
den Standort von Führungsgesell-
schaften, weil große Kommunen im 
Ruhrgebiet wie Dortmund ihre Ge-
werbesteuereinnahmen nicht verlie-
ren wollten. 

Der Konzernumbau fi el in eine Zeit 
des Führungswechsels im Konzern. 
Als Nachfolger von Dietmar Kuhnt 
wurde Harry Roels an die Spitze der 
Unternehmensgruppe berufen. Der 
gebürtige Niederländer Roels war 
vorher drei Jahrzehnte lang für den 
Shell-Konzern tätig gewesen. Als ein 
zentrales Ziel seiner Tätigkeit gab er 
in einem Interview mit dem Nach-
richtenmagazin „Spiegel“ an: „RWE 
muss wettbewerbsfähig sein und 
werden. Die Ära der großen Expan-
sion ist abgeschlossen. Jetzt müs-
sen wir organisch wachsen. Mir geht 
es dabei weniger um Standortfragen 
als um Kundenorientierung. Da ist es 
sogar ein Vorteil, dass rund 30 Pro-
zent unserer Anteile in kommunaler 
Hand sind. RWE bedeutet für mich 
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Qualität, Zuverlässigkeit, Transpa-
renz und Bonität.“

Ein Kernpunkt der neuen Struktur ist 
es, den Vertrieb von Strom, Gas und 
Wasser in der Gesellschaft RWE En-
ergy in Deutschland und Kontinen-
taleuropa zu bündeln. Die Kunden 
sollen durch einen Gesprächspart-
ner betreut werden („one face to the 
customer“). Ebenso wird die Ener-
gieerzeugung in einer Gesellschaft 
konzentriert. RWE Power verantwor-
tet für das gesamte Kontinentaleur-
opa die Gewinnung von Energieroh-
stoffen sowie die Stromerzeugung. 
Diese Gesellschaft bündelt die Ak-
tivitäten des größten deutschen 
Stromerzeugers mit der Energiege-
winnung durch Braun- und Stein-
kohle, Kernkraft, Erdgas sowie re-
generative Energien. RWE Trading ist 
für den Energiegroßhandelsmarkt 
zuständig. RWE Innogy verantwor-
tet das Energiegeschäft des Kon-
zerns in Großbritannien und RWE 
Thames Water das weltweite Wasser-
geschäft des Konzerns. RWE Umwelt 
steuert den Konzernbereich Umwelt-
dienstleistungen (vor allem Entsor-
gung und Recycling). RWE Systems 
ist vor allem für konzerninterne Auf-
gaben wie Immobilien, Konzernein-
kauf und Personaldienstleistungen 
zuständig. Das Wassergeschäft in 
Deutschland und Kontinentaleuropa 
wurde zuletzt von Thames Water in 
London verantwortet, wird aber jetzt 
in RWE Energy einbezogen. 

RWE und die Kommunen 
in Deutschland

Der kommunale Anteil am Aktien-
kapital von RWE beläuft sich ge-
genwärtig auf etwa ein Drittel und 
wird in Zukunft vermutlich zurück-
gehen. Die schwierige fi nanziel-
le Situation wird es den Kommunen 

nicht erlauben, sich an Kapitaler-
höhungen zu beteiligen, sondern 
es wird eher die Tendenz bestehen, 
Anteile zu verkaufen, um die städti-
schen Haushalte kurzfristig zu ent-
lasten. Verschiedene Städte haben 
bereits signalisiert, dass sie sich von 
Anteilen trennen wollen. Das einzi-
ge Hindernis scheint der gegenwär-
tig niedrige Aktienkurs zu sein, der 
einen Verkauf der Anteile als wenig 
ratsam erscheinen lässt.

Bei seiner Zusammenarbeit mit 
Stadtwerken steht RWE in direkter 
Konkurrenz zum EON-Konzern, der 
an etwa 130 Stadtwerken beteiligt 
ist. Demgegenüber bringt es RWE auf 
nur etwa 30 Beteiligungen, will den 
Abstand zur Konkurrenz aber abbau-
en. RWE bietet Dienstleistungen für 
kleinere und mittlere Stadtwerke an. 
Mit RWE-Partnertagen werden kom-
munale Versorger angesprochen, die 
als Kunden gewonnen oder gehalten 
werden sollen. Dabei erinnert RWE 
gern an die eigenen kommunalen 
Wurzeln und die langfristige part-
nerschaftliche Zusammenarbeit. So 
erklärte Werner Ufer, Vorstandschef 
von RWE Plus, bei einem Partner-
tag Anfang November 2002 in Duis-
burg: „Eine wichtige Kundengruppe 
sind für uns die Stadtwerke. Die Zu-
sammenarbeit mit den Stadtwerken 
basiert traditionell auf einer gleich-
berechtigten Partnerschaft. Der 
partnerschaftliche Gedanke hat sei-
ne guten Gründe, denn die Stärken 
der Stadtwerke sind unbestritten. 
Sie sind insbesondere in ihrer regi-
onalen Verankerung und der daraus 
resultierenden Kundenbindung be-
gründet.“ Der Journalist Ralf Köpke 
kommentierte am Ende des Partner-
tages: „Bei all den Leistungspake-
ten, die die RWE als Baukastensys-
tem für Stadtwerke entwickelt hat, 
fi el eines in Duisburg auf: Von nach-
haltiger, dezentraler und zukunfts-

fähiger Energieversorgung war in 
keinem der Statements der RWE-
Herren etwas zu hören.“ (Energie & 
Management, 15.1.2003)

Dass mit der RWE-Umstrukturierung 
Arbeitsplätze verloren gehen, ist für 
die ohnehin von einer hohen Arbeits-
losigkeit und gravierenden Struktur-
problemen betroffenen Ruhrgebiets-
gemeinden keine gute Nachricht. 
Schon bei dem 2000 erfolgten Zu-
sammenschluss von RWE und VEW 
waren etwa 12.500 Arbeitsplätze 
„überfl üssig“ geworden. Allein 2002 
hat RWE 6.000 Stellen gestrichen, 
davon 2.174 in Deutschland. Über 
die Situation der Stadt Essen, dem 
Hauptsitz von RWE, hieß es in einem 
Bericht der „Süddeutschen Zeitung“ 
vom 28.8.2003: „1970 hatte Essen 
noch 720.000 Einwohner, heute sind 
es weniger als 600.000. Bis zum Jahr 
2015 schrumpft die Stadt voraus-
sichtlich weiter um mehrere Zehn-
tausend Einwohner. Aber nicht nur 
Essen, sondern das gesamte Ruhr-
gebiet blutet aus … Mit immer we-
niger Mitteln kämpfen die klammen 
Ruhrgebietskommunen gegen einen 
Aderlass, der bald ganz Deutschland 
wegen der Überalterung der Gesell-
schaft erfassen wird … Passiert aber 
nichts, verkämen zahlreiche Stadt-
viertel im Revier zu Geisterstädten, 
schlimmer als im Osten, prognos-
tiziert Volker Eichener, Leiter des 
Bochumer Instituts für Wohnungs-
wesen, Immobilienwirtschaft und 
Regionalentwicklung.“ Dass Ruhr-
gebietsstädte in dieser Situation 
um jeden Arbeitsplatz und um jeden 
Euro Gewerbesteuer kämpfen, ist nur 
zu verständlich.

Die Debatte um den Einfl uss von 
Kommunen und Gewerkschaften
Die kommunale Mitwirkung an Ent-
scheidungen im RWE-Konzern wird 
von Wirtschaftsredakteuren der 
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deutschen Presse immer wieder ne-
gativ kommentiert. Ein Beispiel dafür 
ist ein Kommentar von Werner Stur-
beck in der „Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung“ vom 13.12.2002 mit der 
Überschrift „Stadtwerke RWE“. In 
dem Beitrag wird auf die Debatten 
um Umbaupläne des Konzerns ein-
gegangen, und zur kommunalen Be-
teiligung heißt es dann: „Durch die 
mit hohem Aufwand gepfl egte Haut 
eines internationalen Versorgungs-
konzerns schimmert nun wieder das 
alte Stadtwerk aus Monopolzeiten 
durch: ein mit Versorgungsaufgaben 
betrauter Betrieb, dessen Leistungs-
fähigkeit von der Stadt wie selbst-
verständlich auch anderweitig ge-
nutzt wird. Ohne Rücksicht auf die 
Kosten, die problemlos auf den Kun-
den überwälzt werden.“ Bei aller Kri-
tik, die an dem Umgang von Kommu-
nen mit ihren Stadtwerken zu üben 
wäre, ist es überzogen, zu unter-
stellen, sie hätten ohne Rücksicht 
auf die Kostenhöhe gewirtschaftet 
oder würden dies heute tun. Um zu 
verstehen, worum es in dem Kom-
mentar geht, muss erwähnt wer-
den, dass es zu den Gewerkschaften 
heißt, sie „sehen die Interessen ih-
rer Klientel bedroht“. Konkret geht 
es um die Erhaltung von Tausenden 
von Arbeitsplätzen, die durch eine 
Umstrukturierung bedroht sind. Sol-
che existenziellen Interessen wer-
den als Interessen einer „Klientel“ 
abgewertet. Der Aufsichtsratsvorsit-
zende wird in dem Kommentar auf-
gefordert, „zum Wohl des gesamten 
Unternehmens“ zu wirken und davon 
werden die Interessen der kommu-
nalen Kapitaleigner und der Gewerk-
schaften abgegrenzt. In einem Bei-
trag der „Börsen-Zeitung“ vom 16. 
Mai 2003 mit einem ähnlichen Te-
nor heißt es als Quintessenz: „Die 
Aktionäre wollen jetzt eine klare Fo-
kussierung auf Cash-fl ow und Profi -
tabilität.“ 

Es heißt dann im erwähnten Kom-
mentar der „Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung“: „Der jüngste Zwischenbe-
richt zeigt, wie notwendig beherz-
te Kostenschnitte sind. Die kräftig 
hochgeschnellte Verschuldung und 
Abschreibungen aller Art haben die 
Strom- und Wassergewinne regel-
recht weggeschmolzen.“ Diese Ver-
schuldung beruht unbezweifelbar 
auf teuren Unternehmenskäufen in 
verschiedenen Teilen der Welt, und 
die „beherzten Kostenschnitte“ be-
deuten, dass in größerem Umfang 
Arbeitsplätze vernichtet werden. 

Diese Fragen sind im Blick auf die 
Wasserthematik von einem hohen 
Stellenwert, weil die Negativdarstel-
lung von Stadtwerken und kommu-
nalen Wasserbetrieben in Deutsch-
land und mehr noch in anderen 
Teil der Welt als nicht hinterfragte 
Begründung für die Privatisierung 
von Wasserbetrieben herangezo-
gen wird. Die Debatte um die Rolle 
der kommunalen Anteilseigner von 
RWE ist also Teil einer globalen De-
batte um die Rolle des Staates und 
der Kommunen im Wirtschaftsleben. 
Das neoliberale Credo lautet, dass 
der Staat ungeeignet sei, Betriebe 
wirtschaftlich zu führen und sie des-
halb so rasch wie möglich verkau-
fen sollte, bis hin zu Krankenhäu-
sern und Wasserwerken. Dies ist ein 
Glaubensgebäude, dessen Propheten 
sich auch durch zahlreiche Desaster 
privatisierter Unternehmen nicht ir-
ritieren lassen. 

Die Debatte muss umso dringen-
der geführt werden, als es den An-
schein hat, als würden die Kom-
munen dem Druck nachgeben und 
ihren Einfl uss im Konzern vermin-
dern. Im Juni 2002 veröffentlichte 
die „Börsen-Zeitung“ am 15.6.2002 
einen Beitrag zum abnehmenden 

Einfl uss der Kommunen auf RWE, 
in dem es heißt: „Bei einem mit-
tlerweile international ausgerich-
teten Konzern wollen die kommu-
nalen Aktionäre in strategischen 
Fragen insbesondere des Auslands-
engagements nicht mehr mitreden, 
erklärte Burkhard Drescher, der Vor-
sitzende des Verbandes der Kommu-
nalen RWE-Aktionäre GmbH …“ Die 
Kommunen würden aber weiter auf 
die Wirtschaftlichkeit des Konzerns 
und damit die Wirtschaftlichkeit 
der regionalen Standorte achten. 
In dem Beitrag wird weiter ausge-
führt, dass dies bedeutet, dass die 
kommunalen Eigner selbstverständ-
lich ein Interessen an einem fl o-
rierenden Gesamtunternehmen ha-
ben, ohne sich viel einzumischen, es 
sei denn, Standorte, Betriebe und 
Arbeitsplätze am eigenen Ort wären 
bedroht. Die Umsetzung eines sol-
chen Konzepts würde die kommuna-
le RWE-Beteiligung in der Tat auf die 
aktive Verteidigung ihrer jeweiligen 
lokalen Interessen und die passive 
Unterstützung einer Konzernpoli-
tik reduzieren, die eine hohe Wirt-
schaftlichkeit sichert. Die Gegenpo-
sition ist, dass alle Eigner, auch die 
Kommunen, eine hohe Verantwor-
tung für das haben, was mit ihrem 
Geld geschieht und dies besonders 
bei Auslandsgeschäften, weil in vie-
len Ländern weniger hohe Standards 
im Blick auf Mitbestimmung der 
Beschäftigten, Kündigungsschutz, 
Umweltgesetzgebung, Arbeitsschutz 
etc. bestehen, hier also ein noch 
verantwortungsbewussteres Verhal-
ten des Konzerns und eine Kontrol-
le der Einhaltung solcher Maßstäbe 
erforderlich sind. 
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Zur aktuellen Debatte 

Angesichts einer wachsenden wirt-
schaftlichen Globalisierung hat die 
Debatte darüber an Bedeutung ge-
wonnen, ob Normen durchgesetzt 
werden, an die sich international 
tätige Unternehmen halten müs-
sen. Der auf diesem Gebiet wohl am 
längsten tätige Akteur ist die Inter-
nationale Arbeitsorganisation ILO, 
die seit 1919 besteht und in der ein 
Zusammenwirken von Regierungen, 
Unternehmen und Gewerkschaften 
angestrebt wird. 

Die ILO (www.ilo.org) hat 1998 eine 
„Erklärung über die grundlegenden 
Prinzipien und Rechte bei der Ar-
beit“ verabschiedet. Darin werden 
als grundlegende Arbeitsnormen ge-
nannt: 
• Vereinigungsfreiheit und Recht 

auf Kollektivverhandlungen,
• Beseitigung von Zwangsarbeit,
• Tatsächliche Abschaffung der 

Kinderarbeit,
• Verbot der Diskriminierung in 

Beschäftigung und Beruf.

Die 175 ILO-Mitgliedsländer haben 
diese Erklärung ohne Gegenstimme 
verabschiedet, sie ist also interna-
tional verbindlich. In der Erklärung 
werden die acht Kernübereinkom-
men aufgenommen, die in den let-
zen Jahrzehnten im Rahmen der ILO 
geschlossen wurden. Sie betreffen 
u.a. die Vereinigungsfreiheit, die 
Abschaffung der Zwangsarbeit und 

das Verbot von Kinderarbeit. Die 
ILO berät und unterstützt die Mit-
gliedsländer bei der Umsetzung der 
Vereinbarung. Die ILO verfügt al-
lerdings über keine Sanktionsmög-
lichkeiten, und das Abkommen darf 
auch nicht für handelsprotektionis-
tische Zwecke verwendet werden. Im 
Blick auf RWE haben die ILO-Normen 
insofern einen hohen Stellenwert, 
als sie im „Global Compact“ der Ver-
einten Nationen aufgenommen wur-
den, an dem sich der Essener Kon-
zern durch Unterschrift beteiligt hat 
(siehe unten). 

Auch andere internationale Orga-
nisationen haben sich in den letz-
ten Jahren zunehmend mit den 
Fragen der sozialen Verantwortung 
von Unternehmen und Sozialstan-
dards beschäftigt, so zum Beispiel 
die „Organisation für Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung“ 
(OECD, www.oecd.org)), ein Zusam-
menschluss westlicher Industrielän-
der. Die OECD hat im Jahre 2000 
„Leitsätze für multinationale Un-
ternehmen“ verabschiedet. Sie gel-
ten nicht nur in den OECD-Ländern 
selbst, sondern werden auch auf 
die Aktivitäten multinationaler Un-
ternehmen mit Sitz in einem OECD-
Land in anderen Teilen der Welt an-
gewandt. Die Leitsätze decken alle 
Kernarbeitsnormen ab, wie sie von 
der ILO formuliert wurden. Die OECD 
geht in manchen Punkten noch da-
rüber hinaus, zum Beispiel im Blick 
auf die Verpfl ichtung der Unter-

nehmen, den Beschäftigten und ih-
ren Vertretungen Informationen zur 
Lage des Unternehmens zugänglich 
zu machen. Außerdem geht es in 
den Leitsätzen auch um Themen wie 
Korruption und Konsumentenschutz. 
Die multinationalen Unternehmen 
werden aufgefordert, die Einhaltung 
der Leitsätze auch von ihren Zuliefe-
rern zu fordern. 

Zu den Stärken des OECD-Kodex ge-
hört es, dass in allen Mitglieds-
ländern nationale Kontaktstellen 
eingerichtet worden sind, die die Be-
achtung der Grundsätze fördern sol-
len. Außerdem besteht in Deutsch-
land wie in anderen Ländern eine 
nationale Kontaktgruppe, in der 
Vertreter von Regierung, Arbeitge-
bern, Arbeitnehmern und Nichtre-
gierungsorganisationen mitwirken. 
Die Leitsätze sind kein bindendes 
Recht, aber sie sind auch nicht un-
verbindlich. Die Nichteinhaltung der 
Leitsätze kann multinationale Unter-
nehmen im eigenen Land und inter-
national in das Zentrum von Debatte 
und Kritik bringen. 

In einer Rede vor dem Weltwirt-
schaftsforum in Davos am 31. Janu-
ar 1999 schlug der Generalsekretär 
der Vereinten Nationen Kofi  An-
nan den versammelten Wirtschafts-
führern vor, sich an einem „Global 
Compact“ (www.unglobalcompact.
org) zu beteiligen. Gemeinsam mit 
UN-Organisationen, Gewerkschaf-
ten und Zivilgesellschaften sollen 
sie neun Prinzipien auf den Gebieten 
der Menschenrechte, der Arbeits-
welt und der Umwelt unterstützen. 
Die Hoffnung ist, dass Unternehmen 
durch ein verantwortungsbewusstes 
Verhalten in Zusammenarbeit mit 
anderen sozialen Akteuren zu einem 
nachhaltigen und alle einbeziehen-
den Wirtschaften beitragen können. 
Über 1.200 Unternehmen haben sich 

Gewinninteresse und 
Verantwortungsbewußtsein
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bisher weltweit an dieser Initiati-
ve beteiligt, in Deutschland sind es 
zwei Dutzend, darunter RWE. 

In den neun Prinzipien geht es un-
ter anderem darum, dass Unter-
nehmen den Schutz der internatio-
nal anerkannten Menschenrechte in 
ihrem Einfl ussbereich unterstützen 
und sich nicht an der Verletzung von 
Menschenrechten beteiligen. Weiter 
geht es um den Schutz der Vereini-
gungsfreiheit und der Tariffreiheit. 
Im Blick auf den Schutz der Umwelt 
werden vorbeugende Maßnahmen, 
verantwortungsbewusstes Handeln 
und die Entwicklung und Verbrei-
tung umweltfreundlicher Technolo-
gien gefordert. Beim Global Compact 
geht es nicht um die Durchsetzung 
bestimmter Normen unter Andro-
hung von Sanktionen, sondern da-
rum, dass Unternehmen, Gewerk-
schaften und Zivilgesellschaft im 
wohlverstandenen Eigeninteresse 
wirkungsvolle Projekte initiieren und 
bekannt machen, die auf den neun 
Prinzipien beruhen. Zu RWE war An-
fang November 2003 auf der Web-
site von Global Compact vermerkt: 
„Case studies: 0; Examples: 0; Pro-
jects: 0“. 

RWE gehört auch zu den Unter-
nehmen, die sich um die Umset-
zung der Empfehlungen der „Re-
gierungskommission Deutscher 
Corporate Governance Kodex“ be-
mühen (www.corporate-governance-
code.de). Dieser Kodex wurde im 
Auftrag der deutschen Regierung 
von Sachverständigen erarbeitet, 
um eine bessere Führung und Kon-
trolle der Unternehmen in Deutsch-
land zu erreichen. Entsprechend 
diesem Kodex veröffentlicht RWE in-
zwischen zum Beispiel die Bezüge 
jedes einzelnen Vorstandsmitglieds 
einschließlich Sonderzahlungen. 
Das Vorhaben ist brisanter, als es 
zunächst erscheinen könnte, denn 
es geht zum Beispiel auch um die 

Mitbestimmung der Beschäftigten 
in den Unternehmen. Der Kommissi-
onsvorsitzende Gerhard Cromme äu-
ßerte sich laut „Handelsblatt“ vom 
25.6.2003 zu dieser Frage so: „In 
der globalisierten Welt von heute 
muss sich alles, auch die Mitbestim-
mung, den veränderten Rahmenbe-
dingungen anpassen, denn sonst 
hat sie keine Zukunft.“ Deutlicher 
wurde ein Vertreter der „Deutschen 
Schutzgemeinschaft für Wertpapier-
besitz“. „Die Mitbestimmung führt 
zu aufgeblähten Aufsichtsräten, in 
denen manche Mitglieder den Auf-
gaben gar nicht gewachsen sind“, 
wird Jürgen Kurz zitiert. In Deutsch-
land ist nach dem Zweiten Weltkrieg 
eine gemessen an anderen Ländern 
recht weitgehende Mitbestimmung 
der Beschäftigten in größeren Un-
ternehmen eingeführt worden. So 
sind sie stark in den Aufsichtsräten 
vertreten. Das ist heute den Gegnern 
starker Gewerkschaften ein Dorn im 
Auge und sie versuchen, diese Mit-
bestimmung einzuschränken. Es ist 
wichtig, die Versuche abzuwehren, 
mit sinnvollen Zielen wie der wirksa-
men Kontrolle des Vorstandes durch 
den Aufsichtsrat die Mitbestimmung 
der Beschäftigten zu unterhöhlen 
oder zu beseitigen. In dieser De-
batte haben auch Unternehmen wie 
RWE eine gesellschaftspolitische 
Verantwortung.

Inwieweit die Welthandelsorganisa-
tion WTO sich mit Normen und So-
zialstandards in einer liberalisier-
ten Weltwirtschaft befassen soll, ist 
weiterhin umstritten. Viele westli-
che Regierungen und Unternehmen 
wollen im Rahmen der WTO vor al-
lem Welthandel weiter liberalisieren 
und Handelshemmnisse beseitigen. 
Sie verhandeln im Blick auf multi-
nationale Unternehmen vor allem 
über die Frage, wie deren Ausland-
sinvestitionen vor staatlichen Be-
schränkungen in den Investitions-

ländern geschützt werden können, 
nicht über Normen, die soziale Be-
lange und die Umwelt in den Mittel-
punkt stellen. 

Eine ganze Reihe international täti-
ger Unternehmen hat eigene Stan-
dards eingeführt, deren Einhaltung 
auch von den Lieferanten in aller 
Welt erwartet wird. Oft zählt zu die-
sen Normen der Verzicht auf Kinder-
arbeit. Die meisten der weltweit weit 
über 250 Kodizes wurden von Kon-
zernen verabschiedet, ohne dass Ge-
werkschaften mitgewirkt haben und 
ohne dass eine unabhängige Über-
wachung der Einhaltung erfolgt. 

Die Gewerkschaften als weiterer Ak-
teur in dieser Debatte drängen auf 
Sozialstandards, die unter breiter 
Beteiligung erarbeitet und deren 
Einhaltung von unabhängigen Stel-
len überprüft werden. Auch müsse es 
Sanktionsmöglichkeiten gegen Un-
ternehmen geben, die die Normen 
verletzen. Diese Position wird von 
vielen Nichtregierungsorganisatio-
nen von Greenpeace bis amnesty in-
ternational geteilt. Bei den Nichtre-
gierungsorganisationen wächst das 
Engagement für verbindliche und 
einklagbare Sozialstandards.

Gewinninteresse und 
Verantwortungsbewusstsein 
bei RWE

RWE ist stolz auf seine Leistungen 
im Umweltschutz. Der Konzern hat 
im Jahre 2002 nach eigenen Anga-
ben 416 Millionen Euro für den Um-
weltschutz investiert. RWE hat aller-
dings als Betreiber verschiedener 
Atomkraftwerke weiterhin Probleme, 
von ökologisch engagierten Perso-
nen als vorbildlich in Umweltfragen 
angesehen zu werden. Umso mehr 
bemüht sich RWE, seine Umweltbi-
lanz auf verschiedenen Gebieten zu 
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verbessern und dies öffentlichkeits-
wirksam zu vermitteln. Die „Kon-
zernleitlinien Nachhaltigkeit“ sollen 
eine Orientierung für ein nachhalti-
ges Wirtschaften in den zahlreichen 
Betrieben in allen Regionen der Welt 
geben. Sie lauten:
„1. Durch langfristige Planung si-
chern wir eine stabile wirtschaftli-
che Entwicklung unseres Konzerns.
2. Mit der Weiterentwicklung der 
Energiewirtschaft durch innovati-
ve Technologien und neue Produkte 
tragen wir zur Verbesserung des Um-
weltschutzes bei.
3. Mit der Verwirklichung der Kreis-
laufwirtschaft leisten wir unseren 
Beitrag zur Ressourcenschonung.
4. Wir richten unsere Produktpoli-
tik an ökologischen Gesichtspunk-
ten aus.
5. Unsere gesellschaftliche Ver-
antwortung nehmen wir umfassend 
wahr.
6. Wir setzen auf Qualifi kation und 
Beteiligung unserer Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter.
7. Weltweit fördern wir eine nach-
haltige Entwicklung durch den 
Transfer unseres Know-hows.“ 

Im Blick auf Leitlinie 7 zur Förde-
rung der nachhaltigen Entwicklung 
durch Know-how-Transfer erläu-
tert der Konzern: „Viel lässt sich 
für eine nachhaltige Entwick-
lung erreichen, wenn Know-how 
und Standards in Länder trans-
feriert werden, die beim Auf-
bau ihrer Infrastruktur und ih-
rer Wirtschaft noch nicht unsere 
Standards erreicht haben. Dazu 
können wir in zweifacher Hin-
sicht beitragen: Über unsere Be-
teiligungen sowie durch Bera-
tung bei und Unterstützung von 
Entwicklungsprojekten.” Hierzu 
gibt es u.a. konzerninterne interna-
tionale Seminare und Thames Water 
ist an der Durchführung verschiede-
ner Entwicklungsprojekte beteiligt 
und stellt Fachleute zur Beratung 

von Projekten zur Verfügung. Ge-
messen an den Leitlinien ließe sich 
dieses Engagement sicher noch aus-
bauen, nicht zuletzt im Blick auf die 
Beratung und Unterstützung kom-
munaler Wasserbetriebe im Süden 
der Welt.

RWE hat ein differenziertes Pro-
gramm des Umweltmanagements 
entwickelt, zu dem zum Beispiel die 
Erarbeitung von Umweltprogrammen 
in den einzelnen Unternehmensbe-
reichen und Berichts-, Kontroll- und 
Steuerungssysteme gehören. Den-
noch ist es auch für RWE noch ein 
weiter Weg, bis alle Standards tat-
sächlich umgesetzt werden. Dass 
RWE demnächst zu einem Lieblings-
unternehmen der Öko-Fonds wird, 
ist dennoch nicht zu erwarten. Denn 
mit einer bemerkenswerten Hartnä-
ckigkeit wird an einer Atomkraftpo-
litik festgehalten, obwohl dies alles 
andere als eine Erfolgsgeschichte für 
den RWE-Konzern ist. 

Dass RWE sich um ein besseres Image 
in Fragen von Umwelt und Nachhal-
tigkeit bemüht, liegt auch an Verän-
derungen auf den internationalen 
Kapitalmärkten. Wird ein Konzern 
öffentlich als Umweltsünder ange-
griffen und gerät wegen Umwelts-
kandalen in Verruf, verschreckt das 
Anleger und führt dazu, dass Invest-
mentfi rmen zurückhaltend sind, die 
Aktien solcher Unternehmen in ihre 
Fonds aufzunehmen. Es ist nicht zu-
letzt ein Erfolg der internationalen 
Umweltbewegung, dass sich heute 
ökologisches und soziales Verant-
wortungsbewusstsein an den inter-
nationalen Finanzmärkten auszahlt. 

Die Firmenphilosophie 
von RWE Thames Water

Das RWE-Tochterunternehmen Tha-
mes Water gehört zu den Wasserun-
ternehmen, die Konsequenzen aus 

negativen Erfahrungen der privaten 
Wasserbranche ziehen und die sich 
um eine positivere Wahrnehmung 
der eigenen Geschäftstätigkeit be-
mühen. Sowohl in Essen als auch in 
der Thames Water-Zentrale in Rea-
ding bei London weiß man, dass 
sich ein Unternehmen, das mit den 
natürlichen Lebensgrundlagen von 
Mensch und Natur wirtschaftet, öko-
logischen Fragen zwangsläufi g eine 
besonders starke Beachtung schen-
ken muss. Man darf dies als Einsicht 
in Tatsachen werten, und nicht nur 
als Reaktion auf die Kritik von Um-
weltverbänden in der Vergangenheit. 
Gerade Thames Water bemüht sich, 
gegenüber der Öffentlichkeit sozi-
ales und umweltpolitisches Enga-
gement an den Tag zu legen. Schon 
im Geschäftsbericht 2/2001 hieß es 
„Als Führungsgesellschaft des RWE-
Konzerns im Geschäftsfeld Wasser 
sind wir uns bewusst, dass die Art, 
wie wir unser Geschäft betreiben, 
auch gesellschaftliche Belange be-
rührt. Wir sind entschlossen, unser 
Geschäft in sozial verantwortlicher 
Weise zu betreiben…“ Unter den 
Stichworten „Corporate Social Re-
sponsibility“ und „Sustainable Deve-
lopment“ unterstützt man Umwelt-
projekte und soziale Programme. So 
fi nanziert man die Hilfsorganisation 
WaterAid, Hilfsprojekte in Afrika und 
Asien oder auch ein großes Natur-
schutzgebiet in Sabah, Malaysia. 

Die Übernahme der Wasserversor-
gung und Abwasserentsorgung wird 
als langfristiges Engagement ver-
standen, im Unterschied zu zeitlich 
sehr begrenzten Projekten wie dem 
Bau von Staudämmen oder Wasser-
aufbereitungsanlagen, die von ande-
ren betrieben werden. Konzessionen 
für den Betrieb von Wasserversor-
gungssystemen laufen nicht selten 
über einen Zeitraum von 20 oder 30 
Jahren. Hier ist eine längerfristige 
vertrauensvolle Zusammenarbeit mit 
Behörden und Kunden erforderlich, 
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und das hat vielfältige Konsequen-
zen für das Agieren der internatio-
nalen Wasserkonzerne. 

Thames Water hat 2002/2003 in 
der Veröffentlichung „Planet Water 
– Liquid thinking, practical soluti-
ons“ (www.rwethameswater.com),
 dort unter „Publications & Down-
loads) seine Konzeption dessen dar-
gestellt, was das Unternehmen unter 
einer nachhaltigen Entwicklung ver-
steht. Bei der Lektüre fällt auf, dass 
Thames Water eine Problemanalyse 
vornimmt, die sich ähnlich in vielen 
Punkten in Publikationen ökologisch 
engagierter Nichtregierungsorgani-
sationen fi nden lässt. Darin kommt 
nicht nur zum Ausdruck, dass die in-
ternationale Debatte über globale 
Wasserprobleme in den letzten Jah-
ren in vielen Punkten zu sehr ähnli-
chen Problemanalysen geführt hat, 
sondern es wird auch deutlich, dass 
Thames Water sich als ein Unterneh-
men präsentieren will, dass sich der 
globalen Wasserkrise bewusst ist 
und an Lösungen mitwirken will. Be-
reits die Einleitung „Working in part-
nership, delivering sustainable solu-
tions“ gibt die Richtung an. Es heißt 
in dem Kapitel: „Thames Water, das 
Wasser-Unternehmen der RWE, ist 
entschlossen, seinen Part bei der 
Verwirklichung der Ziele der Welt-
gemeinschaft im Wasser- und Ab-
wasserbereich in vollem Umfang zu 
übernehmen …“ Dabei wird auch an 
die Tradition der „public service cul-
ture“ des Unternehmens erinnert.

Bei der Bestimmung dessen, was un-
ter nachhaltiger Entwicklung zu ver-
stehen ist, stellt Thames Water sich 
in die Tradition von internationalen 
Analysen wie der der Brundtland-
Kommission der 80er Jahre. Das Un-
ternehmen orientiert sich außerdem 
an einer Defi nition der Internatio-
nalen Handelskammer, in der nach-
haltige Entwicklung so beschrieben 

wird: „Den Kern bildet der einfache 
Gedanke, dass es darum geht, eine 
bessere Lebensqualität für alle si-
cherzustellen und zwar für die jetzi-
ge und zukünftige Generationen.“ 

Die Debatte um das 
Menschenrecht auf Wasser
In der Broschüre wird daran erin-
nert, dass bei dem Weltgipfel für 
eine nachhaltige Entwicklung in Jo-
hannesburg im Jahre 2002 Partner-
schaften zwischen Unternehmen, 
Regierungen und Zivilgesellschaft 
befürwortet wurden. Aber angesichts 
der Skepsis vieler Gruppen der Zivil-
gesellschaft gegenüber den inter-
nationalen Wasserkonzernen heißt 
es dann über das Treffen in Johan-
nesburg: „Es wurde aber auch deut-
lich, dass das öffentliche Vertrauen 
in die Privatunternehmen so niedrig 
war, wie die öffentlichen Erwartun-
gen an die Privatunternehmen hoch 
sind.“ Warum das Vertrauen der Öf-
fentlichkeit so niedrig ist, wird in 
der Broschüre nicht analysiert, dafür 
werden große Anstrengungen unter-
nommen, das eigene Image zu ver-
bessern. Zugleich wird versucht, zu 
großen Erwartungen entgegenzutre-
ten. Unternehmen wie Thames Water 
haben längst erkannt, dass sie nicht 
die Hauptverantwortung für die Lö-
sung der globalen Wasserprobleme 
übernehmen können, schon des-
halb nicht, weil sie die riesigen In-
vestitionssummen nicht aufbringen 
können und wollen, die zum Ausbau 
der Wasserversorgung und Abwasse-
rentsorgung in den armen Ländern 
der Welt erforderlich sind, damit die 
Zahl der Menschen ohne Anschluss 
an eine Wasserversorgung und sa-
nitäre Entsorgung bis 2015 halbiert 
werden kann. 

Zur sozialen und ökologischen Ver-
antwortung des Unternehmens ge-
hört auch das aktive Engagement für 

ein „Integrated Water Resource Ma-
nagement“ im Rahmen der „Global 
Water Partnership“. Dabei geht es 
um einen Prozess der koordinierten 
Entwicklung und des Managements 
von Wasser, Land und anderen damit 
in Beziehung stehenden Ressour-
cen, um wirtschaftliches und sozia-
les Wohlergehen mit einem nachhal-
tigen Umgang mit den Ökosystemen 
zu verbinden. 

In diesem Zusammenhang ist ein in-
teressanter Satz in der Broschüre zu 
lesen: „Wasser ist nicht zu ersetzen 
für die Erhaltung des Lebens, und 
Zugang zu sauberem Wasser wird 
als grundlegendes Menschenrecht 
für alle betrachtet.“ Diese Aussage 
ist insofern überraschend, als Ver-
fechter von Privatisierungskonzep-
ten bei internationalen Wasser- und 
Umweltkonferenzen, etwa bei dem 
Weltgipfel in Johannesburg, mit Ve-
hemenz dagegen gekämpft haben, 
Wasser zum Menschenrecht zu erklä-
ren. Die Verankerung dieses Rechtes 
wird vor allem von denen verfoch-
ten, die Wasser als gemeinsames Gut 
der Menschheit anerkennen und ver-
hindern wollen, dass Wasser zu einer 
Ware wie jede andere wird. Thames 
Water stellt sich in der Broschüre 
nicht konfrontativ dem Konzept des 
Menschenrechtes auf Wasser entge-
gen – zieht aus diesen Überlegun-
gen allerdings andere Konsequen-
zen, denn im gleichen Absatz heißt 
es: „Wie andere lebenswichtige na-
türliche Ressourcen sollte eine op-
timale Nutzung mit Instrumenten 
erreicht werden, die auf dem Markt 
basieren …“ 

Thames Water hat sich zum Ziel ge-
setzt, bei seiner Geschäftstätigkeit 
solche Prinzipien in die Praxis umzu-
setzen. Man ist überzeugt, dass der 
private Sektor eine Reihe von nützli-
chen Beiträgen zum Wassermanage-
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ment in Entwicklungsländern leis-
ten kann, insbesondere durch die 
effi ziente Nutzung von Ressourcen, 
Innovationen, Managementfähig-
keiten und die Stärkung lokaler Ka-
pazitäten. 

Die „stakeholder“ müssen 
beteiligt werden
In einem Absatz über die Wasserin-
frastruktur setzt Thames Water sich – 
ohne diesen explizit so zu benennen 
– mit dem Vorwurf auseinander, die 
internationalen Wasserunternehmen 
würden teure Hochtechnologie in 
die Länder des Südens exportieren. 
In der Broschüre heißt es: „Thames 
Water ist der Auffassung, dass Wis-
sen auf den Gebieten Ingenieurswe-
sen, Technologie und Management 
eine vitale Rolle für die Bereitstel-
lung von Lösungen im Bereich der 
Wasserdienstleistungen darstellt, 
aber nur dann, wenn die lokalen kul-
turellen, wirtschaftlichen und poli-
tischen Umstände in Rechnung ge-
stellt werden.“

Großen Wert legt Thames Water in 
der Broschüre auf die Beteiligung 
der Betroffenen vor Ort an wichti-
gen Entscheidungen über die Was-
serversorgung: „Bei der erfolgrei-
chen Planung und Bereitstellung 
von Dienstleistungen arbeitet das 
Unternehmen mit den wichtigen 
‚stakeholders‘ zusammen, darunter 
den lokalen Regierungen, den lo-
kalen Beschäftigten und den loka-
len Gemeinschaften.“ Diese Aussa-
ge lässt sich sicher auch als Reaktion 
auf die negativen Erfahrungen bei 
Wasserprivatisierungen unter Betei-
ligung anderer Konzerne zwischen 
Bolivien, Südafrika und den Philip-
pinen lesen, wo die fehlende Par-
tizipation der lokalen Bevölkerung 
zu Protesten und Widerstand ge-
führt hat, in einigen Fällen mit der 
Konsequenz, dass die internationa-

len Wasserunternehmen ihr Engage-
ment beenden mussten. Thames Wa-
ter geht noch einen Schritt weiter: 
„Thames Water möchte geschäftliche 
Beziehungen zu Menschen unterhal-
ten, die mit uns Geschäfte tätigen 
wollen, nicht mit Menschen, die ge-
zwungen werden, gegen ihren Wil-
len mit dem Privatsektor zu verhan-
deln.“ Um alle Missverständnisse zu 
vermeiden, wird dann festgestellt: 
„Thames Water unterstützt nicht die 
Bestrebungen, durch die Welthan-
delsorganisation oder andere mul-
tilaterale Institutionen staatliche 
Autoritäten zu zwingen, ihren öf-
fentlichen Bereich zu liberalisieren. 
Thames Water glaubt ganz entschie-
den, dass nur die staatlichen Auto-
ritäten entscheiden sollten, ob, wie 
und in welchem Umfang sie einhei-
mische oder ausländische Privatun-
ternehmen einladen, mit ihnen bei 
der Bereitstellung von Dienstleis-
tungen zusammenzuarbeiten.“ Auch 
die Möglichkeit, armen Bevölke-
rungsgruppen kostenlos Wasser zur 
Verfügung zu stellen, ist im Blick-
feld des Konzerns, ohne dass insge-
samt das Prinzip der Kostendeckung 
in Frage gestellt wird.

Thames Water hat große Erwartun-
gen, welche Voraussetzungen für 
eine erfolgreiche öffentlich-private 
Partnerschaft erfüllt sein müssen: 
„Thames Water strebt aktiv danach, 
in einem starken, transparenten und 
gut geplanten Rahmen zu arbeiten, 
der vom öffentlichen Bereich ge-
schaffen wird.“ Solche Erwartungen 
können die meisten afrikanischen 
Staaten und ihre Regierungen nicht 
erfüllen. Die wenig entwickelte und 
oft ineffi ziente öffentliche Verwal-
tung ist ein wesentlicher Grund da-
für, dass viele öffentliche Wasserver-
sorgungsbetriebe in Afrika in einem 
so schlechten Zustand sind. In sol-
chen schwierigen Situationen, so ist 

aus der Broschüre von Thames Water 
zu schließen, besteht kein Interes-
se, die Wasserversorgung zu über-
nehmen. Diese Einschätzung wird 
dadurch bestätigt, dass Thames Wa-
ter in Afrika in keiner einzigen Stadt 
das Management der Wasserversor-
gung übernommen hat (wohl aber in 
Regionen der Welt, die dem Konzern 
vielversprechender erscheinen). An-
gesichts der Tatsache, dass viele Mil-
lionen Menschen, die dringend auf 
einen Anschluss an eine Wasserver-
sorgung und Abwasserentsorgung 
hoffen, in Ländern mit instabilen 
politischen Strukturen und schwach 
ausgebildeten staatlichen Verwal-
tungs- und Regulierungsstrukturen 
leben, stellt sich die Frage, welchen 
Beitrag private Unternehmen zur Lö-
sung ihrer Probleme leisten können. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, 
dass Thames Water sich zumindest 
in seinen Konzepten bemüht, Konse-
quenzen aus dem schlechten Image 
und aus den Rückschlägen inter-
nationaler Wasserkonzerne in den 
Ländern des Südens zu ziehen. Da-
mit hebt sich das Unternehmen von 
Bestrebungen ab, Privatisierungser-
fahrungen schön zu reden und darin 
eine Lösung aller Wasserprobleme zu 
sehen. Thames Water strebt an, als 
umweltbewusster, sozial verantwort-
licher und kulturell sensitiver Akteur 
auf dem globalen Wassermarkt wahr-
genommen zu werden. Das wachsen-
de Engagement von ökologischen 
Gruppen und Initiativen der Zivil-
gesellschaft hat die „Spielregeln“ 
des internationalen Wassergeschäf-
tes verändert. Das Fehlverhalten ei-
nes Konzerns wird bekannt, führt 
zu lokalen Auseinandersetzungen 
und hat im Internet-Zeitalter Kon-
sequenzen für das Image eines Kon-
zerns in anderen Teilen der Welt – 
mit der Konsequenz, dass lukrative 
Kontrakte verloren gehen können. 
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Die Rolle der Privatwirtschaft bei 
der Lösung globaler Probleme
Im Blick auf arme Länder des Südens 
ist bei Thames Water (und anderen 
internationalen Wasserkonzernen) 
eine Ernüchterung eingetreten. 
Die Rahmenbedingungen, die Tha-
mes Water für eine Geschäftstätig-
keit nennt, werden viele arme Län-
der auch mittelfristig nicht erfüllen. 
Von daher lässt die Publikation „Pla-
net Water“ erwarten, dass die Lö-
sung der Wasserprobleme in diesen 
Ländern nicht primär auf privatwirt-
schaftlichem Wege zu erreichen ist. 
Was die internationalen Wasserkon-
zerne in solchen Situationen leisten 
können, ist die Bereitstellung spezi-
fi scher Dienstleistungen im Rahmen 
von Projekten der Entwicklungszu-
sammenarbeit. Hierfür gibt es vie-
le positive Beispiele. Was nach dem 
Studium der Broschüre „Planet Wa-
ter“ gefordert ist, ist ein Abschied 
von der Idee, die Einführung von 
Marktprinzipien würde in allen Fäl-
len entscheidend zur Lösung von 
Wasserproblemen beitragen kön-
nen. Wo die Kaufkraft fehlt, da fehlt 
auch die Voraussetzung für ein Funk-
tionieren des Marktes und da sind 
andere Lösungen gefragt, die sich 
in vielen Ländern des Südens auch 
schon bewährt haben, vor allem Lö-
sungen, die lokal verankert sind und 
von der Mitwirkung der Bevölkerung 
leben. 

Zu den neuen Initiativen des RWE-
Tochterunternehmens Thames Water 
in Fragen des nachhaltigen Umgangs 
mit Wasser gehört die Mitwirkung am 
„Multi Stakeholder Review of Priva-
te Sector Participation in Water and 
Sanitation“. Bei der Internationa-
len Frischwasser-Konferenz in Bonn 
im Dezember 2001 und bei anderen 
internationalen Treffen zu Wasser- 
und Umweltfragen ist kontrovers 

diskutiert worden, welchen Beitrag 
Privatunternehmen zur Lösung der 
globalen Wasserprobleme leisten 
können. Daraus erwuchs eine Initia-
tive, unter Mitwirkung verschiedener 
„Stakeholder“, also auf unterschied-
liche Weise Betroffener und Betei-
ligter, zu untersuchen, wie sich die 
Privatisierung der Wasserversorgung 
tatsächlich an verschiedenen Orten 
ausgewirkt hat. RWE Thames Water 
ist als einziger international tätiger 
Wasserkonzern an diesem Prozess 
beteiligt. Die fünf anderen „Stake-
holder“ in diesem Prozess sind die 
brasilianische Vereinigung der öf-
fentlichen Wasserversorger, der in-
ternationale Zusammenschluss der 
Verbraucherorganisationen, die süd-
afrikanische Nichtregierungsorgani-
sation „Environmental Monitoring 
Group“, die Föderation der Gewerk-
schaften des öffentlichen Dienstes 
und die britische Entwicklungsor-
ganisation WaterAid. Es soll geklärt 
sein, mit welchen Schwerpunkten 
und auf welche Weise eine Bewer-
tung der bisherigen Privatisierungs-
erfahrungen im Wasserbereich erfol-
gen soll. Angesichts des Ausmaßes 
der globalen Probleme und der Kom-
plexität von Lösungskonzepten las-
tet eine große Verantwortung auf 
den Organisationen und Unterneh-
men, die an diesem Prozess betei-
ligt sind – und um so interessanter 
ist es zu sehen, wie der RWE-Konzern 
selbst im Wassersektor agiert.

Corporate Identity?

Die seit langem laufende und mit 
Hochdruck betriebene Imagekam-
pagne „Imagine“ soll das neue 
Selbstverständnis zum Ausdruck 
bringen. RWE will sich als zeitgemä-
ßes, vorwärtsblickendes und vor al-
lem kundenorientiertes Unterneh-

men präsentieren. Ein zweites Ziel 
von „Imagine“ besteht darin, Kun-
den über ein spezielles „RWE-Kun-
den-Feeling“ emotionell an sich zu 
binden und wird durch den als Mu-
sikhintergrund verwandten Song 
von John Lennon zum Ausdruck ge-
bracht: Der RWE-Kunde der Zukunft 
präsentiert sich wie schwebend in 
einer rundum versorgten, behutsam 
betreuten und gleichzeitig sehr ent-
spannten Wohlfühl-Atmosphäre.
Zugleich will der Konzern mit seiner 
Kampagne vermitteln, dass er glo-
bal und umweltbewusst denkt und 
handelt. In Deutschland assoziie-
ren viele Menschen RWE noch mit 
den qualmenden Schornsteinen des 
Ruhrgebietes. In England wieder-
um hat Thames Water einen schlech-
ten Ruf als Wasserverschmutzer und 
muss sich in London wegen Proble-
men bei der Sanierung der Versor-
gungsnetze rechtfertigen. Sowohl 
RWE als auch Thames Water haben 
in Ihren jüngsten Publikationen auf-
fallend viel Wert auf ökologische As-
pekte gelegt.

Die Darstellung der Kodizes an de-
nen sich RWE orientiert und der ver-
öffentlichten Konzepte des Konzerns 
und seines Tochterunternehmens 
Thames Water für eine nachhalti-
ge Entwicklung haben gezeigt, dass 
die Messlatte für die internationa-
le Tätigkeit des Unternehmens hoch 
liegt. Wenn es bei einer „Corporate 
Identity“ wirklich um die Identität 
geht und nicht nur um die schöne 
Fassade einer knallharten und rück-
sichtslosen Geschäftstätigkeit, dann 
müssen Unternehmen wie RWE das 
im Alltagsgeschäft umsetzen, was 
sie in Hochglanzbroschüren und im 
Internet an hehren Zielen und Kon-
zepten veröffentlichen. 
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Das Wasserengagement 
in Deutschland 

Die Wasserversorgung hatte gegenü-
ber anderen Geschäftszweigen bis in 
die 90er Jahre des 20. Jahrhunderts 
für RWE eine nachgeordnete Bedeu-
tung. RWE hat in der Zusammenar-
beit mit Stadtwerken schon über 
längere Zeit gewisse Kenntnisse in 
diesen Bereichen aufgebaut, die seit 
Ende der 90er Jahre systematisch 
ausgebaut werden. Die „Wirtschafts-
woche“ berichtete im März 2002 
über die Wasser-Ambitionen: „RWE-
Chef Kuhnt bläst vor allem im Was-
sergeschäft zum Großangriff.“

In der deutschen Wirtschaftspresse 
ist das Wasserengagement des Esse-
ner Konzerns sehr überwiegend po-
sitiv dargestellt worden und bot in 
den letzten Jahren Anlass für Über-
schriften wie diese: „Bei RWE ist 
Wasser eine sprudelnde Ertragsquel-
le“, „RWE profi tiert vom Geschäft 
mit dem Wasser“, „RWE: Mit Wasser 
wachsen“, „Wasserversorger lassen 
Gewinne sprudeln“ und „RWE ver-
dient gut mit Wasser“.

Selbstbewusst heißt es über RWE 
Aqua in einer neueren RWE-Bro-
schüre zum Thema Wasser: „Heute 
ist RWE Aqua das führende deutsche 
Wasser- und Abwasserunternehmen 
und bietet längst über die Landes-
grenzen hinaus maßgeschneiderte 
Systeme der Trinkwasserversorgung 

und Lösungen für die Abwasserent-
sorgung an.“ Dabei arbeitet RWE 
eng mit kommunalen Versorgungs-
betrieben zusammen und bietet 
Dienstleistungen von der Planung 
von Wasserwerken bis zur Beratung 
beim Management der Betriebe an. 
Wo sich die Möglichkeit eröffnet, be-
teiligt sich RWE am Kapital von Was-
ser- und Abwasserbetrieben und 
übernimmt deren Management. Wer-
bewirksam heißt es in einer RWE-
Broschüre: „Ob eine Kleinstadt, eine 
ganze Region oder ein Industrie-
konzern – keine Aufgabe ist uns zu 
groß, kein Weg zu weit.“

In Deutschland versorgt RWE der-
zeit mehr als neun Millionen Men-
schen mit Wasser- und Abwasser-
dienstleistungen (weltweit sind es 
etwa 70 Millionen). Beachtung fand 
in den letzten Jahren vor allem die 
Beteiligung an den Berliner Wasser-
betrieben. 

Die Berliner Wasserbetriebe

Die Berliner Wasserbetriebe waren 
bis Ende der 90er Jahren das größ-
te kommunale Wasserunternehmen 
in Deutschland (www.bwb.de). Dann 
veranlassten hohe Haushaltsdefi zi-
te den Berliner Senat, das „Tafel-
silber“ zu veräußern, also gut ver-
käufl iche staatliche Unternehmen 
und Beteiligungen wie die Wasserbe-
triebe. Über die Berliner Finanzsena-

torin schrieb die „Berliner Morgen-
post“ am 16. August 1997: „Annette 
Fugmann-Heesing wird als Privati-
sierungssenatorin in die Geschichte 
Berlins eingehen. Seit die SPD-Polit-
kerin im Januar 1996 das Finanzres-
sort übernommen hat, ist das Tafel-
silber nicht mehr sicher. Alte Tabus 
und Grundsätze der Sozialdemokra-
ten werden mit dem Rechenschieber 
über den Haufen geworfen.“

Gegen starke Konkurrenz konnte 
sich das Konsortium von RWE, Viven-
di und Allianz durchsetzen. Nachdem 
die Allianz-Versicherungsgruppe 
im Juni 2002 ihre Anteile verkauft 
hat, blieben Vivendi und RWE und 
die Stadt Berlin als Eigentümer der 
Berlinwasser Holding AG übrig. 50,1 
Prozent des Unternehmens hält das 
Land Berlin, 49,9 Prozent die priva-
ten Eigner. Den beteiligten privaten 
Wasserunternehmen wurde für einen 
Zeitraum von 28 Jahren eine Rendite 
von 9 Prozent garantiert.

Zur Holding gehören neben den Was-
serbetrieben diverse Tochterunter-
nehmen und Beteiligungen. Sie sol-
len Gewinne erzielen, machen aber 
zum Teil riesige Verluste, die von 
den Eignern und den Wasserkunden 
bezahlt werden müssen. Allein das 
Müllverwertungszentrum „Schwarze 
Pumpe“ machte insgesamt 587 Mil-
lionen Euro Verlust, bis es zu einem 
symbolischen Preis verkauft wurde.

Der Geschäftsbereich Wasser
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Als grundlegendes Problem hat sich 
erwiesen, dass die beiden privaten 
Akteure unterschiedliche Interessen 
verfolgen. Als die Verträge in den 
90er Jahren verhandelt und abge-
schlossen wurden, gehörte Vivendi 
zur Spitzengruppe der internationa-
len Wasserkonzernen, während RWE 
als deutsches Versorgungsunterneh-
men international keine große Rolle 
spielte. Inzwischen hat RWE aber die 
Rolle eines „global player“ übernom-
men und konkurriert jetzt mit der Vi-
vendi-Nachfolgegesellschaft Veolia 
um internationale Kontrakte. Die-
ses Konkurrenzverhältnis belastet 
die Zusammenarbeit in Berlin und 
wirkt sich auf Beschlüsse über die 
Aktivitäten des gemeinsamen Ber-
liner Unternehmens aus. Ein Mana-
ger der Berliner Wasserbetriebe be-
schrieb die Situation Ende 2001 so: 
„Zwischen Vivendi und RWE herrscht 
Krieg.“ (Zitiert nach „Frankfurter All-
gemeine Zeitung“, 8.12.2001) Eine 
Analyse der Auseinandersetzungen 
im gleichen Beitrag der Zeitung kam 
zum folgenden Schluss: „Aus die-
ser Paralyse wird die Berliner Was-
sergruppe wohl erst dann befreit, 
wenn einer der beiden Kontrahenten 
aussteigt. Dafür gibt es bislang aber 
keine Signale: Schließlich will keiner 
dem anderen das Feld überlassen. 
Zudem würde ein Verkauf der Anteile 
wohl mit erheblichen Buchverlusten 
einhergehen. Denn heute weiß man 
mit Gewissheit, dass der damalige 
Kaufpreis von 3,3 Milliarden DM für 
die Minderheitsbeteiligung in Berlin 
weit überzogen war.“ 

Die Berliner Verbraucherinnen und 
Verbraucher müssen ab Anfang 
2004, als die vertraglich garantier-
te Preisstabilität auslief, eine 15pro-
zentige Preiserhöhung hinnehmen, 
was für einen Vier-Personen-Haus-
halt immerhin fast 100 Euro im Jahr 
ausmacht. Die Preissteigerung wäre 

doppelt so hoch ausgefallen, wenn 
die Stadt Berlin nicht auf eine Kon-
zessionsabgabe verzichtet hätte. 
Zum Vergleich sei erwähnt, dass die 
kommunalen Hamburger Wasserwer-
ke ihre Preise seit 1996 nicht erhöht 
haben. 2004 steigen sie um 1,46 
Prozent.

Auch für die Beschäftigten der Was-
serwerke war die Teilprivatisierung 
kein Erfolg. Seit Jahren wird die 
Zahl der Beschäftigten dadurch re-
duziert, dass frei werdende Stellen 
nicht wiederbesetzt werden. Zwar 
sind betriebsbedingte Kündigungen 
durch den Vertrag mit den privaten 
Betreibern bis 2014 ausgeschlossen, 
aber bis 2006 sollen weitere 650 der 
noch knapp 5.400 Arbeitsplätzen 
(2002) abgebaut werden. Die Bilanz 
der Teilprivatisierung der Berliner 
Wasserbetriebe fällt also ausgespro-
chen ernüchternd aus. RWE musste 
laut Geschäftsbericht 2002 Auslei-
hungen an die Berlinwasser-Gruppe 
in Höhe von 622 Millionen Euro vor-
nehmen. Wie viel Geld der Konzern 
davon jemals wiedersieht, ist unklar. 
Ein Vorzeigeobjekt für RWE ist aus 
der Beteiligung an den Berliner Was-
serbetrieben nicht geworden. 

Die Aktivitäten von Berlinwasser 
International
Zu den Tochterunternehmen der Hol-
ding gehört Berlinwasser Internatio-
nal (BWI). BWI soll vor allem auf den 
osteuropäischen und asiatischen 
Märkten tätig werden, wo ein gro-
ßes Wachstumspotenzial in den Be-
reichen Trinkwasserversorgung und 
Abwasserwirtschaft besteht. Auf der 
Grundlage der großen Erfahrungen 
der Berliner Wasserbetriebe bietet 
Berlinwasser International auslän-
dischen Partnern eine Zusammen-
arbeit bei der Vermittlung von Tech-
nikwissen und beim Management 
von Wasserbetrieben an. Bei einzel-

nen Vorhaben arbeitet Berlinwasser 
International mit der Weltbank und 
der staatlichen deutschen Entwick-
lungshilfe (vertreten durch die „Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau“ und die 
„Gesellschaft für Technische Zusam-
menarbeit“) zusammen. Berücksich-
tigt man, dass die Anteilseigner RWE 
und Vivendi/Veolia bei der Teilpriva-
tisierung zugesagt hatten, das Aus-
landsgeschäft der Wasserbetriebe 
nach Kräften zu unterstützen, ist 
die Zusammenarbeit zwischen Veolia 
und Berlinwasser International bei 
einem Trinkwasserprojekt in Namibia 
und einer Kläranlage in Budapest 
eher ein bescheidener Ansatz. „Vom 
Berliner Wasserkonzern als gemein-
samem Brückenkopf in den Osten 
ist dagegen längst nicht mehr die 
Rede“, diagnostizierte die Wochen-
zeitung „Die Zeit“ im Juni 2002.

2002 konnte BWI Umsatzerlöse in 
Höhe von 7,8 Millionen Euro erzie-
len. Es entstand ein Verlust von 0,9 
Millionen Euro. Das Unternehmen 
hofft, im Jahre 2004 die Gewinn-
schwelle zu erreichen. Berücksich-
tigt man, dass die Aktiengesellschaft 
mit 20 Millionen Euro Eigenkapital 
und Kapitalrücklagen in gleicher 
Höhe ausgestattet worden ist, wird 
es dauern, bis sich das internationa-
le Engagement der Wasserbetriebe 
wirklich rentiert. Berlinwasser Inter-
national muss wie seine Konkurren-
ten feststellen, dass die erhofften 
Gewinne im internationalen Wasser-
geschäft sich in den meisten Fällen 
allenfalls mittel- und langfristig er-
zielen lassen. Ohne die Fördermittel 
von Weltbank und bundesdeutschen 
Entwicklungshilfeeinrichtungen wä-
ren die Defi zite noch höher ausge-
fallen. Weltweit hat Berlinwasser 
International nach eigenen Anga-
ben den siebten Platz in der Bran-
che erreicht. 

Der Geschäftsbereich Wasser
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In Vietnam haben BWI, die Gesell-
schaft für Technische Zusammenar-
beit und die Hanoi Sewerage and 
Drainage Company als Public-Pri-
vate-Partnership-Vorhaben ein ge-
meinsames Ausbildungsprojekt ins 
Leben gerufen, um das Management 
des staatlichen Abwassersystems der 
vietnamesischen Hauptstadt zu ver-
bessern und durch eine Beratungs-
tätigkeit die Standards der Abwas-
serreinigung zu erhöhen. 

In China hat sich Berlin Wasser In-
ternational 1998 am Bau eines Was-
serwerkes in Xian beteiligt. BWI hält 
35 Prozent an einem Gemeinschafts-
unternehmen, an dem außerdem die 
Stadt Xian und ein Hongkonger Un-
ternehmen Anteile besitzen. Als Vo-
lumen des Projektes werden 55 Milli-
onen DM angegeben. 

Windhuk und Berlin sind durch eine 
Städtepartnerschaft verbunden, 
daraus hat sich auch eine Zusam-
menarbeit im Wasserbereich entwi-
ckelt. BWI ist an zwei Wasserpro-
jekten in Namibia beteiligt. Seit Juli 
1999 betreibt das Unternehmen im 
Auftrag der Kommune Swakopmund 
ein Abwassersystem und eine Klär-
anlage. In Windhuk betreibt Ber-
linwasser International seit 2001 
in Zusammenarbeit mit der Stadt 
Windhuk, Vivendi und einem süd-
afrikanischen Partner ein Wasser-
werk, das Trinkwasser durch die Rei-
nigung von Brauchwasser und aus 
dem Wasser eines Stausees gewinnt. 
Finanzmittel für das Vorhaben wur-
den von der Kreditanstalt für Wie-
deraufbau und von der Europäischen 
Entwicklungsbank bereitgestellt. In 
Ungarn betreibt BWI ein Abwasser-
system für drei Gemeinden mit ins-

gesamt 60.000 Einwohnern. In Bu-
dapest ist BWI gemeinsam mit Veolia 
an einer Gesellschaft beteiligt, die 
ein Abwassersystem managt, wobei 
der Bau und die Weiterentwicklung 
der Anlagen Aufgabe der Stadt ge-
blieben ist.

Eine 30-Jahres-Konzession von BWI 
für den Betrieb der Wasserversor-
gung der albanischen Stadt Elbasan 
(ca. 128.000 Einwohner) wurde von 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
mitfi nanziert. Das Vorhaben in Elba-
san gilt als ein Vorzeigebeispiel für 
Public-Private-Partnership-Projek-
te. Auch in der Ukraine, Aserbaid-
schan und Russland konnte Ber-
linwasser International Kontrakte 
abschließen. 

RWE expandiert in Europa

RWE Aqua hat in europäischen Län-
dern eine Reihe von Kontrakten ab-
schließen können, wobei Mittel- und 
Osteuropa einen Schwerpunkt bil-
den. Auf den Erwerb von Thames Wa-
ter wird im nächsten Kapitel einge-
gangen.

Das spanische Unternehmen PRIDE-
SA ist auf Techniken der Meerwasser-
entsalzung spezialisiert, hat welt-
weit mehr als 200 Anlagen geliefert 
und verfügt über Niederlassungen in 
Portugal und Italien. Im Juni 2002 
erwarb RWE die Mehrheitsanteile des 
besonders auf dem Gebiet der Um-
kehr-Osmose bekannten Unterneh-
mens. Außerdem wurde 2002 die 
Mehrheit des spanischen Wasser-
versorgungsunternehmens Ondagua 
übernommen, das 300.000 Kunden 
beliefert. 

In Kroatien erhielt RWE Aqua zusam-
men mit einem Partnerunterneh-
men den Auftrag zum Bau und Be-
trieb einer zentralen Kläranlage für 
die mehr als 900.000 Einwohner der 
Hauptstadt Zagreb. In Ungarn hat 
sich RWE Aqua 1997 an einem Joint 
Venture zum Betrieb der Wasserwer-
ke von Budapest beteiligt. In Polen 
konnte RWE Aqua Anteile des städ-
tischen Wasserversorgers der Stadt 
Dabrowa Gornicza mit 240 Beschäf-
tigten übernehmen. 

Gemessen an den internationalen 
Konkurrenten hat RWE Aqua weni-
ge Verträge in Mittel- und Osteuropa 
abschließen können. Dass liegt ver-
mutlich sowohl an der zum Teil grö-
ßeren Erfahrung der französischen 
Konzerne als auch daran, dass es 
schwieriger als erwartet ist, sich in 
der Region Märkte zu erschließen. 
Umso wichtiger war es für RWE, mit 
Thames Water ein Unternehmen mit 
großer internationaler Erfahrung zu 
erwerben.
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Thames Water liefert im Großraum 
London etwa 13 Millionen Menschen 
das Trinkwasser. Es ist die größte 
der zehn Wassergesellschaften in 
England und Wales, die 1989 wäh-
rend der Regierungszeit von Margret 
Thatcher privatisiert wurden. Die Be-
dingungen der Privatisierung waren 
für die neuen Eigentümer ausgespro-
chen günstig. So wurden vorher die 
Altschulden getilgt, neues Betriebs-
kapital bereitgestellt und regionale 
Monopole für die neuen Gesellschaf-
ten geschaffen. Die Wasserpreise 
können nur mit Zustimmung einer 
staatlichen Regulierungsbehörde 
erhöht werden, aber in den ersten 
Jahren nach der Privatisierung fan-
den die zehn Gesellschaften eine 
einfache Möglichkeit, Preiserhöhun-
gen durchzusetzen. Sie fügten in die 
Kalkulation der Kosten des kommen-
den Jahres hohe Investitionsbeträge 
ein und konnten so drastische Prei-
serhöhungen begründen. Ein Groß-
teil der Investitionen wurde aller-
dings nie getätigt, sondern das Geld 
fl oss den Aktionären zu oder diente 
zur Finanzierung hoher Managerge-
hälter. Ebenso expandierten die Un-
ternehmen im eigenen Land und 
weltweit. 

Die britische Tageszeitung „Daily 
Mail“ gab 1994 einem Beitrag über 
die Preiserhöhungen der privati-
sierten Wasserunternehmen den Ti-
tel „Der Große Wasserraubzug“. Die 
Regulierungsbehörde prüfte in den 
ersten Jahren die tatsächlich getä-
tigten Investitionen nicht, aber seit 
die fi ktiven Investitionen als Form 
der wundersamen Gewinnvermeh-
rung bekannt geworden ist, sind die 
Wasserpreise und damit auch die Ge-
winne der Wasserunternehmen von 

der Regulierungsbehörde drastisch 
gesenkt worden. Auch rächt sich in-
zwischen, dass in den zurückliegen-
den Jahren zu wenig für die Wartung 
und Reparatur der Leitungsnetze 
und der Wasserwerke getan wurde. 
Das „Handelsblatt“ beschrieb die 
Folgen am 26. September 2000 so: 
„Nach der vor 10 Jahren eingelei-
teten Privatisierung versickerte in 
kaum einem anderen europäischen 
Land so viel Wasser in die Erde wie in 
Großbritannien.“ 

Die Folgen zeigen sich besonders 
deutlich bei Thames Water. Das Lon-
doner Wasserversorgungssystem ge-
hört zu den am längsten bestehen-
den modernen Systemen der Welt. 
Hier wirkt sich die unzureichende 
Pfl ege des Leitungsnetzes besonders 
verheerend aus. Das führte zu trauri-
gen Rekorden. 1999 und 2000 stand 
Thames Water an der Spitze der we-
gen Umweltvergehen bestraften bri-
tischen Unternehmen. Kommt hinzu, 
dass etwa 30 Prozent des Trinkwas-
sers durch Leckagen verloren geht, 
bevor es die Abnehmer erreicht (in 
Hamburg zum Beispiel sind es we-
niger als 5 Prozent). Thames Water 
macht eine rasche Erneuerung des 
Leitungsnetzes von deutlichen Prei-
serhöhungen abhängig, die aber 
nicht genehmigt werden. 

Die täglichen Wasserverluste von 
Thames Water würden ausreichen, 
um eine Stadt von 2,5 Millionen 

Menschen mit Wasser zu versorgen. 
Auch das Abwassersystem Londons 
bietet häufi g Anlass zu Beschwer-
den von Verbrauchern. Es sind auch 
verschiedene Fälle dokumentiert, wo 
Abwasser ungereinigt in Wasserläu-
fe geriet und Thames Water dafür 
Strafen zahlen musste. Jetzt muss 
Thames Water versuchen, die Miss-
stände in relativ kurzer Zeit zu besei-
tigen und dies in einer Situation, wo 
die Aufsichtsbehörde alle Anträge 
auf eine Erhöhung der Wasserprei-
se genau prüft und Preissenkungen 
durchgesetzt hat. Diese Situation 
hat es den britischen Aktionären von 
Thames Water sicher erleichtert, das 
Übernahmeangebot von RWE anzu-
nehmen. 

Die Übernahme von Thames 
Water durch RWE

Für die ursprünglichen Anleger war 
das Übernahmeinteresse von RWE 
im Jahre 2000 eine gute Gelegen-
heit, Gewinne zu realisieren. Von 
daher kam es den britischen Anteil-
seignern sehr gelegen, dass RWE be-
reit war, die Anteile mit einem Auf-
schlag von 43 Prozent gegenüber 
dem durchschnittlichen Kurswert 
im Monat vor dem Übernahmean-
gebot zu kaufen und circa 4,3 Mil-
liarden Pfund für den Aufstieg in 
die Spitzengruppe der internatio-
nalen Wasserkonzerne zu zahlen. 
RWE-Vorstandsvorsitzender Dietmar 

RWE Thames Water
www.rwethameswater.com
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Kuhn wurde vom britischen Sender 
BBC mit der Aussage zitiert: „Tha-
mes Water wird eine treibende Kraft 
bei der Verwirklichung der RWE-Zie-
le im Wasserbereich sein und globale 
Weltklasse-Geschäftsaktivitäten ent-
wickeln.“ (BBC News, 25.9.2000)

Zahlreiche Abteilungen und Pro-
jekte von Thames Water hatten im 
bisherigen RWE-Konzern keine oder 
nur sehr wenig entwickelte Gegen-
über, so dass das britische Unter-
nehmen fugenlos in den Gesamt-
konzern eingebaut werden konnte. 
Das gilt besonders für das Auslands-
engagement. Ein besonders gutes 
Beispiel sind die Niederlassungen 
und Tochterunternehmen von RWE/
Thames Water im asiatisch-pazifi -
schen Raum, wo das Londoner Un-
ternehmen bei der Übernahme im 
Jahr 2000 bereits mehrere Millionen 
Kunden hatte. Eigenständige Aktivi-
täten des Essener Konzerns in der 
Trinkwasserversorgung gab es nir-
gendwo in der asiatisch-pazifi schen 
Region. Daher war es naheliegend, 
die Leitung der dortigen Trinkwas-
sergeschäfte auch weiterhin mit den 
Strukturen und Fachkräften von Tha-
mes Water weitgehend selbstständig 
fortzuführen. 
Thames Water ist im neuen Unter-
nehmenskonzept die internatio-
nale Wassersparte des Gesamtkon-
zerns geworden, und die Thames 
Water-Mitarbeiter haben nun auch 
die Verantwortung für alle anderen 
Wasserversorgungs- und Abwasse-
rentsorgungsgeschäfte, auch wenn 
ihr die deutsche RWE Aqua in der 
neuen Konzernstruktur nicht mehr 
direkt untersteht. RWE Thames Wa-
ter ist zu einer wichtigen Schaltzen-
trale in Gesamtkonzern geworden, 
zu einem „Partner in Leadership“. 
Das komplett neue und repräsentati-
ve Business Center, das sich Thames 
nach der Übernahme durch RWE im 
englischen Reading bei London als 

Unternehmenszentrale einrichtete, 
kann hier als Symbol der Bedeutung 
des englischen Partners herhalten.

Thames Water schreibt schwarze 
Zahlen, im ersten Halbjahr 2003 im-
merhin 614 Millionen Euro, von de-
nen 329 Millionen Euro in England 
und Irland erwirtschaftet wurden 
und der Rest in anderen Regionen 
der Welt. Für RWE waren die inter-
nationalen Aktivitäten von Thames 
Water ein ganz entscheidender Fak-
tor für die Kaufentscheidung und 
für das hohe Übernahmeangebot. 
Thames Water und mehrere ande-
re privatisierte Wasserunternehmen 
in England und Wales nutzten einen 
Teil ihrer hohen Gewinne in den 90er 
Jahren, um im internationalen Was-
sergeschäft aktiv zu werden. Thames 
Water profi tierte u.a. davon, dass 
viele verschuldete Länder im Süden 
der Welt auf Druck von Weltbank und 
Internationalem Währungsfonds öf-
fentliche Wasserbetriebe privatisie-
ren mussten. Privatisierung bedeu-
tet in diesem Zusammenhang in aller 
Regel nicht, dass die Leitungsnetze 
und Wasserwerke verkauft wurden. 
Am Kauf dieser oft maroden Anla-
gen waren die internationalen Was-
serkonzerne auch gar nicht inter-
essiert. Stattdessen ging und geht 
es um die Übernahme des Manage-
ments der Wasserbetriebe. Dies er-
fordert nur einen relativ geringen 
Kapitaleinsatz der Unternehmen. 

RWE Thames Water 
in Amerika

In begrenztem Umfang engagiert 
sich RWE Thames Water in Lateina-
merika, vor allem in Chile. Hier pro-
fi tiert das Unternehmen von einer 
strategischen Allianz mit dem portu-
giesischen Versorgungsunternehmen 
Electricidade de Portugal. In Chile 
wurde 1998 mit der Privatisierung 

der Wasserversorgung und Abwasse-
rentsorgung begonnen. Im Rahmen 
eines Joint Ventures haben Thames 
Water und Electricidade 51 Prozent 
der Gesellschaft übernommen, die 
für die Wasserversorgung von mehr 
als 500.000 Menschen in der Regi-
on Rancagua sorgt. Auch zwei weite-
re Kontrakte konnten unterzeichnet 
werden, so dass Thames Water zum 
zweitgrößten privaten Wasserversor-
gungsunternehmen Chiles aufstieg 
und insgesamt 2,5 Millionen Men-
schen versorgt. 

Thames Water geriet in die Kritik, als 
2003 die Versorgung von 120 Fami-
lien in Rancagua unterbrochen wur-
de, weil sie nach Angaben des Was-
serunternehmens ihre Rechnungen 
nicht bezahlt hatten. Maria Diaz, die 
Vorsitzende des Nachbarschaftsko-
mitees, fragte daraufhin, ob die Ar-
men sich nun zwischen Wasser und 
Nahrung entscheiden müssten. Ale-
xis Abarca, die Direktorin einer Ver-
braucherschutzorganisation ODE-
CU, beklagte sich angesichts dieses 
und ähnlicher Konfl ikte, dass der 
Privatisierungsprozess im Wasserbe-
reich nicht transparent sei: „Offi zi-
ell wird gesagt, dass die Gebüh-
ren in den letzten drei Jahren um 
16 bis 24 Prozent gestiegen sei-
en, in einigen Fällen um 24 bis 
30 Prozent. Wir haben 15.000 
Wasserrechnungen überprüft und 
herausgefunden, dass in Wirk-
lichkeit die Steigerungsrate min-
destens 100 Prozent und sogar 
200 Prozent betragen hat.” (Zi-
tiert nach: Terramerica, IPS-Nach-
richtenagentur, 2001)

In Puerto Rico ist Thames Water an 
der Wasserversorgung von etwa zwei 
Millionen Menschen beteiligt. 1996 
erhielt das Unternehmen gemein-
sam mit Partnern den Auftrag, für 
264 Millionen Euro ein neues Was-
serwerk sowie Hauptleitungen zu 
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errichten und zu betreiben, um die 
Bevölkerung an der Nordküste der 
Insel einschließlich der Hauptstadt 
San Juan mit Trinkwasser zu versor-
gen. 1997 wurde der Kontrakt aus-
geweitet und Thames Water beauf-
tragt, ein Verbindungsnetz zwischen 
den Städten an der Nordküste aufzu-
bauen und zu betreiben. Zu den so-
zialen Projekten des englischen Un-
ternehmens in Puerto Rico gehört 
eine Kampagne, durch die Schulkin-
der für Wasserthemen sensibilisiert 
werden sollen.

In Elizabethtown und weiteren Orten 
in New Jersey/USA hat im November 
2002 Thames Water durch den Kauf 
des lokalen Wasserunternehmens 
E‘town die Versorgung von mehr als 
einer Millionen Menschen übernom-
men. Nach dem Aufkauf von Ameri-
can Water Works (siehe unten) ver-
sorgt RWE Thames Water inzwischen 
17 Millionen Menschen in Nordame-
rika mit Wasser. Außerdem ist Nord-
amerika für Thames Water wichtig, 
um auf dem Gebiet der wasserbe-
zogenen Dienstleistungen mit der 
französischen Konkurrenz gleich-
ziehen zu können. Bereits 1992 wur-
de mit FB Leopold ein marktführen-
der Produzent von Membran- und 
Filtertechnologie übernommen, die 
sowohl in der Trinkwasseraufberei-
tung als auch im Abwasserbereich 
genutzt wird. Im gleichen Jahr er-
warb Thames Water das Unterneh-
men Ashbrook, das in den USA 
führend auf dem Gebiet der Prozes-
soptimierung und der Herstellung 
von Prozesskomponenten für die 
Wasserindustrie ist. Gemeinsam mit 
Thames Water werden Forschungs- 
und Konstruktionsarbeiten durchge-
führt, zum Beispiel für Technologien 
zur Entwässerung und Flussrege-
lung, zur Wasser- und Abwasserauf-
bereitung. 

Das Engagement von 
Thames Water in der asia-
tisch-pazifi schen Region

Ein deutlicher regionaler Schwer-
punkt der internationalen Aktivitä-
ten von Thames Water ist die asi-
atisch-pazifi sche Region. Dieses 
Engagement geht auf die Zeit vor 
der Asienkrise zurück. Bildete da-
mals Indonesien den Schwerpunkt 
des Engagements, so hat RWE in-
zwischen seine Aktivitäten stärker in 
einigen wohlhabenden asiatischen 
Staaten wie Japan und Singapur 
ausgeweitet, ebenso in China. 

Australien
Die Australische Regierung ermög-
lichte schon vor einiger Zeit die 
Privatisierung kommunaler Versor-
ger, und 2001 war bereits ein Vier-
tel der Wasserversorgung in priva-
ter Hand. Thames Water ist schon 
seit einem Jahrzehnt in Australien 
und auch in Neuseeland präsent. In 
Adelaide/Australien ist Thames Wa-
ter an dem Joint Venture United Wa-
ter (www.uwi.com.au) beteiligt, das 
1,5 Millionen Menschen mit Wasser 
versorgt. Partner sind der Vivendi-
Konzern und mit 5 Prozent ein klei-
neres Unternehmen. Es kommt rela-
tiv häufi g vor, dass Wasserkonzerne 
wie Vivendi, Suez und Thames Water 
sich zu Anbieterkonsortien zusam-
menschließen. Damit wird die oh-
nehin begrenzte Zahl der Konkur-
renten um solche Kontrakte weiter 
reduziert. 

Die Privatisierung in Adelaide stieß 
von vornherein auf öffentliche Ab-
lehnung. 54 Prozent der lokalen 
Bevölkerung waren gegen einen 
solchen Schritt, nur 8 Prozent ent-
schieden dafür. Die Vergabe des 15-
Jahres-Kontrakts 1995 war ebenfalls 
umstritten und beschäftigte einen 
Parlamentsausschuss. Der Kontrakt 

ist für die Betreiber durchaus lukra-
tiv, machen sie doch einen Gewinn 
von knapp 10 Prozent nach Steuern 
in Relation zum Kapital des Unter-
nehmens. Weniger Grund zur Freude 
hatten die Beschäftigten des Unter-
nehmens, denn nach der Privatisie-
rung ging ein Drittel der Arbeits-
plätze verloren. Dies soll sich auch 
auf die Qualität der Leistungen des 
Unternehmens ausgewirkt und dazu 
geführt haben, dass es 1997 bei ei-
ner Kläranlage zu drei Monate an-
dauernden schweren Geruchsbeläs-
tigungen kam, von der große Teile 
der Stadt betroffen waren. Für Tha-
mes Water dient Australien als Aus-
gangsbasis der Expansion in den ge-
samten asiatisch-pazifi schen Raum. 
Thames Water Projects Australia ist 
für Planung und Bau verschiedener 
größerer und kleinerer Projekte in 
der Region zuständig.

China
China sieht sich angesichts wach-
sender Bevölkerung und gravie-
render ökologischer Probleme mit 
einem riesigen Kapitalbedarf im 
Wasserversorgungs- und Abwasser-
bereich konfrontiert, so dass rasch 
Investoren gefunden werden müs-
sen. Die chinesische Regierung för-
dert Privatisierungen - aber zu eige-
nen Konditionen. China scheint sich 
gegenüber den „Wassermultis“ in ei-
ner besseren Verhandlungsposition 
zu befi nden als andere Regierun-
gen. Zunächst einmal war der typi-
sche Weg eines ausländischen Unter-
nehmens auf den chinesischen Markt 
bislang der des „Joint Venture“. Man 
hat immer ein chinesisches Staats-
unternehmen als Partner an der Sei-
te und kann daher nicht frei ope-
rieren. Außerdem ist Thames Water 
einem starken Konkurrenzdruck aus-
gesetzt. Die großen französischen 
Wasserkonzerne, namentlich Suez 
mit über hundert Wasserwerken, 

RWE Thames Water
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sind im Land besonders aktiv und 
können sich Auftrag um Auftrag si-
chern. Dazu kommen noch eine gan-
ze Reihe kleinerer ausländischer Un-
ternehmen, darunter Berlinwasser 
International, und nicht zuletzt eine 
nicht zu unterschätzende einheimi-
sche Industrie. Jeder Anbieter erhält 
die Chance, zu zeigen, was er kann. 
Gleichzeitig gewährleistet das Joint-
Venture-Modell Technologietransfer 
an die heimischen Unternehmen.
Thames Water hat in China nur ein 
einziges größeres Projekt gewinnen 
können: Da Chang, ein großes Was-
serwerk in Pudong, Shanghai, das 
anscheinend erste privatwirtschaft-
lich geführte Wasserwerk in der 
Volksrepublik China. Es deckt heute 
mit ca. 400.000 Kubikmetern Trink-
wasser pro Tag 10 bis 15 Prozent des 
Bedarfes der Stadt. Shanghai wird 
oft als Musterbeispiel für erfolgrei-
ches privates Investment zum allge-
meinen Wohl angeführt. Die Anlage 
in Pudong scheint dabei das größ-
te Projekt von Thames in der Regi-
on zu sein und gehört nach der Aus-
zahlung des Partners Bovis heute 
vollständig RWE. Allerdings ist es 
schon seit 1997 fertiggestellt. Da-
nach gab es keine größeren Auf-
träge mehr. In einigen Fällen, wie 
bei einem weiteren Auftrag in Pu-
dong oder bei der Auftragsvergabe 
für die Vorbereitung der Olympia-
de 2008 in Peking scheint man völ-
lig leer ausgegangen zu sein. Erst im 
Juli 2002 konnte sich Thames durch 
eine Investition von 48 Prozent in 
die Hongkonger China Water Compa-
ny (www.chinawater.com.hk) wieder 
im chinesischen Markt engagieren. 
Die CWC, die im östlichen China etwa 
vier Millionen Kunden versorgen sol-
len, erhielten inzwischen einen Auf-
trag über mehrere kleine Projekte im 
Großraum Shanghai, der mit 75 Mil-
lionen US-Dollar von der Asian Deve-
lopment Bank gefördert wird. Ende 
2002 schloss man ein Forschungs-
abkommen mit dem Ministerium für 
Wasserressourcen. 

Anfang 2003 konnte RWE Thames 
Water sich im Rahmen eines Konsor-
tiums einen Forschungs- und Ent-
wicklungsauftrag zur Verbesserung 
der Wasserqualität im Süden Chi-
nas sichern. Dabei geht es u.a. um 
die Entwicklung von Techniken zur 
Verbesserung der Trinkwasserquali-
tät von Schanghai. Wie in anderen 
Ländern bemüht sich Thames Water 
auch in China, durch soziale Projek-
te und Bildungsprogramme positiv 
in der Öffentlichkeit wahrgenommen 
zu werden. So liefert das Unterneh-
men einem Kinderheim in Schanghai 
über einen Zeitraum von fünf Jahren 
kostenlos Wasser. Für Schulen wurde 
ein Lernspiel zu Wasserthemen ent-
wickelt. 

Indien
Die Versorgungssituation mit Trink-
wasser sowie Wasser für Landwirt-
schaft und Industrie ist in den länd-
lichen Gebieten als auch in den 
Städten kritisch. Dies gilt beson-
ders für die Riesenstädte Chennai 
(Madras), Colkata (Kalkutta), Mum-
bai (Bombay) und die Hauptstadtre-
gion Delhi. In diesen Städten gibt es 
regelmäßig, besonders in der Zwi-
schenmonsunphase, ernste Verknap-
pungen und auch immer wieder rich-
tige Notstandssituationen wie in 
Madras im Jahre 1993.
Die Trinkwasserknappheit bedroht 
einerseits besonders die Armen. 
Manche Haushalte geben schon 25 
Prozent ihres Einkommens für Was-
ser aus, das sie oft zu stark über-
höhten Preisen von Straßenhänd-
lern kaufen müssen. Andererseits 
wird der Wassermangel für die be-
treffenden Länder zum allgemeinen 
Entwicklungshemmnis und zum Si-
cherheitsrisiko.

Da staatliche Mittel zur Behebung 
dieser Krise kaum verfügbar sind, 
kamen die Verantwortlichen auch 
in Indien auf den Gedanken, die Pri-
vatwirtschaft zum Zuge kommen zu 
lassen. Weil aber das Geschäftklima 

für ausländische Investoren weni-
ger günstig ist als in anderen asiati-
schen Ländern, haben internationa-
le Versorgungsunternehmen gerade 
erst begonnen, in Südasien Fuß zu 
fassen.

Der indische Subkontinent gehör-
te bislang auch für Thames Water 
nicht zu den bevorzugten Investi-
tionsgebieten. Das Unternehmen 
hat in der Vergangenheit als einzi-
ges größeres Projekt auf dem Sub-
kontinent eine Abwasseraufberei-
tungsanlage für eine Raffi nerie in 
Mahmoodkot, Pakistan, gebaut. Ver-
bindungen in Indien existieren aber 
bereits seit Mitte der achtziger Jah-
re, als Thames sich am Ganga Action 
Plan beteiligte, mit dem die indische 
Regierung der drohenden Umweltka-
tastrophe im Gangesbecken entge-
gen wirken wollte. Seit kurzem wird 
in Goa ein Feldversuch mit Pre-Paid-
Meters durchgeführt, unter dem 
griffi gen Namen SmartCard. Dieses 
könnte eine Vorbereitungsmaßnah-
me für einen Einstieg in die urbane 
Wasserversorgung auf dem Subkon-
tinent darstellen. 
Im Mai 2003 gelang es Thames Wa-
ter einen kleineren, aber nach eige-
nen Angaben wegweisenden Vertrag 
über die Sanierung eines Teiles der 
städtischen Wasserversorgung der 
Großstadt Bangalore zu gewinnen 
– „gegen starke Konkurrenz ande-
rer wichtiger Wasserunternehmen“, 
wie man betont. Dieses Projekt be-
inhaltet nur Lieferung von Ausrüs-
tung, Service und Beratung und wird 
in Zusammenarbeit mit größeren 
einheimischen Unternehmen umge-
setzt. Ähnliche Verträge hatte man 
schon vorher in Hyderabad, Chennai 
und Mumbai abgeschlossen. Das Ge-
schäftsstrategie scheint sich den re-
gionalen Erfordernissen anzupassen: 
Statt risikoreichen und unpopulären 
Großprojekten und Komplettprivati-
sierungen kleinere Aufträge in An-
lagenbau, Anlagenmanagement und 
Consulting, in Kooperation mit Staat 
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und einheimischer Industrie, fl an-
kiert durch ein publikumswirksames 
Hilfsprojekt für den wichtigsten von 
Indiens heiligen Flüssen.

Indonesien
Indonesien, das mit Abstand bevöl-
kerungsreichste Land Südostasiens 
mit seinen sieben Millionenstädten 
hat bei der Versorgung seiner Be-
völkerung mit Trinkwasser ernste 
Probleme. Am schwierigsten ist die 
Versorgungssituation im Ballungs-
raum Jakarta mit über acht Milli-
onen Einwohnern – aufgrund des 
viel zu schnellen Wachstums der ver-
gangenen Jahrzehnte und dem heu-
te viel zu dünnen Versorgungsnetz. 
In den Städten behelfen sich viele 
Bürger mit privaten Brunnen und 
Filteranlagen zur Brauchwasserge-
winnung, was zu Lasten des Grund-
wassers geht. Aber auch der indus-
trielle Bedarf ist ein Problem, vor 
allem wegen der durch ihn verur-
sachten Umweltprobleme. Abwasser 
entsteht in Indonesien vor allem im 
Bergbau und in der Zellstoffi ndust-
rie. Diese Probleme in Kombination 
mit der Tatsache, dass es in den Me-
tropolen des Landes auch wohlha-
bende potentielle Kunden gibt, lässt 
Indonesien seit den achtziger Jah-
ren als einen vielversprechenden Zu-
kunftsmarkt für die Wasserkonzerne 
erscheinen.

In der indonesischen Hauptstadt Ja-
karta hat der britische Konzern Tha-
mes Water 1997 für 25 Jahre die Ver-
sorgung der Bevölkerung im Ostteil 
der Stadt (etwa 2,7 Millionen Men-
schen) übernommen. Dieser Kon-
trakt hat Thames Water allerdings 
in Indonesien und international in 
die Kritik gebracht. Vor der Verga-
be der Konzession wurde nämlich 
ein gemeinsames Unternehmen mit 
dem ältesten Sohn des damaligen 
Präsidenten Suharto gebildet, und 
die politischen Verhältnisse zu die-
ser Zeit waren so, dass eine solche 

Verbindung geradezu garantierte, 
den Kontrakt für 25 Jahre zu erhal-
ten. Dass die Wasserversorgung von 
Jakarta überhaupt privatisiert wur-
de, ist vor allem auf den Druck der 
Weltbank zurückzuführen, die seit 
Anfang der 90er Jahre die indone-
sische Regierung veranlassen woll-
te, die Versorgung privaten Unter-
nehmen zu überlassen. Kredite an 
das öffentliche Versorgungsunter-
nehmen PAM Java wurden nur noch 
mit dem Ziel vergeben, es fi t für eine 
Privatisierung zu machen. Präsident 
Suharto gab diesem Druck nach und 
ordnete am 12. Juni 1995 eine Pri-
vatisierung der Wasserversorgung 
der Hauptstadt Jakarta an, wobei je 
ein Anbieter für den östlichen und 
den westlichen Teil der Stadt ausge-
wählt werden sollten. Dass es dann 
noch zwei Jahre dauerte und unzäh-
liger Sitzungen bis zur tatsächlichen 
Privatisierung bedurfte, war vermut-
lich vor allem auf den hinhaltenden 
Widerstand im Staatsapparat ge-
gen diese Maßnahme zurückzufüh-
ren. Die Gesetze Indonesiens ließen 
keine Beteiligung ausländischer Un-
ternehmen an der Wasserversorgung 
zu, aber auf Anordnung des Innen-
ministers wurde diese Bestimmung 
im Juli 1996 außer Kraft gesetzt. 

Dass Thames Water im Bündnis mit 
dem Präsidentensohn einen der Kon-
trakte erhielt, war wie erwähnt von 
Anfang an klar. Den zweiten Kon-
trakt erhielt der französische Suez-
Konzern, der ebenfalls über ein-
fl ussreiche lokale Partner verfügte. 
Der bisherige öffentliche Versor-
gungsbetrieb PAM Java trat etwa 
80 Prozent seiner Beschäftigten in 
Jakarta an die neuen Unternehmen 
ab und wurde zur Aufsichtsbehörde 
für die privaten Wasseranbieter ge-
macht. Die Weltbank war überzeugt, 
dass diese Privatisierung zu einem 
Erfolg werden würde und refl ektier-

te schon in einem Arbeitspapier, wie 
auch die übrigen 300 Wasserbetrie-
be des Landes privatisiert werden 
könnten. Nach erfolgter Privatisie-
rung in Jakarta gab die Weltbank 
Kredite frei, die dieses Vorhaben för-
dern sollten.

Kurz nach Abschluss des Vertrages 
brach die Asienkrise aus, die alle 
Umsatz- und Gewinnprognosen hin-
fällig machte. Als weitere schlechte 
Nachricht für Thames Water und Suez 
kam 1998 der Sturz von Präsident 
Suharto hinzu. Die engen geschäft-
lichen Verbindungen zu dessen Sohn 
wurden für Thames Water nun zu ei-
ner Belastung, ebenso die Umstände 
des Abschlusses des Vertrages. Die 
Tage nach dem Machtwechsel waren 
dramatisch. Die europäischen Mana-
ger des Thames Water-Tochterunter-
nehmens waren angesichts der ge-
waltsamen Auseinandersetzungen 
in Jakarta nach Singapur gefl üch-
tet, ebenso die meisten ausländi-
schen Suez-Manager. Jakartas neu-
er Gouverneur, ein General, wies die 
Behörden an, wenn erforderlich den 
Betrieb der Wasserversorgung wie-
der unter ihre Kontrolle zu bringen. 
Die in Jakarta anwesenden (mit ei-
ner Ausnahme indonesischen) lei-
tenden Manager der beiden Wasser-
versorgungsbetriebe sowie von PAM 
Java wurden am 23. Mai 1998 zu ei-
nem Treffen beordert und aufgefor-
dert, ein Dokument zu unterzeich-
nen, durch dass sie den Betrieb der 
Wasserversorgung an PAM Java zu-
rückgeben sollten. Als die Manager 
erwiderten, sie seien dazu nicht au-
torisiert, kam es zu lautstarken Aus-
einandersetzungen, die damit en-
deten, dass die Firmenvertreter 
gezwungen wurden, das Dokument 
zu unterzeichnen. 

Die beiden internationalen Wasser-
konzerne wehrten sich gegen die-
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sen erzwungenen Verzicht und hat-
ten Erfolg. Die neue indonesische 
Regierung unter Präsident Habibie 
fürchtete, ausländische Investoren 
zu verschrecken, wenn sie auf dem 
Hinauswurf von Thames Water und 
Suez beharrte und stimmte einer 
Fortführung des privaten Betriebs 
der Wasserversorgung von Jakarta 
zu, wobei die Unternehmen einige 
Konzessionen machen mussten. So 
war Thames Water gezwungen, die 
Firmenstruktur zu ändern, und die 
Beteiligung des Sohns des früheren 
Präsidenten zu beenden. Statt des-
sen wurde PAM Java an dem neu ge-
bildeten Joint Venture mit fünf Pro-
zent beteiligt, was allerdings zur 
Folge hat, dass die Stelle, die von 
der Regierung als Regulierungsstel-
le eingesetzt worden war, gleichzei-
tig an einem der zu überwachenden 
Unternehmen beteiligt ist.

Die Folgen der Asienkrise haben 
auch das Tochterunternehmen von 
Thames Water wirtschaftlich getrof-
fen, und zudem ist die neue Regie-
rung sehr zurückhaltend im Blick 
auf die Genehmigung von Erhöhun-
gen des Wasserpreises, denn dies 
ist – wie der Benzinpreis – ein po-
litisch sehr sensibler Preis. Länger-
fristig kann Thames Water allerdings 
nur Gewinne erwarten, wenn der 
Wasserpreis drastisch steigt. Höhe-
re Wasserpreise sind unter betriebs-
wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
auch die Voraussetzung dafür, das 
Versorgungsnetz zügig auszubau-
en, wobei eine Wasserversorgung für 
die Armen in den Slumgebieten sich 
für ein privates Unternehmen ohne-
hin nicht rechnet. Als weiteres Pro-
blem bleibt, dass viele Beschäftig-
te, die von PAM Java übernommen 
wurden, die Privatisierung der Was-
serversorgung für falsch halten und 
verärgert feststellen, wie hoch die 
Gehälter der ausländischen Mana-
ger im Vergleich zu den Gehältern 
indonesischer Beschäftigter sind. In 
der Vergangenheit ist es immer wie-

der zu Protestaktionen der Gewerk-
schaften gegen die Privatisierung 
der Wasserversorgung der Haupt-
stadt gekommen. 

Die Weltbank räumt inzwischen ein, 
dass die Privatisierung der Wasser-
versorgung von Jakarta unter eini-
gen „Geburtsfehlern“ leidet, so der 
fehlenden Transparenz bei der Ver-
gabe der Konzession, dem Verzicht 
auf Preiserhöhungen vor der Priva-
tisierung und dem Fehlen einer wir-
kungsvollen unabhängigen Regulie-
rungsbehörde in der ersten Phase. 
Angesichts der Erfahrungen in Ja-
karta wehren sich Umweltbewegun-
gen in Indonesien gegen ein Gesetz, 
das auch die Privatisierung der Was-
serversorgung in anderen Teilen des 
Landes ermöglichen soll. Ismid Ha-
dad von der Umweltstiftung Keha-
ti erklärt: „Wir lehnen das Gesetz 
ab, weil es ernste Konsequenzen 
haben wird, sowohl für die Um-
welt als auch für die Armen.“ (Zi-
tiert nach Jakarta Post, 21.1.2003) 
Beispielsweise im März 2003 kam es 
zu einer Studentendemonstration in 
Jakarta gegen die Privatisierungs-
politik der Regierung, wobei die Pri-
vatisierung der Wasserversorgung 
eine wichtige Rolle spielte. Aktuel-
le Informationen zu diesem Konfl ikt 
sind zu fi nden in der „Jakarta Post“ 
(www.thejacartapost.com). 

Als positives Beispiel für die Auswei-
tung der Wasserversorgung durch 
Thames Water gilt der Bau eines Ver-
sorgungsnetzes in Marunda, einem 
armen Viertel am nördlichen Rand 
von Jakarta. Dort war man bis Ende 
der 90er Jahre auf teures Wasser aus 
Tanklastwagen angewiesen. Bis Mit-
te 2001 waren etwa 1.600 Haushalte 
an das Wasserversorgungsnetz ange-
schlossen, ein Erfolg für Thames Wa-
ter und eine Verbesserung der Le-
bensqualität für die betroffenen 
Familien, wobei aber zu berücksich-
tigen ist, dass Jakarta etwa 9 Milli-
onen Einwohner hat. In einer Analy-

se des Projektes durch das weltweite 
Netzwerk „Building Partnerships for 
Development in Water and Sanita-
tian“ wird zudem festgestellt, dass 
eine Beteiligung der Zivilgesell-
schaft an dem Vorhaben gefehlt hat. 
Trotzdem wurde das Projekt für eine 
Auszeichnung mit dem „Shell Award 
for Sustainable Development“ nomi-
niert. 

Thames Water hat nach eigenen An-
gaben seit 1998 50 Millionen US-Dol-
lar in den Ausbau der Infrastruktur 
Jakartas investiert. Stellt man die-
se Summe in Relation zu den Milliar-
denbeträgen, die investiert werden 
müssen, um die globalen Wasserpro-
bleme zu lösen, wird verständlich, 
warum Thames Water überhöhte Er-
wartungen dämpfen will, die priva-
ten Wasserkonzerne könnten einen 
großen Teil dieser Investitionssum-
men aufbringen. Tatsächlich gehört 
das Projekt in Jakarta zu den relativ 
wenigen Fällen in armen Ländern, 
wo Thames Water einen Vertrag zum 
Betrieb eines Wasserversorgungssys-
tems unterschrieben hat und eigenes 
Kapital investiert. Anfang November 
2003 wurde bekannt, dass Thames 
Water in den letzten drei Jahren pro 
Monat fast eine Million Pfund Verlust 
in Jakarta gemacht hat und nun ve-
hement die Zustimmung der Behör-
den zu einer deutlichen Erhöhung 
der Wasserpreise forderte. Auch von 
einem möglichen Rückzug aus dem 
Vertrag war schon die Rede. Laut ei-
nem indonesischen Zeitungsbericht 
hat der britische Botschafter in Ja-
karta bei der Regierung zugunsten 
von Thames Water für eine Erhöhung 
der Wasserpreise interveniert. An-
fang 2004 wurden die Wasserpreise 
um 30 Prozent erhöht.

Das „Royal Institute of Technolo-
gy“ in Stockholm (www.kth.se/
eng) hat 2003 eine gründliche Stu-
die der privaten Beteiligung an der 
Wasserversorgung von Jakarta Nur 
Endah Shofi ani veröffentlicht, die 



31
auf Grund systematischer Befra-
gungen zum Ergebnis kommt: „Die 
Verbraucherinnen und Verbraucher 
sind sehr darum besorgt, eine bes-
sere Wasserversorgung zu erhalten. 
Die meisten von ihnen argumentie-
ren, dass es keine Verbesserung der 
Wasserdienstleistungen in den letz-
ten fünf Jahren gegeben hat, ob-
wohl die Wassertarife mehrmals er-
höht worden sind. Die wichtigsten 
Anliegen im Blick auf die Dienstleis-
tungen sind nicht korrektes Ablesen 
von Wasseruhren, schlechte Qualität 
des Wasser, niedriger Wasserdruck, 
Verzögerungen bei der Ausstellung 
von Wasserrechnungen, langsame 
Beantwortung von Beschwerden von 
Kundinnen und Kunden und fehlen-
de Informationen über bevorstehen-
de Unterbrechungen der Versorgung. 
Es ist deshalb wichtig, ‚stakeholder’ 
am Management der Wassereinrich-
tungen zu beteiligen, um so eine fai-
re und für alle gleiche Wasserversor-
gung zu ermöglichen.“

Thames Water hat auf weitere Über-
nahmen kompletter Versorgungsun-
ternehmen in Indonesien verzichtet. 
Stattdessen betätigt man sich hier 
vor allem als Anlagenbauer und Zu-
lieferer, liefert Trinkwassersysteme 
und unterhält noch eine Reihe von 
Projekten für die Industrie. In Pai-
ton auf Java errichtete Thames eine 
Meerwasserentsalzungsanlage für 
ein Kraftwerk. Auch in Jakarta wur-
den weitere kleinere Trinkwasseran-
lagen errichtet. Indonesien bleibt 
ein wichtiger Markt. Öffentliche Fi-
nanzhilfe für Investitionen kann 
man leicht bekommen: Die Asian De-
velopment Bank steckte bislang fast 
ein Viertel aller ihrer wasserbezoge-
nen Kredite in das Land.

Japan
Auch Japan hat eine Art Brücken-
kopffunktion für die multinationalen 
Versorgungskonzerne. Japanische 
Unternehmen sind auf dem Markt 

für Wassertechnologie aktiv und tre-
ten bei verschiedenen privat aufge-
zogenen Projekten in Erscheinung. 
Außerdem gewährt Japan über-
durchschnittlich viel Entwicklungs-
hilfe bei Wasserprojekten. Die ja-
panische International Cooperation 
Agency bereitete z.B. die Privatisie-
rung der Pathum Thani Waterworks 
in Thailand, die dann von Thames 
Water übernommen wurden, durch 
eine Studie vor. Auch im Falle Jakar-
tas spielte ein Kredit, der 1991 vom 
japanischen Overseas Economic Co-
operation Fund gemeinsam mit der 
Weltbank gewährt wurde, eine Rolle 
bei der Entscheidung zur Privatisie-
rung der städtischen Wasserwerke. 

In Japan selbst verfügt Thames Wa-
ter bisher weder über Beteiligungen 
noch größere öffentliche Aufträge, 
sondern ist nur an einigen kleine-
ren Projekten für die Industrie betei-
ligt. „Thames Water Japan“ ist nach 
Unternehmensangaben eine reine 
Finanzgesellschaft, möglicherwei-
se dient sie dazu, die Kooperation 
mit japanischen Unternehmen, Ban-
ken und staatlichen Kreditgebern zu 
festigen. 

Malaysia
Der Wasserverbrauch in Malaysia ist 
durch Wirtschaftswachstum und Be-
völkerungswachstum stark gewach-
sen. Gleichzeitig entstehen Pro-
bleme durch die Überalterung der 
Wasserversorgungsnetze. Die Le-
ckage-Verluste sind besonders hoch 
(40-50%), eine Runderneuerung in 
großem Stil ist daher notwendig. 
Außerdem sorgen die Erdölindustrie 
und die Palmölindustrie für beson-
dere Ver- und Entsorgungsproble-
men. Sie verursachen große Um-
weltprobleme und spielen zugleich 
eine wichtige Rolle als Kunde. 

Thames Water ist bereits seit 1970 
in der früheren britischen Kolonie 

Malaysia engagiert. Thames Water 
Projects Malaysia betreut nach ei-
genen Angaben etwa 400 Projekte. 
Dazu gehören auch teilweise oder 
komplett privatisierte regionale 
und kommunale Versorgungssyste-
me. Dies erfolgt in der Regel über 
technische Kooperationsverträge 
und Beratungsverträge mit Unter-
nehmensbeteiligung. Man begann 
1993 mit einem Vertrag mit Timatch 
in der Provinz Sabah. Weitere Verträ-
ge folgten.

Der umfangreichste Auftrag dürfte 
der im Staate Johor sein. Das briti-
sche Unternehmen ist an der Neuor-
ganisation der Wasserwirtschaft in 
der boomenden Provinz an der Ma-
lakkastraße führend beteiligt. Für 
den privatisierten und mit Geldern 
der Asian Development Bank geför-
derten Regionalversorger gestaltet 
Thames die technische Infrastruktur 
neu und baut mehrere Wasserwerke. 
Über zwei Milliarden Dollar sollen 
investiert werden. Im Forschungs-
bereich schloss man schon im Mai 
2000 ein Abkommen („Memoran-
dum of Understanding“) mit Univer-
siti Industri Selangor. In Malaysia ist 
aber auch ein Privatisierungsprojekt 
bereits gescheitert: Das Joint Ventu-
re mit dem Staat Kelantan zur Priva-
tisierung der dortigen Wasserversor-
gung wurde 2000 nach fünf Jahren 
als unbefriedigend aufgekündigt.

Singapur
Der hochentwickelte Stadtstaat hat 
einen hohen Bedarf an Trinkwasser 
und an hochwertigem Brauchwasser 
für die Industrie. Der hohe Lebens-
standard der Bevölkerung und der 
Wunsch der Regierung, das Land als 
internationale Handel- und Dienst-
leistungsmetropole zu etablieren, 
verlangen einen hohen Versorgungs-
standard. Das ist schwierig in einem 
Land, das kaum über eigene Süß-
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wasservorkommen verfügt und sein 
Wasser aus dem angrenzenden ma-
laysischen Johor beziehen muss. Mit 
diesem Nachbarn hat man jedoch 
schon seit Jahrzehnten ein konfl ikt-
geladenes Verhältnis. Diese Abhän-
gigkeit von malaysischen Wasserlie-
ferungen ist ein Sicherheitsproblem 
für den Stadtstaat und spornt ihn 
an, in eigene Wasserwerke, Wasser-
aufbereitung und Meerwasserentsal-
zungsanlagen zu investieren. Er ist 
damit für Thames Water als Kunde 
sehr interessant.
Singapur hat zugleich eine Schlüs-
selstellung in der Wirtschaft Südo-
stasiens. Hier gibt es Spitzentech-
nologie, ausgebildete Fachkräfte 
und Kapital. Das macht das Land 
als Unternehmensstandort interes-
sant. Von einem Thames Water-Büro 
in Singapur aus werden die vielfälti-
gen Aktivitäten in der Region koor-
diniert. Die Firma Thames Water Pro-
jects in Südostasien wurde bereits 
1989 gegründet und zählt zu den 
ersten Initiativen des privaten Lon-
doner Wasserversorgers zur Expan-
sion auf dem internationalen Markt. 
Zurzeit laufen in Singapur selbst ei-
nige Pilotprojekte zur Trinkwasser-
gewinnung, z.B. die Bedok Water-
works oder die Chestnut Avenue 
Waterworks, an denen Thames Wa-
ter als Lieferant und Anlagenbau-
er beteiligt ist. Dort werden neue 
Verfahren wie Osmoseaustausch 
oder UV-Entkeimung angewandt, die 
eine Wiederaufbereitung von Abwas-
ser ermöglichen und von RWE Tha-
mes Water gefördert werden. Auch 
im industriellen Sektor bekam Tha-
mes in den vergangenen Jahren ei-
nige Aufträge. 

Thailand
In Thailand ist der Wasserkonsum 
der Bevölkerung mit der wirtschaft-
lichen Entwicklung und den steigen-
den Lebensstandards stark gewach-
sen. Symbolhaft dafür steht der 

hohe Verbrauch der vielen neuen 
Golfplätze. Besonders schwer ist der 
konzentrierte Bedarf in der über-
dimensionierten Mega-Metropole 
Bangkok, einer der größten Städte 
der Welt, zu decken. Die Regierung 
begann nach Zeiten der Wasserver-
knappung in den frühen 90er Jahren 
mit Privatisierungsexperimenten. 
Mit dem achten „National Economic 
and Social Development Plan“ wurde 
wachsende Beteiligung der Privat-
wirtschaft an öffentlichen Diensten 
vorgeschrieben, auch aufgrund von 
entsprechenden Vorschriften des In-
ternational Monetary Fund für Thai-
land nach der Finanzkrise von 1997. 
Davon hat auch RWE Thames Water 
profi tiert.
Zu den großen Thames Water-Auf-
trägen in Asien gehört eine Was-
seraufbereitungsanlage für Indu-
strie- und Wohngebiete im Norden 
der thailändischen Hauptstadt 
Bangkok nach dem BOOT-Konzept 
(Build, Own. Operate & Transfer). 
Thames Water erhielt 1995 gemein-
sam mit thailändischen und japa-
nischen Partnern den Auftrag zum 
Bau der Anlage, um sie für mindes-
tens 25 Jahre zu betreiben, wobei 
eine Verlängerung von maximal zwei 
mal zehn Jahren möglich ist. Im Ok-
tober 1998 wurde die Anlage fer-
tiggestellt und die Versorgung von 
800.000 Menschen im Gebiet des In-
ternationalen Flughafens von Bang-
kok übernommen. Die Pathumthani 
Water Co. liefert täglich 200 Milli-
onen Liter Trinkwasser. Die Inves-
titionskosten werden im Laufe des 
Vertragszeitraums über die Wasser-
preise fi nanziert. Anschließend ge-
hen die Anlagen in das staatliche Ei-
gentum über. Im Jahre 2001 bekam 
Thames Water den Anschlussauftrag, 
eine Wasseraufbereitungsanlage im 
Westen Bangkoks zu bauen und zu 
betreiben, ein Projekt im Wert von 
240 Millionen US-Dollar. Außerdem 
ist Thames Water mit kleineren Auf-

trägen für örtliche Wasserbehörden 
tätig, unter anderem bei der Redu-
zierung von Leckagen. Insgesamt 
versorgt RWE Thames Water nach ei-
genen Angaben rund 1,5 Millionen 
Menschen in Thailand mit Trinkwas-
ser. Zu erwähnen ist außerdem eine 
große Kläranlage für industrielle Ab-
wässer bei Rayong.

Die „Foundation for Ecological Reco-
very“ in Bangkok (www.terraper.org) 
hat sich im Rahmen einer Studie 
über die Wasserprivatisierung in 
Thailand kritisch mit der Rolle der 
Pathumthani Water Co. auseinan-
dergesetzt. Es wird darauf hingewie-
sen, dass das Privatisierungsprojekt 
durch eine Studie einer japanischen 
Entwicklungshilfeorganisation vor-
geschlagen wurde und sich mit den 
Bestrebungen der Weltbank deckte, 
in Thailand eine Privatisierung der 
Wasserversorgung durchzusetzen. 
Dafür boten sich mehr Möglichkei-
ten, nachdem die thailändische Re-
gierung als Folge der Asienkrise von 
1997 auf neue internationale Kre-
dite angewiesen war und gleichzei-
tig nach Wegen suchte, die Staats-
ausgaben zu vermindern. Die neue 
private Monopolgesellschaft konn-
te aber zunächst nicht die erwar-
tete Menge Trinkwasser absetzen, 
weil vor allem Industriebetriebe wei-
terhin Wasser aus eigenen Brunnen 
nutzten. Daraufhin wurde von der 
Regierung der Preis für selbst geför-
dertes Grundwasser drastisch erhöht 
und Druck auf die Industrie ausge-
übt, Wasser des privaten Versorgers 
zu beziehen. Das eigentlich sinnvol-
le Ziel, die preiswerte oder kostenlo-
se Wassergewinnung durch die Indu-
strie einzuschränken, weil damit der 
Gefahr von Verschwendung verbun-
den ist, gerät so ins Zwielicht, weil 
sie als Maßnahme zur Unterstützung 
eines privaten Monopolbetriebes er-
scheint. 
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Als weiteres Problem stellte sich 
heraus, dass die Ausweitung des Lei-
tungsnetzes weit teurer als erwar-
tet war. 2002 trat eine neue, über-
raschende Entwicklung ein, denn 
nun erhielt das private Konsortium, 
das bisher wie erwähnt einen BOOT-
Vertrag besaß, die Konzession zum 
Betrieb des Wasserversorgungssys-
tems der Region. In der Studie wird 
der Rückzug des Staates aus seiner 
Verantwortung für die Trinkwasser-
versorgung kritisiert. Problematisch 
ist auch, dass der Staat die Abnah-
me einer bestimmten Wassermenge 
garantiert. Wenn weniger verkauft 
werden kann, was auch schon ge-
schah, muss der Staat zahlen (1999: 
2,63 Mio. US-Dollar). Die Preiserhö-
hungen waren bislang moderat, aber 
Regierungsoffi zielle haben bereits 
erklärt, mit spürbaren Erhöhungen 
in der Zukunft müsse gerechnet wer-
den. Pathum Thani Water hat dazu 
die Vollmacht. Schließlich wird kri-
tisiert, dass die Tochtergesellschaft 
von Thames Water ihr Rohwasser aus 
dem Fluss Chao Praya zu einem sehr 
günstigen Preis vom Staat kauft, 
aber keinerlei Beitrag zu den auf-
wändigen Wasserbau- und Wasser-
wirtschaftsmaßnahmen leistet, die 
die Versorgung mit Rohwasser si-
cherstellen.

Durch öffentlichkeitswirksame Maß-
nahmen wie „Wise up to Water“ und 
„Save Water, Preserve the Environ-
ment with Thames Water“ leistet 
RWE Thames Water einen Beitrag 
gegen die Trinkwasserprobleme im 
Großraum Bangkok - natürlich auch, 
um Kritik an Thames Waters langfris-
tigen Konzessionen im Land zu be-
gegnen.

Das Engagement in anderen 
Regionen der Welt

Thames Water ist in einzelnen wei-
teren internationalen Wasservorha-
ben tätig, so in Izmit/Türkei. Dort 
hat der Konzern eine Wasseraufbe-
reitungsanlage und einen Damm er-
richtet und versorgt seit 1995 1,2 
Millionen Menschen sowie die Indus-
triebetriebe der Region mit Wasser. 
Nach Angaben von Thames Water 
ist dies mit einem Investitionsvo-
lumen von 900 Millionen US-Dollar 
das größte privat fi nanzierte Was-
serprojekt auf der Welt. Für 15 Jah-
re ist Thames Water für den Betrieb 
und die Instandhaltung des Versor-
gungssystems zuständig. In der Tür-
kei löste dieses Vorhaben Debatten 
aus. Der Rechnungshof des Landes 
kam zum Ergebnis, dass die Kos-
ten höher als nötig gewesen seien 
und die doppelte Höhe der Planun-
gen erreichten. Der Rechnungshof 
äußerte, dass die Preissteigerun-
gen so hoch seien, dass das Wasser 
sich an die erhofften industriellen 
Kunden nur schwer verkaufen las-
se. Auch Kommunen würden zögern, 
das teure Wasser zu kaufen. Umso 
gravierender wirkt sich aus, dass die 
türkische Regierung vertragliche Ga-
rantien zur Abdeckung von Risiken 
übernommen hat, die nun Millio-
nenbeträge kosten können. Thames 
Water wies die Vorwürfe zurück. Der 
Kostenvergleich sei „oberfl ächlich“, 
weil in der Türkei noch kein ver-
gleichbares Projekt nach dem BOT-
Konzept (build-operate-transfer) 
verwirklicht worden sei. 

Zum Engagement im arabischen 
Raum gehören der Betrieb einer gro-
ßen Kläranlage in Gabal el Asfar für 
eine Region mit sechs Millionen Ein-
wohnern in der Nähe von Kairo sowie 
der Bau und Betrieb eines Abwasser-
sammelsystems und einer Kläran-

lage in den Vereinigten Arabischen 
Republiken im Rahmen eines Public-
Private-Partnership-Projektes. 

Auffällig ist, dass Thames Water im 
Gegensatz zu seinen französischen 
Konkurrenten nicht an der priva-
ten Wasserversorgung in Afrika süd-
lich der Sahara beteiligt ist. Hinter-
grund könnte sein, dass es in Afrika 
relativ wenige lukrative Angebote 
für die Privatisierung der Wasserver-
sorgung gibt. Das niedrige Einkom-
men der meisten Kunden verhindert 
solche Möglichkeiten. Wo keine aus-
reichende Kaufkraft vorhanden ist, 
da stößt jede Privatisierung der 
Wasserversorgung an ihre Grenzen. 
Hinzu kommen instabile politische 
Verhältnisse in einer ganzen Reihe 
afrikanischer Länder sowie die breite 
Ablehnung der von Weltbank und In-
ternationalem Währungsfonds ver-
ordneten Privatisierung öffentli-
cher Betriebe durch große Teile der 
Bevölkerung. Die massiven Protes-
te gegen die Privatisierungspolitik 
in Ländern wie Südafrika und Gha-
na lassen auch nach der Vergabe von 
Konzessionsverträgen Konfl ikte er-
warten, auf die Thames Water sich 
offenbar nicht einlassen will. In ei-
nem Land wie Ghana ist Thames Wa-
ter nur dadurch aktiv geworden, dass 
eine Mitarbeiterin in das Land reis-
te, um Projekte von WaterAid zu be-
raten. 

In Südafrika plant Thames Water eine 
enge Zusammenarbeit mit lokalen 
Behörden, um diese bei der Verbes-
serung der Trinkwasserversorgung zu 
beraten. Dabei arbeitet Thames Wa-
ter mit der britischen Hilfsorgani-
sation WaterAid zusammen. Thames 
Water unterhält ein Büro in Südafri-
ka. Ob mit der Einrichtung des Büros 
in der Zukunft eine Ausweitung der 
Aktivitäten in Afrika verbunden sein 
wird, muss offen bleiben.

RWE Thames Water
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Im Januar 2003 konnte RWE den 
vollständigen Erwerb der Ame-
rican Water Works Company mit 
Sitz in New Jersey bekannt geben 
(www.amwater.com). Nach Thames 
Water war damit die zweite wichti-
ge Übernahme eines großen aus-
ländischen Wasserunternehmens ab-
geschlossen. American Water Works 
ist der größte private Wasserkon-
zern der USA mit 6.500 Beschäftig-
ten und versorgt etwa 15 Millionen 
Menschen in 27 US-Bundesstaaten 
sowie 4 kanadischen Provinzen mit 
Wasser. 

Innerhalb von nur drei Jahren kauf-
te American Water Works 55 Kon-
kurrenten in Nordamerika auf, nun 
wurde der Konzern selbst von ei-
nem ausländischen Konkurrenten 
übernommen. RWE bot den Aktionä-
ren einen um 36,5 Prozent höheren 
Kaufpreis pro Aktie im Vergleich zu 
dem Kurs bei der Bekanntgabe des 
Übernahmeangebots im September 
2002. Finanziert wurde der Kauf mit 
Krediten.

Gegen die Übernahme und die Ein-
gliederung in den Unternehmens-
bereich Wasser mit der Federfüh-
rung durch Thames Water hat es in 
der US-Öffentlichkeit erheblichen 
Widerstand gegeben. Dabei spiel-
te eine Rolle, dass viele Menschen 
die vitale Wasserversorgung nicht 
einem ausländischen Konzern über-
lassen wollten. Auch die Frage der 
hohen Verschuldung von RWE be-
reitete Sorgen (Hintergrund dafür 
war der Zusammenbruch des Enron-
Konzerns in den USA nach einer gro-
ßen Zahl von Firmenkäufen). Wie 
erwähnt hatte die negative Wahr-
nehmung der Thames Water-Aktivi-
täten ebenfalls ein großes Gewicht. 
Organisiert wurde der Widerstand 
vor allem von der Organisation „Pu-
blic Citizen“, die von dem prominen-
ten Verbraucherschützer Ralph Na-
der gegründet wurde. In Kentucky 
entstand eine Bürgerinitiative, um 
eine Wasserversorgung im kommu-
nalen Besitz durchzusetzen. Der „Le-
xington Herald“ erinnerte am 2. De-
zember 2002 in einem Beitrag über 
den Protest gegen die RWE-Übernah-
me in Kentucky daran, dass die Pri-
vatisierung der Wasserversorgung in 
Bolivien zu einem Aufstand geführt 
und in Südafrika den Ausbruch von 

Cholera begünstigt habe. Nun gebe 
es auch in Lexington Proteste ge-
gen die Übernahme der Versorgung 
durch ein ausländisches Unterneh-
men. Der Widerstand scheiterte im 
Falle von American Water Works al-
lerdings, denn das lukrative RWE-
Angebot wurde von den Aktionären 
gern akzeptiert und auch staatliche 
Stellen zeigten sich kooperations-
bereit. Der Thames Water-Vorstand-
schef Bill Alexander sah in der Über-
nahme eine ideale Plattform, das 
Wassergeschäft in den USA und Sü-
damerika weiter zu entwickeln. Das 
Unternehmen wird jetzt unter dem 
Namen American Water geführt und 
ist Teil des globalen Wasserengage-
ments von RWE Thames Water.

American Water



In Lesotho, einem kleinen Land im 
südlichen Afrika, wird seit Jahren 
am größten Infrastrukturprojekt Af-
rikas gebaut, das erst im Jahre 2020 
abgeschlossen sein soll. Anlass für 
dieses Vorhaben, das mindestens 
acht Milliarden Euro kosten wird, 
ist der Wasserbedarf der Millionen-
stadt Johannesburg und der umge-
benden Industrieregion. Um diesen 
Bedarf zu decken, wird das Wasser 
von Gebirgsfl üssen in Lesotho in ge-
waltigen Stauseen gesammelt und 
nach Südafrika gepumpt. Gleichzei-
tig wird dabei Strom für Lesotho er-
zeugt, und das arme Land erhält für 
die nächsten 50 Jahre etwa 25 Milli-
onen Euro pro Jahr für die Wasserlie-
ferungen ins Nachbarland. Zunächst 
wurde der 186 Meter hohe Katse-
Staudamm errichtet, der höchste 
Staudamm in Afrika. Es folgte der 
Muela-Staudamm. Der Mohale-Stau-
damm befi ndet sich im Bau. 260 Ki-
lometer lange Tunnel verbinden die 
Stauseen mit der Region von Johan-
nesburg.

HOCHTIEF (www.hochtief.de), da-
mals noch Teil des RWE-Konzerns, 
erhielt im Rahmen eines Konsorti-
ums zunächst den Auftrag für den 
Bau eines 32 Kilometer langen Ver-
bindungstunnels zwischen zwei 
Stauseen und dann 1997 einen wei-
teren Auftrag für den Bau eines 
Wehrs und eines Überleitungsstol-
lens. HOCHTIEF sieht das Lesotho 

Highlands Water Project als Beispiel 
für die Lösung städtischer Proble-
me und hat es entsprechend aus An-
lass der Weltkonferenz URBAN 21 be-
kannt gemacht.

Ein gänzliche andere Auffassung zu 
dem gewaltigen Staudammprojekt 
hat das „International Rivers Net-
work“ (IRN, www.irn.org), eine in-
ternationale Menschenrechtsorgani-
sation, die sich unter anderem mit 
den sozialen und ökologischen Fol-
gen von Staudämmen beschäftigt. 
2001 hat IRN eine Studie von Ryan 
Hoover zu den Folgen des Stau-
dammprojekts in Lesotho unter dem 
Titel „Pipe Dreams“ veröffentlicht. 
IRN hat sich mit der Situation der 
fast 20.000 Menschen befasst, die 
durch die ersten beiden Stauseen 
ihre Heimat verloren haben (weite-
re 7.000 kommen durch die Flutung 
des dritten Stausees hinzu). Zwar 
sind höhere Kompensationen als für 
ähnliche Staudammprojekte in an-
deren Ländern des Südens vorgese-
hen worden, aber es hat offenbar 
Verzögerungen bei der Auszahlung 
der Kompensation gegeben, und die 
Infrastruktur wurde ebenfalls nur 
in kleinen Schritten verbessert. Das 
hat zu einer großen Verbitterung 
bei den umgesiedelten Menschen 
geführt. Die Studie kommt zum Er-
gebnis, dass die Staudammprojekte 
die Armut der örtlichen Bevölkerung 
vergrößert haben und zudem die ge-

fährliche Tendenz begünstigen, sich 
ganz auf Kompensationszahlungen 
und Gelder von außen zu verlassen.

Ein Effekt der Spreng-, Tunnelbau- 
und Straßenbauprojekte in der Regi-
on war, dass eine Reihe von Quellen 
ausgetrocknet ist und die Menschen 
sich jetzt aus größeren Entfernun-
gen Wasser holen müssen. Für die 
Menschen unterhalb des Katse-
Damms hat sich die Versorgungs-
situation drastisch verschlechtert, 
weil das Wasser nun so stark mit 
Schadstoffen belastet ist, dass es 
nicht mehr getrunken werden kann. 
Die Bewohner in verschiedenen der 
umgesiedelten Dörfer klagen da-
rüber, dass sie immer noch nicht an 
eine Wasserversorgung angeschlos-
sen sind. Zusagen für einen raschen 
Anschluss an eine Trinkwasserver-
sorgung wurden nicht eingehalten 
und zum Zeitpunkt der Studie war 
die Verwirklichung dieser Pläne be-
reits fünf Jahre hinter den ursprüng-
lichen Zusagen zurückgeblieben. 
Ausgerechnet das größte Projekt zur 
Verbesserung der Wasserversorgung 
im südlichen Afrika hat also dazu 
geführt, dass sich die Versorgungs-
situation von Menschen in der un-
mittelbaren Umgebung des Projekt-
gebietes verschlechtert hat. 

Die „World Commision on Dams“ 
(www.dams.org) hat vor einigen 
Jahren strikte Richtlinien vorge-

Lesotho – ein Staudamm 
in den Schlagzeilen
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schlagen, die beim Bau von Stau-
dämmen eingehalten werden müss-
ten. Die Studie kommt zum Ergebnis, 
dass die Staudämme in Lesotho nach 
diesen Maßstäben vermutlich nie ge-
baut worden wären. Und dies schon 
deshalb nicht, weil sie weder gegen-
wärtig noch in den nächsten Jah-
ren benötigt werden. Der Bedarf in 
der Region um Johannesburg sei zu 
hoch berechnet worden. Außerdem 
hätte die Möglichkeit bestanden, 
durch eine konsequente Beseiti-
gung von Leckagen im Leitungsnetz 
und durch Wassersparmaßnahmen 
den Verbrauch drastisch zu reduzie-
ren. Auch hätten die „stakeholders“, 
also die direkt Betroffenen, sehr viel 
stärker in Planungen und Entschei-
dungen einbezogen werden müssen 
und es hätte sichergestellt werden 
müssen, dass sie angemessen an den 
Einnahmen beteiligt werden. Welche 
ökologischen Folgen es haben wird, 
wenn wirklich einmal 40 Prozent des 
Wassers im Senqunyane-Einzugsge-
biet Lesothos nach Südafrika abge-
leitet werden, ist nicht absehbar. 

HOCHTIEF und seine Tochtergesell-
schaft Concor sind an dem Vorhaben 
wesentlich beteiligt und tragen da-
her auch eine Mitverantwortung für 
die Folgen. Die Verantwortung von 
RWE ist nach dem Verkauf von HOCH-
TIEF nicht beendet, denn der Esse-
ner Konzern hält 24,9 Prozent der 
Anteile der Ingenieurs- und Bera-
tungsfi rma Lahmeyer International 
(www.lahmeyer.de). Lahmeyer In-
ternational ist nach eigenen Anga-
ben in mehr als 140 Ländern tätig 
und unterhält Auslandsbüros und 
Vertretungen in 40 Ländern. 

Ein Korruptionsskandal 
macht Schlagzeilen
In den letzten Jahren ist Lahmeyer 
International aber nicht wegen sei-
ner technischen und wirtschaftli-
chen Planungs- und Beratungsleis-
tungen in die internationale Presse 
geraten, sondern wegen seiner Ver-
wicklung in einen Korruptionsskan-
dal in Lesotho. Unstrittig ist, dass 
der frühere Direktor des Lesotho 
Highland Water Projects, Masupha 
Sole, Bestechungsgelder in Höhe 
von etwa zwei Millionen Dollar ange-
nommen hat. Dafür ist er von einem 
Gericht in Lesotho zu einer hohen 
Gefängnisstrafe verurteilt worden. 
Die südafrikanische Wirtschaftszei-
tung „Business Day“ veröffentlich-
te am 29. Juli 1999 eine Liste der 
Unternehmen, die die Bestechungs-
summe aufgebracht haben. Sie liest 
sich wie ein Who’s Who der interna-
tionalen Staudamm-Branche, dar-
unter Lahmeyer International. Die 
Unternehmen bestreiten unisono 
die Vorwürfe. Bisher sind zwei Un-
ternehmen von Gerichten verurteilt 
worden, der kanadische Baukonzern 
Acres International und Lahmey-
er International. Acres Internatio-
nal wurde im Oktober 2002 mit ei-
ner Strafe von 2,25 Millionen US$ 
belegt, weil das Gericht den Vorwurf 
der Korruption als erwiesen ansah. 

Lahmeyer International wurde im 
Juni 2003 verurteilt, weil das Un-
ternehmen sich seinen Anteil an den 
Planungs- und Bauaufträgen durch 
die Zahlung von etwa 150.000 US-
$ Bestechungsgeldern gesichert ha-
ben soll. Gegenüber der „Süddeut-
schen Zeitung“ vom 29. Juni 2003 
erklärte der Geschäftsführer Rai-
ner Bothe, dass es zwar offenbar 
Schmiergeldzahlungen eines „frei-

en Mitarbeiters“ des Unternehmens 
gegeben habe, dies sei aber nicht im 
Auftrag von Lahmeyer International 
geschehen. Das Gericht sah in der 
Einschaltung eines Mittelsmanns le-
diglich den Versuch, die Bestechung 
zu verschleiern. Das Gericht in Leso-
tho verurteilte Lahmeyer Internatio-
nal zu einer Strafe von 1,3 Millionen 
Euro. Im April 2004 wurde das Urteil 
in einer Berufungsverhandlung be-
stätigt und das Strafmaß sogar um 
ca. 180.000 Euro erhöht. 

Für die verurteilten Unternehmen 
steht viel auf dem Spiel, denn es be-
steht auch das Risiko, dass sie in Zu-
kunft von Projekten ausgeschlossen 
werden, die von der Weltbank mit-
fi nanziert werden. Das sieht jeden-
falls ein Weltbank-Kodex vor. Wenn 
er gegen alle Konzerne angewandt 
würde, die in den Korruptionsfall 
in Lesotho verwickelt gewesen sein 
sollen, müsste die Weltbank sich ver-
mutlich aus der Förderung von Stau-
dammprojekten zurückziehen, weil 
zahlreiche Große der Branche be-
troffen sind. Tatsächlich sind Sankti-
onen gegen alle beteiligten Konzer-
ne kaum zu erwarten, vielleicht aber 
gegen die letztinstanzlich verurteil-
ten Unternehmen wie Lahmeyer. 
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Binnen weniger Jahre ist RWE zu 
einem der großen internationa-
len Wasserkonzerne aufgestiegen. 
In Essen und bei der Tochtergesell-
schaft Thames Water in London be-
müht man sich, nicht ins Zentrum 
der Kritik derer zu geraten, die vor 
allem im Süden der Welt die Bestre-
bungen zur Privatisierung der Trink-
wasserversorgung bekämpfen. RWE 
hat eine lange Tradition der Zusam-
menarbeit mit Kommunen. Der Kon-
zern hat deshalb die Möglichkeit, 
international zu zeigen, dass es Al-
ternativen zu einer „Public-Private-
Partnership“ gibt, wie sie von der 
Weltbank, aber auch der deutschen 
Entwicklungspolitik propagiert wird. 
„Partnerschaft“ besteht bei diesen 
PPP-Projekten wie erwähnt darin, 
dass ein international tätiges Un-
ternehmen sich in einem Land des 
Südens geschäftlich engagiert und 
dafür mit öffentlichen Geldern ge-
fördert wird, in der Hoffnung, dass 
die Tätigkeit des Unternehmens sich 
für die dortige Bevölkerung positiv 
auswirkt. Das Sagen hat der private 
Konzern, der auch die Gewinne für 
sich behalten kann.

Die Verantwortung der 
deutschen Kommunen
Im Falle von RWE sind die Kommu-
nen in Deutschland bisher aktiv in 
den Konzern einbezogen worden, 
mit Anteilen und mit einer Vertre-
tung in den Entscheidungsgremien. 
RWE steht jetzt an einer Wegschei-

de. Es gibt unter den privaten An-
teilseignern und wohl auch Teilen 
der Führung des Konzerns die Ten-
denz, den kommunalen Einfl uss zu-
rückzudrängen, vor allem den Ein-
fl uss auf die Unternehmenspolitik. 
RWE soll noch profi tabler für priva-
te Anleger werden, und da schei-
nen Kommunen zu stören, die sich 
auch um die Auswirkungen von Un-
ternehmensentscheidungen auf den 
eigenen Ort kümmern. Ebenso stö-
ren Gewerkschaften, die im Rahmen 
der Mitbestimmung darauf Einfl uss 
nehmen wollen, wie viele Arbeits-
plätze zu welchen Bedingungen „ab-
gebaut“ werden. Jene Aktionäre, 
die ein Unternehmen höher bewer-
ten, wenn es Entlassungen ankün-
digt und so Kosten senkt, betrach-
ten den Einfl uss von Kommunen und 
Gewerkschaften auf RWE nur als Hin-
dernis auf dem Weg zur höchstmög-
lichen Rendite. Es muss aber gefragt 
werden, ob solche Aktionäre und Fi-
nanzinstitute die besten Partner für 
RWE sind. Sie lassen ein Unterneh-
men erfahrungsgemäß rasch „im Re-
gen stehen“, wenn die Rendite sinkt 
oder anderswo bessere Geschäfte zu 
machen sind. Demgegenüber haben 
die Kommunen RWE verlässlich un-
terstützt, und die Arbeitnehmer und 
ihre Gewerkschaften haben den Auf-
stieg von RWE erst ermöglicht. 

Die Kommunen ihrerseits müssen 
allerdings ihre Mitwirkung an RWE 
sehr viel ernster nehmen. Wenn sich 

Bürgermeister oder Stadtdirektoren 
in RWE-Gremien darauf beschrän-
ken, die Interessen des eigenen 
Standorts zu verteidigen und auf 
eine hohe Rendite zu hoffen, wer-
den sie ihrer Verantwortung nicht 
gerecht. Dies gilt um so mehr, seit 
RWE im Wasser- und Energiebereich 
zu einem „global player“ geworden 
ist. Nun müssen sich Aufsichtsrats-
mitglieder auch dafür interessieren, 
wie die englische RWE-Tochtergesell-
schaft Thames Water in Indonesien 
agiert oder welche Rolle der Konzern 
bei der Trinkwasserversorgung Chi-
les übernimmt. Zugleich besteht die 
Chance, die kommunalen Erfahrun-
gen bei der Trinkwasserversorgung 
und Abwasserentsorgung in die Un-
ternehmenspolitik und konkrete Ent-
scheidungen einzubringen.

Das internationale Engagement von 
RWE Thames Water betrifft Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer in 
vielen Ländern der Welt, ohne dass 
es bisher eine gemeinsame Ver-
tretung gegenüber dem Manage-
ment gab. Vom 10.-13. Juli 2003 
fand deshalb in Mülheim an der 
Ruhr ein erstes Treffen von Gewerk-
schaftsvertreterinnen und -vertre-
tern aus Großbritannien, Spanien, 
USA, Chile, Thailand, Indonesien 
und Deutschland statt. Dabei wur-
de deutlich, wie weit RWE Thames 
Water noch von den Standards der 
Mitbestimmung entfernt ist, wie sie 
in Deutschland üblich sind. So wur-
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den Arbeitnehmer im thailändischen 
Tochterunternehmen stark unter 
Druck gesetzt, nicht zu dem Treffen 
zu reisen. Die Gewerkschafter aus 
den USA berichteten, wie sich auch 
das dortige Thames Water Tochter-
unternehmen an den dort üblichen 
Bestrebungen beteiligt, die Gewerk-
schaften aus den Betrieben heraus-
zuhalten. Die Vertreter aus Chile 
berichteten, dass nach der Privati-
sierung die Hälfte der Arbeitsplät-
ze verlorengegangen sind oder nach 
einem „Outsorcing“ jetzt zu deutlich 
schlechteren Bedingungen angebo-
ten werden. Es wurde in Mülheim 
vereinbart, einen Weltbetriebsrat für 
RWE Thames Water zu bilden. 

In einer globalisierten Welt sind De-
batten und Entscheidungen in der 
hiesigen Wasserwirtschaft eng ver-
knüpft mit denen in entfernten Tei-
len der Erde. Angesichts der Rolle 
deutscher und französischer Wasser-
konzerne auf dem globalen Markt ist 
es von großer Bedeutung, wie sich 
in Deutschland und den Nachbar-
ländern die Strukturen der Wasser-
versorgung entwickeln. Es gibt in 
Deutschland starke Bestrebungen 
zur Privatisierung der Versorgung, 
wobei neben den privaten Wasserun-
ternehmen selbst auch das Bundes-
wirtschaftsministerium eine wich-
tige Rolle spielt. Dabei sind die 
Erfahrungen mit der Privatisierung 
in einer Metropole wie Berlin alles 
andere als überzeugend. Aber es 
geht auch um ideologische Überzeu-
gungen und die besagen, dass priva-
te Unternehmen immer besser wirt-
schaften als öffentliche Betriebe. 
Die Verfechter dieser Glaubensleh-
re lassen sich von keinen negativen 
Erfahrungen beeindrucken, sondern 
setzen diese Politik unbeirrt fort – 
in Deutschland und in anderen Tei-
len der Welt.

Die internationalen Versorgungskon-
zerne sind sicherlich sehr mächtige 
Organisationen, aber so mächtig, als 
dass sie ihre lokalen Investitionsbe-
dingungen vor Ort einfach diktie-
ren könnten, sind sie mit Sicherheit 
nicht. Natürlich versuchen sie, über 
diverse Kanäle wie den Internatio-
nal Monetary Fund, die World Trade 
Organisation, Public Relations, poli-
tische Kontakte oder in bestimmten 
Fällen auch Korruption auf die natio-
nalen Wasserstrategien und gesetzli-
chen Vorgaben Einfl uss zu nehmen.
Aber letztlich werden die Entschei-
dungen, ob und zu welchen Bedin-
gungen private Investition in die 
öffentliche Wasserversorgung erfol-
gen, immer noch von den nationalen 
regionalen und kommunalen Verwal-
tungskörperschaften getroffen, die 
auch in Ländern des Südens zumin-
dest dem Anspruch nach demokra-
tisch legitimiert sind. Diese stellen 
die Vorgaben, und die Unterneh-
men müssen sich am Ende nach ih-
nen richten.

Die Rolle von Konzernen wie RWE 
bei der Lösung globaler Probleme
Es wäre unrealistisch, private Unter-
nehmen wie RWE aus dem Bereich 
der Trinkwasserversorgung und Ab-
wasserentsorgung heraushalten zu 
wollen. Entscheidend ist, wer die 
Wasserleitungen kontrolliert. Es 
macht einen riesigen Unterschied, 
ob ein privates Unternehmen ein 
Wasserwerk oder ein Klärwerk baut 
oder ob es die gesamte Wasserver-
sorgung betreibt. Ein verantwor-
tungsbewusster kommunaler Betrei-
ber eines Versorgungssystems wird 
versuchen, wirtschaftliche, ökolo-
gische und soziale Gesichtspunkte 
so in Einklang zu bringen, dass die 
Kosten gedeckt und die Umwelt ge-
schont werden und trotzdem kein 
zu hoher Wasserpreis für die Ver-
braucher entsteht. Das gelingt vie-

len kommunalen Wasserversorgern 
in Deutschland weitgehend, und das 
gelingt auch einzelnen Versorgungs-
betrieben im Süden der Welt, so in 
Porto Alegre in Brasilien. Private 
Unternehmen können ähnliche Zie-
le verfolgen, aber am Ende des Tages 
müssen sie darauf achten, dass sie 
einen zufriedenstellenden Gewinn 
erzielen. Damit wird Wasser zu einer 
Ware, von der möglichst viel zu ei-
nem möglichst hohen Preis verkauft 
werden muss.

Aus den Stellungnahmen von RWE 
Thames Water zu internationalen 
Wasserthemen geht hervor, dass 
man erkannt hat, dass die priva-
ten Wasserunternehmen nur einen 
begrenzten Beitrag zur Lösung der 
gewaltigen Aufgaben der nächsten 
Jahrzehnte leisten können. Das er-
öffnet die Möglichkeit zum Dialog 
darüber, worin der Beitrag der Pri-
vatwirtschaft bestehen kann. Ange-
sichts der gewaltigen Investitionen, 
die erforderlich sind, um bis 2015 
die Zahl der Menschen ohne An-
schluss an eine Trinkwasserversor-
gung und Abwasserentsorgung auch 
nur zu halbieren, kann eine private 
Beteiligung sinnvoll sein – und zwar 
dann, wenn die Trinkwasserversor-
gung selbst in kommunaler Verant-
wortung bleibt. 

Was bedeutet dies konkret? Thames 
Water will nach eigenem Verständ-
nis nach Lösungen für die Wasser-
probleme suchen, die den örtlichen 
Verhältnissen angepasst sind. Es soll 
also nicht immer nur um den Ver-
kauf der teuersten und aufwändigs-
ten technischen Anlagen gehen. Da-
ran muss sich Thames Water messen 
lassen und steht damit vor der Auf-
gabe, mit lokalen Behörden und In-
itiativen nach preiswerten und den 
lokalen ökologischen, sozialen und 
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kulturellen Verhältnissen angepass-
ten Lösungen zu suchen. 

Ein wichtiges Betätigungsfeld für 
private Unternehmen ist der Bau 
von Kläranlagen für ländliche und 
vor allem städtische Gebiete. Hier 
haben RWE-Unternehmen eine gro-
ße Erfahrung, die eingesetzt werden 
kann, um in vielen Teilen der Welt die 
Bedrohung der Umwelt durch Abwäs-
ser zu vermindern. In den Fällen, wo 
eine staatliche Finanzierung solcher 
Vorhaben nicht möglich ist, kann 
das BOT-Konzept zum Tragen kom-
men: „Build, Operate and Tranfer“ 
bedeutet, dass private Unternehmen 
mit eigenen Mitteln oder selbst auf-
genommenen Krediten ein Klärwerk 
bauen, es für eine Reihe von Jahren 
betreiben und danach der Regierung 
oder der Kommune übergeben. Wäh-
rend der Laufzeit der Verträge be-
kommen die Unternehmen so hohe 
Erlöse für ihre Dienstleistungen, 
dass sie davon nicht nur die laufen-
den Kosten tragen können, sondern 
sich auch die Investitionen amorti-
sieren lassen und ein Gewinn ent-
steht. Die Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung der Bürger 
bleibt bei diesem Modell eine Auf-
gabe kommunaler Wasserbetriebe. 
Ein gut ausgehandelter BOT-Vertrag 
entlastet die Kommunen von Inves-
titionsaufwendungen, die Versor-
gungsbetriebe selbst werden aber 
von privaten Gewinninteressen frei-
gehalten. Die Erlöse, die der Be-
treiber erzielen will, erhöhen den 
Wasser- oder Abwasserpreis für die 
Verbraucher und deshalb ist vorab 
zu prüfen, ob die neuen Preise von 
der ärmeren Bevölkerung auch be-
zahlt werden können. Nur dann sind 
solche Projekte sozial vertretbar.

RWE hat von Deutschland über Ost-
europa bis nach Ostasien zahlreiche 
solcher BOT-Verträge abgeschlossen, 

und ein kritischer Dialog mit RWE 
kann sich in diesem Punkt darauf 
konzentrieren, welche Leistungen 
das Unternehmen tatsächlichen zu 
welchen Bedingungen erbringt, ob 
also zum Beispiel international an-
erkannte Umwelt- und Sozialstan-
dards eingehalten werden.

RWE rechnet es zu seinen Stärken, 
kommunalen Wasserbetrieben eine 
ganze Bandbreite von Beratungs- 
und Technikdienstleistungen anzu-
bieten. Dieses Know-how könnte 
noch sehr viel intensiver zur Stär-
kung kommunaler Wasserbetriebe 
im Süden der Welt eingesetzt wer-
den. Auch dabei dürfen sich die Re-
geln der Wasserversorgung nicht zu-
gunsten einer Gewinnorientierung 
der kommunalen Wasserbetriebe 
verändern. Sie müssen vielmehr ef-
fi zienter arbeiten, den Umfang der 
Wasserverluste durch Leckagen ver-
mindern, die Leitungsnetze aus-
bauen und einen höheren Kosten-
deckungsgrad erreichen, ohne die 
Armen von der Wasserversorgung 
auszuschließen. 

Die Verantwortung der 
Entwicklungspolitik
Erforderlich für den Erfolg eines sol-
chen Konzepts wären vor allem zwei 
Dinge: Die Institutionen der bundes-
deutschen Entwicklungshilfe müss-
ten umdenken und sich wieder stär-
ker auf die Förderung kommunaler 
Wasser- und Abwasserbetriebe im 
Süden der Welt konzentrieren, statt 
der Illusion anzuhängen, es käme 
darauf an, mit Entwicklungshilfe-
geldern dort einen Markt entstehen 
zu lassen, wo er mangels Kaufkraft 
schlicht nicht existiert. Zweitens 
wäre es erforderlich, das politische, 
wirtschaftliche und institutionelle 
Umfeld zu verbessern, in dem kom-
munale Wasserbetriebe im Süden der 
Welt operieren. Das ist eine gewalti-

ge Aufgabe angesichts despotischer 
Regime, wachsender Verarmung, ho-
her Verschuldung, ineffi zienter Ver-
waltungen und weit verbreiteter 
Korruption in vielen Ländern des Sü-
dens. Aber man darf sich keine Illu-
sionen machen: Werden diese Ent-
wicklungshemmnisse nicht gelöst, 
dann scheitern alle Bemühungen um 
eine nachhaltige Verbesserung der 
Wasserversorgung und darüber hi-
naus einer Überwindung der Krisen 
dieser Gesellschaften. 

Wenn also die Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung realistischer-
weise nicht wesentlich wirkungs-
voller funktionieren kann als die 
übrigen öffentlichen und privaten 
Dienstleistungen, so gibt es doch 
Gründe zu versuchen, diese Versor-
gung im Rahmen der Gegebenhei-
ten schrittweise zu verbessern und 
gleichzeitig dazu beizutragen, die 
Rahmenbedingungen positiv zu be-
einfl ussen. Im Wasser- und Abwas-
serbereich sind die Ziele klar: Es 
muss darum gehen, alle Menschen 
an eine Ver- und Entsorgung anzu-
schließen, was in vielen Fällen nicht 
bedeutet, aufwändige Systeme auf-
zubauen. Außerdem gilt es, die Qua-
lität der Versorgung und Entsorgung 
zu verbessern, in manchen Fällen 
geradezu dramatisch zu verbessern. 
Angestrebt werden muss, dass über-
all bedenkenlos trinkbares Wasser 
aus den Leitungen kommt, also we-
der ein Abkochen des Wassers noch 
der Kauf von Flaschenwasser erfor-
derlich sind. Drittens gilt es, ein 
Preissystem zu entwickeln, das den 
lokalen ökonomischen und sozia-
len Verhältnissen angepasst ist. Das 
kann zum Beispiel bedeuten, dass 
der ärmste Teil der Bevölkerung eine 
bestimmte Menge Wasser kosten-
los erhält und dass die Wasserprei-
se sozial gestaffelt werden, dass also 
Wohlhabende mehr als Arme zahlen 
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und dass diejenigen, die ihren Swim-
ming Pool mit Leitungswasser füllen, 
eine Preis zahlen, der die Versorgung 
der Armen mit subventioniert.

Bei all dem kann RWE eine Rol-
le übernehmen, gerade weil dieser 
Konzern in den ärmeren Ländern des 
Südens nur über ganz wenige Kon-
zessionen zum Betrieb von Wasser-
versorgungsunternehmen verfügt. 
Das Zukunftsmodell ist ein effi zi-
ent arbeitender kommunaler Was-
serversorgungsbetrieb, der auf die 
Dienstleistungen privater Unterneh-
men zurückgreift, ohne das Wasser 
zu einer Ware wie jede andere und 

das Wasserwerk zum „profi t centre“ 
zu machen. Das Menschenrecht auf 
Wasser schließt aus, dass Wasser zu 
einer Ware wie jede andere im glo-
balen „Supermarkt“ wird und er-
fordert, dass alle Energien darauf 
konzentriert werden, denen einen 
Zugang zu Trinkwasser zu sichern, 
die mangels Kaufkraft als Kunden 
ausscheiden. Wasser für alle ist et-
was anderes als Wasser für alle, die 
dafür bezahlen können. 
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1. ASSOCIATED COMPANIES %

RWE Power
RWE Aktiengesellschaft, Essen/Germany 100
Harpen Aktiengesellschaft, Dortmund/Germany 95
Kernkraftwerke Lippe-Ems GmbH, Lingen/Germany 99
Kernkraftwerk Grundremmingen GmbH, Germany 75
Mátral Erômù Rt. (MÁTRA), Visonta/Ungarn 51
RV Rheinbraun Handel und Dienstleistungen GMBH, 
Köln/Germany 100
RWE Dea AG, Hamburg/Germany 99
Turbogás-Produtora Energética, S.A., Lisboa/Portugal 75
RWE Energy
RWE Energy AG, Dortmund/Germany 100
Budapest Elektromos Müvek Rt. (ELMÜ), Hungary 55
Emscher Lippe Energie GmbH, Gelsenkirchen/Germany 79
Envia Mitteldeutsche EnergieAG, Chemnitz/Germany 64
Észak-magyarországi Áramszolgáltató Rt. (ÉMÀSZ), 
Miskolc/Hungary 54
EWV Energie- und Wasserversorgung GmbH, 
Stolberg/Germany 54
Koblenzer Elektrizitätswerk und Verkehrs-AG, 
Koblenz/Germany 58
Lechwerke AG, Augsburg/Germany 90
MITGAS Mitteldeutsche Gasversorgung GmbH, 
Halle/Germany 60
Rhenag Rheinische Energie AG, Köln/Germany 100
RWE Gas AG, Dortmund/Germany 80
RWE NUKEM GmbH, Alzenau/Germany 100
RWE Obergas N.V., Helmond/Netherlands 90
RWE Rhein-Ruhr AG, Essen/Germany 100
RWE Solutions AG, Frankfurt M./Germany 100
RWE Transportnetz Strom GmbH, Dortmund/Germany 100
RWE Westfalen-Weser-Ems AG, Dortmund/Germany 100
SAG Energieversorgungslösungen GmbH, 
Frankfurt M. /Germany 100
SAG Netz- & Energietechnik GmbH, Langen/Germany 100
STOEN S.A., Warsaw/Poland 85
Süwag Energie AG, Frankfurt M./Germany 78
Transgas a.s. in 6 regions of Czech Republic 100
Thyssengas GmbH, Duisburg/Germany 100
VSE AG, Saarbrücken/Germany 69
RWE Innogy
RWE Innogy Holdings plc, Swindon/Great Britain 100
RWE Traiding
RWE Traiding GmbH, Essen/Germany 100
SSM Coal B.V., Rotterdam/Netherlands with 23 subsi-
diaries in Europe, Australia and USA 100
RWE Thames Water
RWE Thames Water Plc., London/Great Britain 100
American Water Works Company, Wilmington/USA 
with 60 subsidiaries in the USA and Canada 100
E’town Corporation, Westfi eld/USA with 11 
subsidiaries in the USA 100
Proyectos e Instalaciones de Desalacíon, 
Madrid/ Spain with 6 subsidiaries in Spain 75
RWW Rheinisch-Westfälische Wasserwerksgesell-
schaft mbH, Mülheim/Germany 80

RWE Umwelt
RWE Umwelt AG, Viersen/Germany 100
RWE Umwelt Nord GmbH & Co. KG, Preetz/Germany 100
RWE Umwelt Ost GmbH, Halle/Germany 100
RWE Umwelt Westfalen GmbH & Co. KG, Iserlohn/
Germany 100
RWE Umwelt Rhein-Ruhr GmbH, Essen/Germany 100
RWE Umwelt West GmbH, Grevenbroich/Germany 100
RWE Umwelt Rheinland GmbH, Köln/Germany 100
RWE Umwelt Südwest GmbH, Wiesbaden/Germany 100
RWE Umwelt Süd GmbH, 
Villingen-Schwenningen/Germany 100
Heidelberger Druckmaschinen
Heidelberger Druckmaschinen AG, Germany 50
Heidelberger Druckmaschinen Vertrieb 
Deutschland GmbH, Germany 100
Heidelberg USA, Inc., Kennesaw/USA 100
Heidelberg Web Systems, Inc., Dover/USA 100
Other Subsidiaries
RWE Finance B.V., Zwolle/Netherlands 100
RWE Systems AG, Dortmund/Germany 100

2. ASSOCIATED COMPANIES

balanced with Equity Methods %

RWE Power
TCP Petcoke Corporation, Dover/USA 50
Großkraftwerk Mannheim AG, Mannheim/Germany 40
RWE Energy
Energieversorgung Oberhausen AG, Germany 50
Fövárosi Gázmüvek Rt. Budapest/Hungary 33
GEW RheinEnergie Köln/Germany 20
Kärtner Energieholding GmbH, Klagenfurt/Austria 49
Kommunale Energie- und Wasserversorgung 
Neunkirchen AG, Neunkirchen/Germany 29
Motor-Columbus AG, Baden/Switzerland 20
Nafta a.s., Trnava/Solvakia 40
Niederrheinische Versorgung und Verkehr AG, 
Mönchengladbach/Germany 50
Stadtwerke Duisburg AG, Duisburg/Germany 20
Stadtwerke Düsseldorf AG, Düsseldorf/Germany 20
Stadtwerke Essen AG, Essen/Germany 29
TIGÁZ Rt., Hajdúszoboszló/Hungary 44
RWE Thames Water
RWE/VIVENDI Berlinwasser Beteiligungs AG 
Berlin/ Germany 50
Others
HOCHTIEF AG, Essen/Germany 40

3. OTHER SHARES %

RWE Power
CONSOL Energy Inc., Wilmington/USA 18
RWE Energy
Stadtwerke Cemnitz AG, Chemnitz/Germany 19
Others
RAG AG 30




